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Ihnen liegt die Dokumentation des Projektes „Jugend-
politik braucht…?!“ vor, welches im Zeitraum Juli 2012 
bis Dezember 2013 in Trägerschaft der JUST – Jugend-
stiftung Sachsen mit zahlreichen Kooperationspart-
nern umgesetzt wird, ermöglicht durch eine Förderung 
aus Mitteln des Innovationsfonds „Eigenständige Ju-
gendpolitik“ des BMFSFJ.
Im Mittelpunkt steht dabei die Umsetzung einer Ver-
anstaltungsreihe, bei der regional an verschiedenen 
Standorten im Freistaat Sachsen Fragestellungen zum 
Thema „Eigenständige Jugendpolitik“ erörtert wurden. 
Dabei und durch das Aufgreifen des Themenfeldes u. a. 
in einer Interviewreihe wurden Positionen verschiede-
ner Akteure aus Fachpraxis, Wissenschaft, Wirtschaft, 
Verwaltung und Politik identifiziert, ein Dialog zur Le-
bensphase Jugend angeregt und durch Veröffentli-
chungen in Fachzeitschriften lanciert. Darüber hinaus 
wurde der Ideenwettbewerb „Abenteuer Jugendzeit“ 
initiiert mit dem Ziel, Einblicke in die Vorstellungen und 
Wünsche an eine jugendgerechte Gesellschaft unmit-
telbar von jungen Menschen zu erhalten und diese zu 
unterstützen.
Die Resonanz und Beteiligung bei den Veranstaltun-
gen, am Ideenwettbewerb sowie zum Thema generell 
hat unsere Erwartungen übertroffen. Dabei wurde uns 
deutlich, dass viele Akteure, die mit und für junge Men-
schen tätig sind, und junge Menschen selbst interes-
siert sind, am Dialog um eine Eigenständige Jugendpo-
litik mitzuwirken. Dies geht einher mit der Intention des 
Bundesministeriums, die Eigenständige Jugendpolitik 
in einer „Allianz für Jugend“ sichtbar werden zu las-
sen, in der alle relevanten gesellschaftlichen Gruppen 
und Akteure mitwirken. Deutlich wurde uns auch, dass 
dies vor allem im unmittelbaren Wirkungskreis, lokal 
und regional, passieren sollte. Regina Kraushaar, Ab-
teilungsleiterin Kinder und Jugend BMFSFJ formulierte 

im Schreiben vom 02.10.2013 an die Stiftung dazu: „Die 
Entwicklung einer Eigenständigen Jugendpolitik braucht 
Ideenreichtum und Überzeugungskraft vor Ort: Denn so 
wichtig die Anreize auf der Bundesseite auch sind – es 
sind die Aktivitäten in den Ländern und es ist insbeson-
dere die Jugendpolitik in den Kommunen, die einen di-
rekten und unmittelbaren Einfluss auf die Lebenslagen 
junger Menschen haben.“

Diese im Rahmen des fachpolitischen Forums „Ju-
gendpolitik braucht…?! – Dialog!“ vorgelegte Doku-
mentation beinhaltet einerseits die Ergebnisse aus den 
vier regionalen Fachveranstaltungen „Jugendpolitik 
als Generationenpolitik“ im Landkreis Leipzig, „…als 
Schutz- und Unterstützungspolitik“ im Vogtlandkreis, 
„…als Befähigungspolitik“ in der Stadt Leipzig und „… 
als Teilhabepolitik“ in der Stadt Chemnitz. Andererseits 
kommen sächsische Expert_innen, die im Rahmen der 
Interviewreihe befragt wurden, sowie Vertreter_innen 
der Wissenschaft mit ihrer fachlichen Expertise zu Wort. 
Nicht zuletzt werden eine Auswahl von Statements von 
Jugendlichen und Projekte aus dem Ideenwettbewerb 
vorgestellt. Außerdem werden die Projekterfahrungen 
und Anforderungen einer Eigenständigen Jugendpoli-
tik umrissen.
Die Diskussion um eine Eigenständige Jugendpolitik 
ist mit dem Ende des geförderten Projektes nicht ab-
geschlossen sondern hat auch für Sachsen erst begon-
nen. Wünschenswert wäre, dass der begonnene Dialog 
lokal, regional und im Land Sachsen fortgeführt wird. 
Wir wünschen Ihnen bei der Lektüre dazu gute Impulse.

Anke Miebach-Stiens und Andreas Pautzke
Vorstand JUST – Jugendstiftung Sachsen
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In einer Veröffentlichung des Bundesjugendkuratori-
ums1 aus dem Jahr 2009 wurde auf die notwendigen 
Elemente und Stolpersteine für eine Neupositionierung 
der Jugendpolitik hingewiesen. Mit dieser Stellung-
nahme beteiligte sich das BJK an den nationalen und 
europäischen Diskursen, die eine Neuausrichtung und 
Konzeption von Jugendpolitik unter der programma-
tischen Überschrift der Entwicklung einer Eigenstän-
digen Jugendpolitik intensiver in den Blick nehmen 
wollen. Im Kern verfolgt dieser fachpolitische Diskurs 
das Anliegen, die Herausforderungen für und die Be-
dürfnisse von Jugendlichen in Deutschland wieder 
verstärkt zum Gegenstand politischer Debatten und 
Entscheidungen zu machen. Die besonderen Bedin-
gungen und Entwicklungsaspekte dieser Lebenspha-
se sollen perspektivisch in einem als eigenständig zu 
bearbeitenden Politikfeld im Sinne einer Jugendpolitik 
zusammengeführt werden und die gesellschaftspoliti-
sche Aufmerksamkeit schärfen.
Hierzu wurde auf der Bundesebene ein „Zentrum für 
die Entwicklung einer Eigenständigen Jugendpolitik 
und den Aufbau einer Allianz für Jugend“ eingerich-
tet. Die Agenda umschreiben die Verantwortlichen wie 
folgt: „Jugendpolitik soll die Lebensphase Jugend als 
Ganzes in den Blick nehmen und als eigenständiges 
Politikfeld etabliert werden. Hierfür brauchen wir ei-
nen Konsens über den Zuschnitt und Spielraum einer 
als Ressort und im Querschnitt ausgerichteten, gesell-
schaftlich relevanten Zukunftspolitik für alle Jugendli-
chen.“ Auf nationaler Ebene wird dieser Diskussions-
prozess in Fachforen forciert und die Einbindung von 
Jugendlichen wird bspw. durch den Bundesjugendring 
mit der Internetplattform http://tool.ichmache-politik.
de angestrebt. 

2012 wurde durch das BMFSFJ ein Innovationsfonds 
zur Entwicklung einer Eigenständigen Jugendpolitik 
im Rahmen des Kinder- und Jugendplans des Bundes 
aufgelegt, mit welchem die Umsetzung von konkreten 
Projektvorhaben auf kommunaler Ebene in den Bun-
desländern unterstützt und befördert wird. Gefördert 
werden Projekte mit Schwerpunkten in politischer Bil-
dung und kultureller Bildung, der Jugendverbandsar-
beit bzw. der internationalen Jugendarbeit.
Das Projekt „Jugendpolitik braucht …?!“ der JUST – 
Jugendstiftung Sachsen wurde als ein Vorhaben aus 
den Mitteln des Innovationsfonds gefördert. Mit dieser 
Initiative verfolgte die Jugendstiftung Sachsen das Ziel, 
die fachpolitische Diskussion für die Entwicklung einer 
Eigenständigen Jugendpolitik in Sachsen anzuregen 
und zu befördern. 
Im Rahmen einer öffentlichen Veranstaltungsreihe und 
Kampagne wurden im Jahr 2013 fünf Teilveranstaltun-
gen durchgeführt, von denen vier in enger Zusammen-
arbeit mit dem öffentlichen Träger in den Landkreisen 
bzw. kreisfreien Städten stattfanden und eine zentrale 
Abschlussveranstaltung eine Zusammenführung der 
Ergebnisse mit einem landesweiten Wirkungsanspruch 
verfolgt. Ergänzend wurde der Fachdiskurs zur Eigen-
ständigen Jugendpolitik in Zusammenarbeit mit dem 
CORAX – Fachmagazin für Kinder- und Jugendarbeit in 
Sachsen sowie auf einer eigenständigen Webpräsenz 
vorangetrieben. Mit dem Ideenwettbewerb „Abenteu-
er Jugendzeit“ richtete sich die Stiftung unmittelbar an 
junge Menschen und rief diese auf, eigene Ideen und 
Ansichten zu entwickeln und diese in Form von Projekt-
vorschlägen einzubringen (siehe dazu die Ausführun-
gen unter Ideenwettbewerb „Abenteuer Jugendzeit“).

„Jugendpolitik braucht…?!“
Idee und Ziele des Vorhabens
„ Achte die Jugend, du weißt nicht, wie sie sich entwickeln wird.“ (Konfuzius)

1	 Bundesjugendkuratorium (2009): Zur Neupositionierung von Jugendpolitik: Notwendigkeit und Stolpersteine.
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Das Ziel des Projektvorhabens „Jugendpolitik 
braucht…?!“ bestand darin, ein differenziertes Bild von 
der Lebensphase Jugend zu zeichnen und Ansätze wie 
Herausforderungen für eine an den Lebenslagen junger 
Menschen orientierten Jugendpolitik zusammenzutra-
gen. 
In der Projektentwicklung erfolgte eine stringente Ori-
entierung an der Stellungnahme des BJK aus dem Jahr 
2009, in der die diesbezügliche Fachdebatte sowie die 
Anforderungen an eine Eigenständige Jugendpolitik 
zum damaligen Zeitpunkt klar strukturiert zusam-
mengeführt war. Eine kohärente Jugendpolitik muss 
demnach gleichzeitig gegenwartsbezüglich (politische 
Rechte, Teilhabe, Verteilungsgerechtigkeit) wie auch 
zukunftsorientiert (Jugendhilfe, Bildung, Entfaltung, 
Befähigung) angelegt sein. Für die fachliche Ausge-
staltung und Diskussion bot das BJK vier Dimensionen 
einer Eigenständigen Jugendpolitik an, an denen sich 
die Stiftung in den regionalen Einzelveranstaltungen 
orientierte und deren zentrale Aussagen in einem Ab-
schlussforum als Ergebniskonferenz zusammengeführt 
wird. Nach dieser Auffassung sollte eine Eigenständige, 
kohärente Jugendpolitik die folgenden Typen von Ju-
gendpolitik reflektieren und integrieren:

➜➜ Jugendpolitik als Schutz- und Unterstützungspolitik
➜➜ Jugendpolitik als Befähigungspolitik
➜➜ Jugendpolitik als Teilhabepolitik
➜➜ Jugendpolitik als Generationenpolitik

Für die Umsetzung des Projektvorhabens „Jugendpoli-
tik braucht…?!“ – Entwicklung von Ideen und Ansätzen 
für eine Eigenständige Jugendpolitik in Sachsen orien-
tierte sich die JUST – Jugendstiftung Sachsen in der Um-
setzung des Vorhabens an sieben Kriterien bzw. Zielen.

➜➜ Das Projekt richtet sich an alle gesellschaftlichen Ak-
teure, die in der Entwicklung und Durchsetzung einer 
Eigenständigen Jugendpolitik im Bildungswesen, 
in der Sozialen Arbeit, in der Wissenschaft, der Wirt-
schaft und Politik als Verbündete gewonnen werden 
müssen.

➜➜ In der Umsetzung des Projektvorhabens werden 
überörtliche und örtliche Akteure (staatlich und 
nichtstaatlich) sowohl konzeptionell als auch in der 
unmittelbaren Veranstaltungsdurchführung und Er-
gebnisschau einbezogen.

➜➜ Die Partizipation Jugendlicher wird im Projekt „Ju-
gendpolitik braucht…?!“ gewährleistet und über ziel-
gruppenspezifische Formate unterstützt.

➜➜ Auf kommunaler Ebene sowie auf Ebene des Frei-
staats Sachsen sind Verantwortungsträger aus Politik 
und Verwaltung für das Anliegen und die Erfordernis-
se einer Eigenständigen Jugendpolitik sensibilisiert.

➜➜ Die Fachdiskussion wird einerseits in regionalen 
Werkstätten und Foren, andererseits durch die Veröf-
fentlichung von Fachartikeln angeregt und gefördert, 
Akteure der pädagogischen Praxis sensibilisiert.

➜➜ In den Regionalveranstaltungen werden lokale Dis-
kurse aufgegriffen und Ansatzpunkte für kommunale 
Entwicklungsprozesse erarbeitet, die in Verantwor-
tung der Partner_innen vor Ort fortgeführt werden.

➜➜ Mit dem Abschluss des Projekts „Jugendpolitik 
braucht…?!“ liegen Anregungen und Ideen für die 
Entwicklung einer Eigenständigen Jugendpolitik in 
Sachsen vor.

Im Projekt „Jugendpolitik braucht…?!“ wurde diesen 
Kriterien mit einer Veranstaltungsreihe, einem Ideen-
wettbewerb für Jugendliche, mit der Veröffentlichung 
von Fachbeiträgen sowie der Dokumentation des Pro-
jektverlaufs Rechnung getragen.
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Verständnis ➜ „Wenn Jugendpolitik sich dem An-
spruch stellt, die gesellschaftlichen Prozesse zu ana-
lysieren, in denen Jugend als Lebensphase und Le-
benslage durch gesellschaftliche Einflüsse neu und 
umgestaltet wird, dann rückt auch die Frage nach den 
Generationenverhältnissen in den Aufmerksamkeits-
horizont einer neu positionierten Jugendpolitik. Rele-
vant ist dann, ob junge Menschen in gerechter Weise 
Zugang zu den gesellschaftlichen Ressourcen haben 
oder ob sie in dieser Hinsicht gegenüber den Erwach-
senen benachteiligt werden. In erster Linie geht es hier-
bei um materielle Ressourcen (Geld), allerdings gibt es 
auch weitere knappe Ressourcen, die intergenerational 
ungleich verteilt sein können, wie etwa Raum und Zeit.“ 
(BJK 2009, S. 42–43) Dabei unterstreichen die Autor_in-
nen, dass dieser Aspekt sowohl zukunftsbezogen, als 
auch gegenwartsbezogen diskutiert werden muss, um 
einerseits unmittelbaren Zugang und Teilhabe im Hier 
und Jetzt, andererseits gerechte Lasten und Renditen 
zukünftiger gesellschaftlicher Veränderungen abbilden 
zu können. 
Bearbeitung ➜ Das jugendpolitische Forum am 
18.04.2013 in Borna bildete den Auftakt der Veranstal-
tungsreihe. In Zusammenarbeit mit dem Jugendamt 
und dem Kreisschülerrat des Landkreis Leipzig wurde 
diese Veranstaltung unter dem Titel „Aufwachsen im 
Landkreis Leipzig – Herausforderungen für die kom-
munale Jugendpolitik“ durchgeführt wurde. Inhaltlich 
standen die Herausforderungen des demografischen 
Wandels und der Veränderungen in der Lebenswelt jun-
ger Menschen für die Jugendpolitik im Landkreis Leip-
zig im Zentrum der Diskussion. Die Veranstaltung setzte 
auf den gleichberechtigten Austausch zwischen jungen 
Menschen und Erwachsenen, so dass die jeweiligen 

Perspektiven zu den Bereichen Jugendarbeit, Freizeit, 
Schule und Bildung sowie Beruf und ehrenamtliches 
Engagement gehoben werden konnten. Dieser Ansatz 
ging mit einer Teilnehmer_innenzahl von nahezu 100 
Personen, davon zu etwa ⅓ Jugendliche, auf und wur-
de durch die Beteiligten positiv bewertet. 
Ergebnisse ➜ Zur Situation der Jugendarbeit und 
selbstverwalteter Treffs entstand eine Zusammen-
stellung von Alltagsproblemen sowie den vielfältigen 
Leistungen der selbstverwalteten und hauptamtlich 
getragenen Jugendtreffs aus Sicht von Jugendlichen. 
Für den Bereich Schule wurde eine Stärkung der Elter-
narbeit sowie des Elternengagements und der Schul-
sozialarbeit vorgeschlagen. Um die Beteiligung von 
Kindern und Jugendlichen zu verbessern sind Kommu-
nen aufgerufen, Zugangsschwellen abzusenken, An-
sprechbarkeit herzustellen, Anliegen junger Menschen 
ernst zu nehmen und lokalspezifische Wege zu entwi-
ckeln. Eine bessere Nutzung von Angeboten der Ver-
eins- und Verbandsarbeit (primär Sport) erwarten sich 
die Teilnehmer_innen von Schnupperangeboten und 
freien Gruppen in den Schulen und einer Reduktion 
von Vereinskonkurrenz und Leistungsbezug. Die Unter-
stützungsangebote an der Schwelle zu Ausbildung und 
Beruf sollten im social media präsent sein, um breitere 
Zielgruppen anzusprechen.
Landrat Dr. Gey sicherte zum Abschluss der Veranstal-
tung zu, für den Dialog zwischen jungen Menschen und 
Erwachsenen zu jugend- und bildungspolitischen The-
men im Landkreis eine verlässliche Grundlage zu schaf-
fen und Folgeveranstaltungen zu unterstützen. 

Jugendpolitik als 
Generationenpolitik
18. April 2013, Stadtkulturhaus Borna
(Die ausführliche Dokumentation der Veranstaltung findet sich unter ➜ www.jugendstiftung-sach-
sen.de.)
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Und da waren’s nur noch … 
Demografische Perspektiven und deren sozialpolitischer Gebrauch. Dr. Martin Rudolph 

In den aktuellen sozialpolitischen Debatten werden 
häufig demografische Befunde zur Begründung von 
Reformen und hier vor allem zu Kürzungen von Mitteln 
oder privater Vorsorge herangezogen. Dass eine sol-
che kausale Verknüpfung zu verkürzten Problemdefi-
nitionen führt, soll im folgenden Beitrag anhand der 
Diskussion im Kinder- und Jugendhilfebereich illust-
riert werden. 

Demografischen Analysen in Deutschland krei-
sen gemeinhin um fünf Themenkreise: 
1.	 Historische Inversion (Umkehrung) der Alterspro-

portionen,
2.	 Geburtenrückgang und Folgen der „kleinen Zahl“, 
3.	 Migrationsprozesse, 
4.	 Suche nach demografischen Alternativen, 
5.	 „Schrumpfungsdynamiken“. 

Diese historisch schon lange andauernden Entwick-
lungen haben für das Aufwachsen in der Gesellschaft 
Auswirkungen; sie verändern Kindheit und Jugend an-
haltend und tiefgreifend. Die natürliche Bevölkerungs-
bewegung erfährt allerdings – und dies wird in der ver-
öffentlichten Meinung meist gravierend unterschätzt 
– eine gesellschafts- und sozialpolitische Rahmung, 
die nach politischen Gesichtspunkten getroffen wird. 
Der gesellschaftspolitische Rahmen für die folgende 
Analyse liegt in den Veränderungen der Sozialisations-
bedingungen für Kinder und Jugendliche, die sich aus 
den Veränderungen in der Struktur der Bevölkerungs-
zusammensetzung ergeben. Eine kurze Vorbemerkung 
zum spezifischen „lag“ der deutschen Debatte liegt in 
der Nichtberücksichtigung des globalen Verlaufs des 
demografischen Wandels.

Die demografische Entwicklung Deutschlands zeigt im 
20. Jahrhundert – abgesehen von den Weltkriegen und 
der Zwischenkriegszeit (Weltwirtschaftskrise) – einen 
epochalen Trend: Die Geburtenzahl verringert sich von 
ca. 35 Geburten (im Jahr 1900) auf unter 10 pro 1000 
Einwohner (im Jahr 2000). Entsprechend verändert sich 
der Altersaufbau der Gesellschaft: Aufgrund der gerin-
gen Geburtenrate sinkt die Anzahl junger Menschen, 
gleichzeitig gibt es durch die steigende Lebenserwar-
tung immer mehr alte Menschen, was auch als Alterung 
der Gesellschaft beschrieben wird. Die Verringerung 
der Geburtenzahlen äußert sich in der Verkleinerung 
der Kernfamilie. Ehe und Familie unterliegen der Plura-
lisierung der Lebensformen, die für das Heranwachsen 
von Kindern die größte Bedeutung haben.
In demografischer Hinsicht zeigen sich die Veränderun-
gen in den Lebensformen vor allem darin, dass die An-
zahl der Haushalte steigt und die Größe der Haushalte 
zugleich abnimmt. Bei der Analyse ergibt sich, dass Kin-
der in immer weniger Haushalten und in den Haushal-
ten immer weniger Kinder leben. Für das Aufwachsen 
eines Kindes veranschaulicht die Größe des Haushalts 
zunächst einmal nur, mit wie vielen anderen ungefähr 
Gleichaltrigen innerhalb der Familie die Aufmerksam-
keit, Liebe, Fürsorge etc. der Eltern geteilt werden 
muss. Durch die Veränderung der Lebensformen und 
der Haushaltsgrößen hat sich der personelle Rahmen 
der primären Bindungen und Bildung in einem relativ 
kurzen Zeitraum immens verändert.
In der Bundesrepublik lebt nach Angaben des Statisti-
schen Bundesamtes beinahe die Hälfte aller Kinder als 
einziges Kind im Haushalt (vgl. Datenreport 2006). Jene 
Kinder sind daher auf Erwachsene in ihrem Umkreis an-
gewiesen, sowohl hinsichtlich der alltäglichen Kommu-
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nikation und Interaktion, als auch – zumindest bis ins 
Grundschulalter hinein – in Bezug auf den Kontakt mit 
Gleichaltrigen. Das „Problem der kleinen Zahl“ bedeu-
tet für Kinder, dass es zunehmend unwahrscheinlicher 
wird, ohne Hilfe von Erwachsenen im nächsten und 
erreichbaren Umfeld auf Gleichaltrige zu stoßen. Die 
Verringerung der Kinderanzahl kann bedeuten, dass 
Kinder über lange Tages- und Lebenszeiten beinahe 
ausschließlich Kontakt mit Erwachsenen haben oder 
sich in künstlichen Medienwelten aufhalten, sodass 
sie Gleichaltrige nur noch in Institutionen der öffentli-
chen Kindererziehung oder ähnlichen institutionellen 
Arrangements antreffen und kennenlernen können. 
Dadurch erhalten diese Einrichtungen eine zusätzli-
che Bedeutung. Es sind vor allem fundamentale Er-
fahrungen sozialen Lernens, die dadurch nicht mehr 
mit Gleichaltrigen (und daher eher egalitär) gemacht 
werden, sondern mit dauerhaft sowohl physisch als 
auch psychisch und sprachlich „überlegenen“ Eltern. 
Manches als „altklug“ stigmatisierte Kind hat eben kein 
„gleichaltriges“ adäquates Verhalten erlernt.
Die Kernfamilie wird kleiner, doch werden damit die 
familiären Bezüge und Netzwerke eher größer. Die 
Wahrscheinlichkeit für Kinder, ihre Großeltern und Ur-
großeltern kennenzulernen, wächst mit jedem Jahr-
zehnt („Bohnenstangenfamilien“), während es immer 
unwahrscheinlicher wird, zwei oder drei Geschwister 
zu haben – sieht man von den vielfältigen Gründungen 
von Patchworkfamilien einmal ab. Die Großeltern spie-
len häufig eine wichtige Rolle im Alltag der Kinder, da 
sie unterschiedliche Betreuungsleistungen überneh-
men.
Die personelle Umgebung von Kindern ist instabiler 
und weniger kontinuierlich geworden. Ehen werden 
immer seltener geschlossen und immer häufiger auf-
gelöst – die Scheidungsquote der gegenwärtig ge-
schlossenen Ehen liegt bei über 40 Prozent. Deshalb 
entstehen immer mehr Familien, die sich aus unter-
schiedlichen vorangegangenen Partnerschaften und 
Kindern zusammensetzen, wobei soziale Elternschaft 
wichtiger wird. 
Die materielle Situation der Lebensformen mit Kind 
bzw. Kindern ist sehr unterschiedlich. Während die 
Kernfamilien (also Familien mit zwei Erwachsenen und 
ein bis zwei Kindern) leicht über dem Durchschnitts-

haushaltseinkommen liegen, sind Alleinerziehende ei-
nem doppelten bis dreifachen Armutsrisiko ausgesetzt. 
Dieses Risiko teilen sie mit Fünf- und Mehr-Personen-
haushalten, also Familien mit drei und mehr Kindern. 
Im Stadt-Land-Vergleich zeigt sich zudem eine deutli-
che Benachteiligung ländlicher Gebiete, die durch hö-
here Armutsrisiken, Arbeitslosenziffern und geringere 
Durchschnittseinkommen gekennzeichnet sind. Allein 
die Scheidung von durchschnittlich verdienenden El-
tern und die in der Folge notwendige Gründung zweier 
Haushalte, der Verlust des ehelichen Steuervorteils etc. 
führen häufig nicht nur zum sozialen Abstieg, sondern 
in armutsnahe Bereiche der Gesellschaft. 
Der demografische Wandel wird dazu führen, dass 
sich der politische Einfluss zunehmend auf die älteren 
Menschen verlagert, was künftig erhebliche Verschie-
bungen im politischen Einfluss gesellschaftlicher Grup-
pen zur Folge haben könnte. Die Verringerung der Be-
völkerungsgröße (Migration, Geburtendefizit) und die 
gleichzeitige Alterung der Gesellschaft verändert nicht 
nur die Einnahmen- und Ausgabenstruktur des Staa-
tes (z. B. geringeres Einkommensteueraufkommen), 
sondern auch die Auslastung von Infrastrukturen (z. B. 
Abwasser, Fernwärme), die einerseits zurückgeht (und 
sich damit verteuert bzw. nicht mehr rentabel aufrecht-
erhalten werden kann) und andererseits anwächst 
(z. B. im Gesundheits- und Pflegebereich). Somit führt 
die Verringerung der Bevölkerung nicht im entspre-
chenden Maß zu entlastenden Effekten; vielmehr ist 
zu erwarten, dass sich die Pro-Kopf-Belastung in den 
Bereichen Versorgung und Infrastruktur (z. B. Verwal-
tungskosten etc.) erhöht.

Lebenslagen von Kindern und Jugendlichen in 
Sachsen und die Folgen des demografischen 
Wandels
Aus der Sicht von Kindern und Jugendlichen wird der 
demografische Wandel zum Anlass einer tiefgreifen-
den Veränderung der Ausgestaltung dieser Lebens-
phasen. Selbst das Kleinkindalter gerät unter einen 
„Bildungsstress“, ohne dass auf die tatsächlichen 
Veränderungen der Umgebungsvariablen von Klein-
kindern Rücksicht genommen würde. Hier wäre zu-
nächst einmal die Veränderung der Familienstruktur 
zu nennen. In Sachsen wachsen gegenwärtig 40 Pro-
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zent der Kinder als einziges Kind der Familie auf. Dar-
über hinaus weist Sachsen eine der höchsten Quoten 
von Alleinerziehenden auf. Für das Aufwachsen von 
Kindern ist zusätzlich von Bedeutung, dass nach wie 
vor deutlich mehr als ein Fünftel aller Kinder und Ju-
gendlichen von Armut bedroht ist. Nimmt man allein 
diese drei Trends des demografischen Wandels, so 
ergeben sich für die lebensbegleitenden Institutionen 
wie Kindertagesstätten und Grundschulen Konstella-
tionen, die deutlich familienergänzenden bzw. sogar 
ersetzenden Charakter haben. Wenn immer mehr 
Kinder ihre ersten Lebensjahre beinahe ausschließ-
lich im Kontakt – also in direkter Kommunikation und 
Interaktion – mit Erwachsenen verbringen, so werden 
wichtige soziale Erfahrungen in der Auseinanderset-
zung mit Gleichaltrigen nicht gemacht und müssen 
dann in den Begegnungen in der lebensbegleitenden 
Institution nachgeholt werden, wobei der Alltag dieser 
Institutionen dieses „Lern- und Anpassungsfeld“ eher 
als Störung des Ablaufs und nicht als „Kern der Arbeit“ 
behandelt.
Auch die Instabilität von Lebensgemeinschaften und 
Ehen dringen in die Bewältigungserfahrungen aller 
Kinder ein. Auch wenn die Erfahrungen nicht „direkt“ 
und „selbstgemacht“ sind, so ist es im Umfeld der 
Kinder immer wieder der Fall, dass ein Kind die Tren-
nungsgeschichte der Eltern erlebt und bewältigen 
muss, so dass jeder Konflikt innerhalb einer Familie 
immer auch die bedrohliche Konstellation dessen 
annimmt, dass Trennungen möglich sind und Kinder 
dadurch zutiefst berührt sind. 
Vereinzelung, Trennung und Armut sind gegenwärtig 
wichtige Themen, die die Arbeit bei der professio-
nellen Begleitung von Kindern und Jugendlichen er-
schweren und die dringend genügend und kontinuier-
lich vorhandenes Personal erfordern. Die Kontinuität 
ist eine zentrale Ebene von Beziehungsarbeit, auf die 
Kinder, die insofern belastet sind angewiesen sind.

Das „demografische Echo“ – eine landespoliti-
sche Prognose
Der demografische Wandel wird sich in den nächsten 
Jahren verschärfen, da die hiergebliebenen Geburts-
jahrgänge von 1982 und nachfolgend jetzt in das Al-
ter der ersten Geburt eintreten. Mit dem Jahr 1982 

war die höchste Geburtenquote der DDR erreicht und 
bis ins Jahr 1989 war bereits ein Rückgang der Gebur-
ten von knapp 20 Prozent zu verzeichnen. Dazu muss 
dann allerdings der starke Migrationsverlust gerade 
dieser Altersgruppe – und hier insbesondere der jun-
gen Frauen – dazugerechnet werden, der die Kohorte 
überproportional verkleinert. Wenn nun das „demo-
grafische Echo“ sich bemerkbar macht, dürfte es ganz 
besonders in ländlichen Bereichen zu einem weiteren 
spürbaren Rückgang der Geburten kommen. Der be-
stehende politisch äußerst schwierig zu handhabende 
Unterschied zwischen den Großstädten insbesondere 
Leipzig, Dresden und den Flächenlandkreisen dürfte 
sich entsprechend verstärken, weil die Verstädterung 
– also die Zuwanderung – dort auf Kosten der Fläche 
anhält. Die Ungleichzeitigkeit der Bedarfe, auf der ei-
nen Seite, die Probleme, dass es überhaupt genügend 
Kinder für Kindertagesstätten, Grundschulen, Frei-
zeiteinrichtung etc. gibt und auf der anderen Seite die 
dringende Neugründung von solchen Einrichtungen 
dürfte für erhebliche politische Auseinandersetzungen 
sorgen, da die Bedarfe der Regionen nicht unter einen 
landespolitischen Nenner zu bringen sind.
Diese hier nur angedeuteten Problemlagen bedürfen 
einer umfassenden politischen Diskussion unter Be-
teiligung insbesondere der Betroffenen (Eltern, Kinder, 
Jugendliche und den Professionellen der Sozialen Be-
rufe), da hier das Wissen um die Bewältigung solcher 
Lebenslagen abrufbar ist und im Alltag immer wieder 
Lösungen erarbeitet werden.

Fazit
Die Probleme der „kleinen Zahl“ und der struktur-
schwachen Peripherien lassen sich also nur mit Stra-
tegien bewältigen, die nicht auf Durchschnitten und 
Gruppengrößen beruhen. Ob das nun jahrgangsüber-
greifender Unterricht, „fahrende“ Lehrer oder auch 
E-Learning (und entsprechende Mischformen dieser 
Ansätze) ist, muss im Einzelfall ausprobiert werden. 
Aufgrund des hohen Zeitverbrauchs zur Bewältigung 
von Entfernungen in diesen Regionen müssen sowohl 
materielle als auch institutionelle Kompensationen für 
die Familien bereitgestellt werden. Hier ist vor allem an 
die Dichte der lebensbegleitenden Institutionen wie 
Kinderkrippen, Kindergärten und Schulen zu denken.

Demografische Perspektiven und deren sozialpolitischer Gebrauch. Dr. Martin Rudolph 
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Was kennzeichnet die Lebensphase Jugend in un-
serer Gesellschaft?
Die heutige Jugendzeit wird für meine Begriffe vor al-
lem von der Auseinandersetzung mit Medien bestimmt. 
Es ist für Jugendliche schwieriger geworden, seriöse In-
formationen zu filtern. Dafür gibt es einfach zu viele An-
gebote. Aus diesem Grund darf man die Kids nicht sich 
selbst überlassen. Sie brauchen einen „Kompass“. Das 
muss wieder verstärkt im Elternhaus passieren. Aber 
auch wir sind da in der Pflicht. Ein Unterrichtsfach Me-
dienerziehung ist längst überfällig!
Bei meinen Besuchen in Schulen, Jugendtreffs und Ki-
tas hole ich mir meine Eindrücke und vergleiche diese 
dann mit meiner Jugendzeit. Dabei stelle ich immer 
wieder fest, dass die Zeit des Erwachsenwerdens die 
alles entscheidende Phase im Leben ist. Es ist ein Hin- 
und Hergerissen-Sein zwischen kindlicher Sorglosigkeit 
und zunehmendem Entwicklungsdrang der eigenen 
Persönlichkeit. Und deshalb müssen wir Rahmenbe-
dingungen schaffen, damit die Kinder ausreichend 
Möglichkeiten haben, um sich auf diesem Weg beglei-
ten zu lassen.

Was sind aus Ihrer Sicht die drängendsten Proble-
me junger Menschen in Sachsen?
Eines der größten Probleme des Freistaates – und das 
nicht nur auf die jüngere Generation bezogen – ist der 
demografische Wandel. Wir erleben einen „Boom“ in 
den großen Städten, Dresden, Leipzig und Chemnitz. 
Die Entwicklung geht immer mehr dahin, dass die Men-
schen am Puls der Zeit wohnen und arbeiten möchten. 
Der Rückzugsort auf dem Land ist nicht mehr „in“ – vor 
allem bei den Jüngeren. Ich habe dafür Verständnis, 
wohne ich doch selbst in meiner Geburtsstadt Dresden.

Was mich persönlich sehr beschäftigt, sind die Entwick-
lungen rund um das Thema Kommunikation. Eine be-
sorgniserregende Tendenz zeigt sich vor allem in den 
sozialen Netzwerken. So schön einfach und schnell 
dort die Verständigung auch abläuft, so oberflächlich 
ist sie auch! Richtige, reale Freundschaften, bei denen 
man Zeit mit dem anderen verbringt, sich trifft, werden 
dadurch seltener. Beziehungen werden anonymisiert. 
Auch die Grenzen der Norm verschwimmen zum Teil in 
diesem virtuellen Raum. Das spiegelt sich dann natür-
lich in den Schulen wider. Dort gibt es – wie auch später 
im Berufsleben – von Haus aus Regeln und Normen, 
z. B. die Rechtschreibung, die einfach eingehalten wer-
den müssen. Das birgt erhebliches Konfliktpotential! 
Ich nutze selbst sehr häufig die Kommunikation über 
soziale Netzwerke und habe dort mit diesen Proble-
men so meine Erfahrungen gemacht. Einige verstehen 
diese Plattformen als rechtsfreien Raum. Dass es das 
nicht ist, müssen wir den Kindern und Jugendlichen 
vermitteln!

Welche Erwartungen richten Sie an eine Eigen-
ständige Jugendpolitik? Was verbinden Sie mit 
dieser Entwicklung?
Die Antwort auf die Problematik des Wegzuges in die 
großen Städte ist simpel und zugleich komplex: Wir 
müssen auch die anderen, die ländlicheren Regionen 
Sachsens für junge Menschen attraktiv halten bzw. 
machen! Das ist eine Gemeinschaftsaufgabe. Voraus-
setzung ist dabei, dass die Menschen Arbeit und eine 
Perspektive haben. Auch die Infrastruktur spielt dabei 
eine große Rolle, wenn man sich z. B. eine Stadt wie 
Hoyerswerda anschaut. Und auch in der Jugendarbeit 
muss dieses Wir-Gefühl Einzug halten! D. h., gerade 

Jugendpolitische Positionen
Patrick Schreiber, geboren 1978 in Dresden. Seit 1996 engagiert er sich politisch in der Jungen 
Union, später in der CDU. Seit 2009 ist er Mitglied des Sächsischen Landtags und jugendpolitischer 
Sprecher der CDU-Landtagsfraktion.
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auf dem „flachen Land“ müssen Kommunalverwal-
tungen, Jugendorganisationen und -verbände besser 
zusammenwirken und Synergien schaffen. Es darf kein 
Hauen und Stechen mehr geben. Denn es ist einfach 
unmöglich und wirtschaftlich auch nicht sinnvoll, jedes 
Jugendangebot seiner selbst willen aufrechtzuerhal-
ten. Die Kommunen sind da in der Pflicht, sich ganz ob-
jektiv die Bedarfe anzuschauen und dann Prioritäten 
zu setzen. Das erfordert aber auch die Kooperation der 
freien Träger. Ich kenne diese Probleme aus dem Ju-
gendhilfeausschuss in Dresden. Und selbst in der Lan-
deshauptstadt, die für Kinder und Jugendliche jede 
Menge freiwillige Leistung erbringt, ist eine Verteilung 
nach dem „Gießkannenprinzip“ nicht mehr darstellbar. 
Langfristig führt an einer generellen Neustrukturierung 
kein Weg vorbei! Dabei müssen wir auch ab und an 
neue Wege gehen. Die Implementierung des flexiblen 
Jugendmanagements gilt hier als gelungenes Beispiel.
Uns ist es geglückt, nach der Zäsur, die wir mit den Ein-
sparungen im Haushalt 2009/2010 machen mussten, 
nun eine Basis zu schaffen, auf der wir unter normalen 
Umständen langfristig arbeiten können. Thema Ju-
gendpauschale: Nachdem wir auch da einen Schnitt 
machen mussten, konnten wir diese freiwillige Leis-
tung des Landes mittlerweile „einfrieren“ und konstant 
halten. Wir müssen auch in diesem Bereich weiter so-
lide wirtschaften, um zu zeigen, Jugendpolitik ist eine 
Investition in die Zukunft kommender Generationen.

Patrick Schreiber, Mitglied des Sächsischen Landtags und 
jugendpolitischer Sprecher der CDU-Landtagsfraktion

 Foto: Patrick Schreiber
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Verständnis ➜ „Jugendpolitik ist nach wie vor u. v. m. 
als Schutz- und Unterstützungspolitik zur Förderung 
und Begleitung des Erwachsenwerdens junger Men-
schen zu konzipieren. Sie nimmt ihren Ausgangspunkt 
in unterschiedlichen Lebenslagen von Jugendlichen 
und versucht auf die Gestaltung ihrer Lebensverhältnis-
se Einfluss zu nehmen. Im Mittelpunkt steht die Schaf-
fung fördernder und unterstützender Bedingungen für 
die Entwicklung der Persönlichkeit auf der Grundlage 
eines differenzierten Konzepts sozialer Ungleichheit. 
Parallel zum Bezug auf die Lebenslagen Jugendlicher 
zielt Schutz- und Unterstützungspolitik darauf, die 
mannigfaltigen biographischen Wege der Jugendlichen 
durch eine gegenwärtig wenig konturierte Jugendpha-
se zu rahmen und zu begleiten.“ (BJK 2009, S. 28–29) Die 
Verselbständigung und die Schaffung von Grundlagen 
einer eigenständigen Lebensführung sind der Fixpunkt 
von Jugendpolitik. Dabei müssen neue Problemlagen 
wie bspw. prekäre Lebenslagen aufgegriffen und als 
Antwort auf die digitale Revolution gezielt Medienkom-
petenzen und Datenschutzfragen bearbeitet werden. 
Bearbeitung ➜ Im Fokus dieser Veranstaltung, die in 
Zusammenarbeit mit dem Jugendamt des Vogtland-
kreises sowie dem Vogtlandkreisjugendring durchge-
führt wurde, standen die Herausforderungen und An-
sprüche, mit denen sich Erwachsene in der Begleitung 
des Aufwachsens von Jugendlichen konfrontiert sehen 
und auseinandersetzen müssen. Hierbei wurden insbe-
sondere die Veränderungen in den gesellschaftlichen 
Bedingungen des Aufwachsens von Jugendlichen im 
Kontext zu bewältigender Entwicklungsaufgaben sowie 
die pädagogischen und sozialen Aspekte der virtuellen 
Lebenswelt bearbeitet. Die Veranstaltung war dezidiert 
als Fachtagung konzipiert, richtete sich vornehmlich an 

Fachkräfte aus der Jugend- und Bildungsarbeit sowie 
der Verwaltung und wurde von mehr als 60 Teilnehmer_
innen wahrgenommen. Neben zwei fachlichen Impul-
sen wurden in vier themenspezifischen Workshops As-
pekte dieser Dimension von Jugendpolitik bearbeitet. 
Ergebnisse ➜ In Folge gravierender gesellschaftlicher 
Veränderungen führen die normierten Muster der sozi-
alen Platzierung junger Erwachsener bei etwa jedem 
sechsten Heranwachsenden in eine Sackgasse. Da-
durch besteht enormer Handlungsbedarf hinsichtlich 
der Gestaltung des Übergangs von der Schule in die 
Ausbildung bzw. den Beruf sowie zu einem kritischen 
Diskurs hinsichtlich der Selektivität unserer Bildungs- 
und Erziehungssysteme. Weiterhin müssen vor allem 
in peripheren ländlichen Regionen neue Konzepte der 
Mobilität und Zusammenarbeit entwickelt werden. 
Hierzu könnte Jugendhilfe im Zuge einer stärkeren 
Gemeinwesenorientierung und Überwindung der Ver-
säulung von Leistungsbereichen einen entscheidenden 
Beitrag (Netzwerkarbeit und Synergien, Moderation lo-
kaler Beteiligungsprozesse, Fallmanagement, Hilfe und 
Unterstützung) leisten. 
Die den Lebensstil und die Kommunikation tiefgreifend 
verändernde Digitalisierung des Alltags stellt eben-
so eine Herausforderung dar. Kinder und Jugendliche 
haben einen weitgehend unkontrollierten und um-
fassenden Vollzugriff auf die Angebote der relevanten 
gesellschaftlichen Medien und schrittweise verlagern 
sich die Formen der ursprünglich unmittelbaren sozi-
alen Interaktion in virtuelle Medienwelten. Daher hat 
die Gesellschaft die Verantwortung, eine umfassende 
Entwicklung und Förderung einer umfassenden, sys-
tematischen und dynamischen Medienkompetenz zu 
leisten.

Jugendpolitik als Schutz 
und Unterstützungspolitik
22. April 2013, Malzhaus Plauen
(Die ausführliche Dokumentation der Veranstaltung findet sich unter ➜ www.jugendstiftung-sach-
sen.de.)
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Lebensphase Jugend
Kontinuität und Veränderung im Aufwachsen. Prof. Dr. Peter-Ulrich Wendt 

„Die Gesellschaft von heute“
Ergebnis der neoliberalen Offensive der 1970/80er Jah-
re (Thatcher, Reagan, Kohl) war auch am „Standort 
Deutschland“ die Durchsetzung einer marktkonformen 
Organisation der Gesellschaft, die die umfassende Ver-
fügbarkeit des Subjekts unter der Vorstellung, jede(r) 
sei „seines Glückes Schmied“, für Zwecke des Ökono-
mischen sicherstellte. Entstandardisierte Lebensent-
würfe, Pluralisierung der Lebensstile und die Auflösung 
stützender sozialer Milieus (kurz: Individualisierung) 
sind Kennzeichen einer Gesellschaft, die Chance und 
Risiko zugleich ist, v. a. aber (z. T. harte) Konkurrenz um 
die Chancen. Die Gefahr des Scheiterns des individuel-
len Lebensentwurfs (z. B. als „abgehängtes Prekariat“) 
wächst objektiv. Dies hat v. a. drei Folgen: 
1.	 Ökonomisierung sozialer Beziehungen: Die Erlan-

gung eines akzeptierten sozialen Status ist zentral, 
es geht um die konsumistische Inszenierung des 
„Ich“; Konsum(-fähigkeit) wird zum forcierten Muster 
der Lebensführung, in der Konsum- und Freizeitkul-
tur wird der (v. a. durch vorzeigbaren Besitz erlangte) 
Status sichtbar bzw. zur unbestreitbaren Orientie-
rungsmarke, was (noch) anzustreben ist, um Status 
zu haben.

2.	 Ungleichheit: Während das oberste Tausendstel 
22,5 Prozent (bzw. das obere Zehntel 66,5 Prozent) 
des Vermögens besitzt, halten die unteren 50 Pro-
zent nur 1,4 Prozent (Zahlen von 2007). Jede(r) Fünf-
te ist arm.

3.	 Soziale Polarisierung: Internationale Daten zeigen, 
dass z. B. ein enger Zusammenhang zwischen gerin-
gerer Lebenserwartung oder psychischen Krankhei-
ten einerseits und niedrigem sozio-ökonomischen 
Status (kurz: SES) andererseits besteht. Armut 

macht (so die Resilienzforschung) nicht zwangsläu-
fig krank, aber Ungleichheit und sozialer Stress, z B. 
aufgrund von Armut den eigenen Status nicht ange-
messen behaupten zu können, können krank ma-
chen, wenn (soziale) Scham auf dem Markt sozialer 
Beziehungen wirkmächtig wird. Scham spürt, wer 
nicht (mehr) mithalten kann: „Wir erfahren uns dabei 
aus der Sicht der anderen, und das Feedback bei die-
ser sozial bewertenden Betrachtung ist eben Stolz 
oder Scham … Vielen Menschen ist schon ein kleiner 
Verstoß gegen die sozialen Normen so peinlich, dass 
sie am liebsten im Boden versinken würden“ und: 
„Man fühlt sich dumm, lächerlich, minderwertig, in-
kompetent, peinlich, ausgeliefert, verwundbar und 
unsicher“ (Wilkinson/Pickett: Gleichheit ist Glück, 
Berlin 2009: S. 56). 

„Die Jugend von heute“
Zwei zufällige Szenen, die ich bei der Abfassung dieses 
Textes beobachtete, vorab: 

➜➜ Da sind die drei (wohl 15, 16 Jahre alte) Mädchen (ein 
zartes Rosa umschmeichelt kollektiv ihren Teint, die 
Klamotten sind aktuellst) mit ihren Smartphones er-
kennbar neuesten Fabrikats und Typs, die sie (gele-
gentlich an einem Milchshake nippend) permanent 
bedienen. Sie teilen sich (blicklos) mit, was ande-
re gerade ins Netz stellen, und kündigen an, einer 
Freundin nun mitzuteilen, was gerade deren Freund 
gepostet habe; lässig werfen sie die Schultasche 
über die Schulter, als sie gehen.

➜➜ Da sind die laut sprechenden (sie sind schon zu hö-
ren, bevor sie um die Ecke biegen) und einem tur-
kophonem Deutsch verpflichteten drei Jungs (wohl 
vergleichbar alt): Ihr Outfit ist stimmig, die Haare 
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gestylt, sie fabulieren (kurz) über Ausbildung („mach’ 
ich Ausbildung“, sehr unkonkret, untereinander un-
befragt und durchaus Unklarheit vermittelnd) und 
künftiges Einkommen (und dessen Höhe), (sehr kon-
krete) Automarken und die (vorzeigbaren) Zeichen 
und Inszenierungen, die sie künftig (dann über sehr 
viel Geld verfügend) von anderen unterscheiden 
werden. 

Beide Gruppen bilden „Jugend von heute“ zufällig, aber 
durchaus typisch ab: Die von Robert Havighurst (1963: 
„developmental tasks“) beschriebenen Entwicklungs-
aufgaben verbinden Subjekt und Umwelt, indem sie 
individuelle Leistungsfähigkeit mit kulturellen Anforde-
rungen in Beziehung setzen, die sich in einer bestimm-
ten Lebensphase stellen. Entwicklungsaufgaben sind 
z. B. die persönliche Kompetenzentwicklung (Zutrauen 
in sich selbst, moralisches Urteilen u. a.), intellektuel-
le Bildung (Erwerb von Kulturtechniken u. a.), soziale 
Kompetenzentwicklung (Autonomie von den Eltern, 
stabile Beziehungen mit Gleichaltrigen u. a.) sowie die 
berufliche Einmündung und die Gründung einer eige-
nen Familie. Ihre Bewältigung führt zu Glück, Erfolg und 
erleichtert die Lösung künftiger Probleme, während Ver-
sagen auf gesellschaftliche Ablehnung stößt, unglück-
lich macht und zu Schwierigkeiten bei der Bewältigung 
späterer Aufgaben führt. Die in der erfolgreichen Bewäl-
tigung eingeschlossene Selbstwirksamkeitserfahrung 
fördert das Zutrauen in sich selbst, aufgrund eigener 
Kompetenzen etwas leisten zu können. Belastbare Bin-
dungen zu bedeutsamen Bezugspersonen stützen, wie 
die Bindungsforschung zeigt, die Bewältigung dieser 
Aufgaben (und professionelle Systeme haben zu klären, 
welche Unterstützung sie im Kontext der Bewältigungs-
aufgaben geben können/müssen). 
Auf Grundlage einer breiten Datenlage1 lassen sich ei-
nige ausgewählte und grundlegende Entwicklungen 
nachzeichnen, die die Bewältigung der Entwicklungs-
aufgaben (z. T. stark) beeinflussen und für die Jugend-
arbeit von Bedeutung sind (wobei z. B. das Geschlecht, 
die Herkunft [Stadt/Land; Ethnie/Migration] und v. a. der 
SES differenzierend wirken): 

➜➜ Arbeit und Beruf und die Erzielung eines angemes-
senen Erwerbseinkommens haben sich als die zen-
tralen Werte Jugendlicher durchgesetzt (und pre-

käre Passagen [„Generation Praktikum“] werden 
billigend in Kauf genommen), verbunden mit geleb-
ter Konsumkultur (die gesellschaftlichen Konsum-
muster – Markenbezug, Qualitätsperspektive, ho-
her Aktualisierungsbedarf [z. B. bei elektronischen 
Medienformaten] – werden grundsätzlich reprodu-
ziert). Gegenkulturelle Strömungen (wie sie in den 
1970/80er Jahren noch relevant waren und z. B. zu 
einer Bundestags-Enquete-Kommission „Jugend-
protest im demokratischen Staat“ führten) sind die 
rare Ausnahme.

➜➜ Die soziale Polarisierung macht vor den Kinder- und 
Jugendzimmern nicht halt: Laut Armutsberichter-
stattung des Deutschen Paritätischen Wohlfahrts-
verbands waren Ende 2011 1,6 Mio. Kinder unter 15 
Jahren im SGB-II-Bezug (14,9 Prozent; in Ostdeutsch-
land 463 Tsd./24,1 Prozent).

➜➜ Über den Verbleib in Armut entscheidet meist der 
erreichte Bildungsabschluss. Der Zugang zu quali-
fizierender Bildung freilich erweist sich (weiterhin) 
als sozial differenziert und herkunftsabhängig: Die 
Wahrscheinlichkeit, das Gymnasium zu besuchen, 
ist bei Kindern aus Familien mit hohem SES bundes-
weit 4,5x höher als bei Familien mit niedrigem SES 
(und z. B. in Bayern 6x höher, in Sachsen 2,5x). 2012 
wurden rund 50.000 „Bildungsabsteiger“ (z. B. vom 
Gymnasium auf die Realschule) gezählt, während 
23.000 Schüler einen „Bildungsaufstieg“ in umge-
kehrter Richtung bewältigten. Nahezu drei Viertel 
der Schulabbrecher stammten 2009 aus Haupt- und 
Förderschulen, die große Mehrzahl dort aus Familien 
mit niedrigem SES. Zugleich hat sich in den Jahren 
2000 bis 2010 der Schüleranteil mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf, der integrativ in sonstigen all-
gemeinen Schulen unterrichtet wird, von 14 Prozent 
auf 29 Prozent verdoppelt. Die Vorstellung, jeder sei 
des eigenen Glückes Schmied, ist angesichts des 
Faktums von Bildung als sozialem (ungleich verteil-
tem) Gut obsolet. Eine Studie des Deutschen Kinder-
schutzbundes weist darauf hin, dass Schule bereits 
für 16 bis 20 Prozent der 7- bis 9-jährigen aufgrund 
von schulischem Stress (Zeitaufwand für Lernen, 
Leistungsdruck, Bewältigungsrisiken) Belastung und 
nicht Chance ist.

➜➜ Trotz der im Vergleich zum OECD-Mittel geringen 
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Jugendarbeitslosigkeit weisen einzelne Gruppen 
von Ausbildungsabsolventen beim Übergang in den 
Arbeitsmarkt Probleme auf. 2010 z. B. wurde in Ost-
deutschland drei Jahre nach Ausbildungsabschluss 
etwa die Hälfte nicht der Ausbildung angemessen 
beschäftigt. Auch zeigt sich eine geschlechtsspezi-
fische (Im-)Mobilität: Einer Jungengeneration, die 
sich durch heimatliche „Anhänglichkeit“ auszeich-
net (und die gewohnten sozialen Bezüge für eine 
Arbeit woanders nicht aufgeben will), steht eine zur 
Mobilität erzogene, besser qualifizierte Mädchenge-
neration gegenüber, die eher bereit ist, „heimatfern“ 
berufliche Zugänge zu finden. 

➜➜ Vor diesem Hintergrund mithalten zu können (und 
Status zu erlangen bzw. zu bewahren), wird mit 
wachsender Zeitverdichtung „erkauft“: Externe (v. a. 
schulische) Anforderungen erfordern hohe zeitliche 
Elastizität, die Medialisierung bzw. Virtualisierung in 
fluiden virtuellen Netzen (Facebook u. ä.) bedeutet 
auch eine Beschleunigung der Lebensführung (z. B. 
bei Treff- und Aktivitätsvereinbarungen der Peer-
group) und eine Verknappung von Zeit. 

➜➜ In Bezug auf die für die Bewältigung der Entwick-
lungsaufgaben so wichtigen Bezugspersonen ver-
weisen die vorliegenden Daten zunächst darauf, 
dass die Beziehung junger Menschen zu ihren Eltern 
ganz überwiegend positiv ist (rd. 90 Prozent geben 
an, ein gutes Verhältnis zu ihnen zu haben), aber 
auch hier eine soziale Differenzierung vorliegt und 
ein „Zuwendungsdefizit“ (als Ausdruck einer Bin-
dungsproblematik in [nicht aber allen!] armen Fami-
lien) spürbar wird.

➜➜ Für die ebenso bedeutsamen Gleichaltrigenbezie-
hungen heißt das v. a.: 
1.	 Das wachsende Risiko des Scheiterns begüns-

tigt das Auftreten altershomogener Gruppen 
Gleichbetroffener im Gestus der Abgrenzung zu 
anderen Peergroups oder Erwachsenen. Dies 
erklärt auch den wachsenden Bedarf an Stress-
ausgleich, z. B. im Konsum von Alkohol: Wie die 
Befundlage zeigt, trinken 27 Prozent der 12- bis 
25-jährigen (Einstiegsalter rund 14 Jahre) alko-
holische Getränke mindestens einmal im Monat, 
22 Prozent mindestens einmal in der Woche. 26 
Prozent trinken nie Alkohol (dessen Konsum im 

Übrigen seit den 1970er Jahren bei Jugendlichen 
insgesamt erfreulicherweise sinkt). Es bilden sich 
„Risikogruppen“ im Alter von 16 bis 19 Jahren he-
raus.

2.	 Bei der Gestaltung der Peergroup-Kontexte wer-
den Veränderungen erkennbar: Krüger et al (Ju-
gendliche und ihre Peers, Opladen u. a. 2012) 
deuten vorsichtig eine Bedeutungsverschiebung 
der Gleichaltrigenbeziehungen an: Die Peergroup 
wird in den Bedeutungszusammenhang schu-
lisch-beruflichen Gelingens ein- und Nützlich-
keitserwägungen untergeordnet. Insoweit deutet 
sich an, dass Peergroups nicht mehr „zweckfrei-
er“ Raum sind, sondern der Biografie unmittelbar 
dienen müssen.

3.	 Die personale Kommunikation wird durch virtu-
elle Netzwerke (Web 2.0) virtualisiert; kritisch dis-
kutiert werden (Stichwort Entwicklungsaufgabe 
Kulturtechniken) z. B. der Verlust der Schriftkul-
tur, digitaler Analphabetismus und kommunika-
tive Degeneration (z. B. Greenfield, S.: Facebook 
Home could change our brains; in: The Telegraph, 
6. April 2013). Es sind Tendenzen der Verinselung 
(d. h. der Rückzug nach Schule und Ausbildung 
in die „eigenen vier Wände“) beobachtbar, die 
durch diese Form der Medialisierung unterstützt 
werden. Diese Form des Rückzuges und das Ent-
weichen in die Unverbindlichkeit des Virtuellen 
kann auch als Reaktion auf Statusdemonstratio-
nen gelesen werden, die nicht gelingen würden; 
stattdessen werden virtuell „Freunde“ gewonnen, 
denn nur viele „Freunde“ zählen und vermitteln 
Status: Die virtuellen Netze werden so zur status-
sichernden Bühne der Selbstpräsentation. 

Als Folgen sind drei „Belastungsfelder“ auszumachen:
1.	 Armutsfolgen sind (so eine Untersuchung der Arbei-

terwohlfahrt 2012) ein geringeres subjektives Wohl-
befinden, höhere Krankheitsrisiken (und Gefahr der 
Chronifizierung), geringere soziale Entwicklungs-
möglichkeiten, geringere Sozialkompetenz, niedri-
gere Bildungsabschlüsse mit der Folge geringerer 
Ausbildungschancen und finanzieller Beschränkun-
gen, geringere Konsumteilhabe und materielle 
Kapitalbindung, d. h. im Ergebnis höhere Risiken 
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verfestigten sozialen Ausschlusses und prekärer 
Beschäftigungsverhältnisse mit der Folge einer er-
höhten Wahrscheinlichkeit von armutsgeprägten 
Familiengründungen und der Geburt von Kindern in 
Armut.

2.	 Die Zahl der unsicheren und mit der Lebenssituation 
unzufriedenen jungen Menschen verdoppelt sich im 
Durchschnitt von „Kindheit“ zu „Jugend“ (ca. 11 Pro-
zent zu 25 Prozent), wobei soziale Differenzierungen 
bestehen: Ein knappes Drittel weist ein (z. T. sehr) ge-
ringes Niveau von Selbstwirksamkeitserfahrung auf, 
jeweils etwa die Hälfte aus Familien mit niedrigem 
SES bzw. aus Familien mit elterlichem Zuwendungs-
defizit, was oft (nicht zwangsläufig!) zu eingeschränk-
ten Sozialkontakten, stärkeren Ängsten, geringerem 
Erfahren von Wertschätzung durch Dritte und ge-
ringerer Lebenszufriedenheit („Du hast nichts, Du 
kannst nichts, Du bist nichts!“) führt.

3.	 Gesundheitliche Belastungen stellen sich ebenfalls 
sozial differenziert dar: Übergewicht und Adipositas 
nehmen in Haushalten mit niedrigem SES zu, der Be-
wegungsmangel ebenso, und die Sportbeteiligung 
sinkt. Benachteiligende Lebensbedingungen wirken 
belastungsverstärkend und (ein Kreislauf!) gesund-
heitliche Belastungen erschweren die Lebensbe-
wältigung. Auch psychische Erkrankungen nehmen 
sozial differenziert zu; sie zeigen sich bei Herkunft 
aus Familien mit niedrigem SES nahezu doppelt so 
oft wie bei Familien mit hohem SES. Depressionen, 
ADHS oder Störungen des Sozialverhaltens werden 
dort jeweils häufiger diagnostiziert. 

Abschließend ist zu bilanzieren: Die große Mehrheit jun-
ger Menschen ist mit ihren Lebensverhältnissen (sehr) 
zufrieden; ihr geht es darum, flexibel zu sein und den 
richtigen Zeitpunkt für die spätere Berufsplanung zu 
erwischen – ein Druck/Stress, dem alle Jugendlichen 
ausgesetzt sind und in der großen Mehrheit erfolgs-
orientiert aussetzen (und den die große Mehrheit er-
folgreich übersteht?) (der Milchshake im Café ist Teil 
dieses Lebensstils und -gefühls). Aber: 10 Prozent (eher 
Kinder) bis 20 Prozent (eher Jugendliche) leben in einer 
subjektiv erfahrenen Lebenswelt des Ausschlusses mit 
eher schwacher elterlicher Unterstützung, Bildungs-
perspektiven minderer Güte, gekoppelt an deutlich 

höhere Risiken ungesunder Entwicklung (die laut spre-
chenden Jugendlichen mögen dazu zählen). Sie sind 
die dauerhaften (v. a. männlichen) Verlierer der Indivi-
dualisierung. Hier ist die Bewältigung der Entwicklungs-
aufgaben (sozial differenziert) in Frage gestellt und der 
Bedarf an ziel(gruppen)spezifischer und punktgenauer 
Stärkung (z. B. durch Begleitung, Förderung, Anregung) 
unübersehbar. 

„Die Jugendarbeit von heute“
Wer braucht Jugendarbeit? Das Kinder- und Jugendhil-
fegesetz verlangt, junge Menschen in ihrer Entwicklung 
zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschafts-
fähigen Persönlichkeit zu fördern. Im 12. Kinder- und 
Jugendbericht (2005: S. 340) heißt es, junge Menschen 
zukunftsgerecht und herkunftsbedingte Ausgangs-
nachteile ausgleichend so zu befähigen, dass eine 
möglichst eigenständige gesellschaftliche Teilnahme 
und Übernahme demokratischer Gestaltungsverant-
wortung möglich wird.
Wenn man dies ernst nimmt, müsste Jugendarbeit mei-
nes Erachtens daher vor Ort zunächst prüfen, ob sie 
eine emanzipatorische Leitidee verfolgt, die soziale Un-
gleichheit und Ausgrenzung (noch) als Problem emp-
findet: Was kann sie dazu beitragen, zweckfreien Raum 
und gleichrangige, stress- und schamfreie Kommunika-
tion zu ermöglichen? Worin ist ihr Beitrag zu sehen, in-
tensives Erleben (jenseits von dekadentem Überfluss) 
zu ermöglichen und in nicht-konsumistischer Lebens-
kunst (mit widerspenstigen Praktiken, Formen subver-
siver Umdeutung und Umnutzung) zu unterweisen (um 
den gesellschaftlichen Räumen andere Seiten abgewin-
nen zu können)? Wo gibt sie Raum, sich ausprobieren 
und sich entscheiden zu können, und anzuerkennen: 
Du bist was, Du kannst was, Du hast was (aber etwas 
Immaterielles), also Begleitung bei der Identitätsent-
wicklung? Und wo ist ihre advokatorische Begleitung 
und die Gewährleistung zur Beteiligung an lokalen Pro-
zessen gefordert, wenn Herkunft Türen verschließt? Ihr 
Beitrag kann (muss?) es sein, zu ermuntern, auch im Wi-
derspruch zu gesellschaftlichen Erwartungen zu leben, 
d. h. als Jugendarbeit 

➜➜ durch eine aktive Gemeinwesenorientierung aufsu-
chend hineinzugehen in die Lebenswelt junger Men-
schen;
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➜➜ mit einer Vielfalt von Orten, Gelegenheiten und 
Inhalten und in kritischer Abgrenzung zum (Aus-
schluss de facto unterstützenden) System Schule 
aufzuwarten,

➜➜ zugleich eine stärkere Ressourcen- und Kompetenz-
orientierung und damit Netzwerke mit Jugendsozi-
alarbeit und Erzieherischen Hilfen zu entwickeln.

Mit Max Weber („Politik als Beruf“, 1919) macht dies 
Leidenschaft, Verantwortung und Aufmerksamkeit als 
personale Kompetenzen zur Voraussetzung – und Res-
sourcen (Personal, Mittel, Einrichtungen), die uneinge-
schränkt dem Erfordernis der punktgenauen Unter-
stützung junger Menschen in komplexen, schwierigen 
Lebenslagen Rechnung tragen. 

1	 z. B. die SHELL- (2002 ff.) und SINUS-Jugendstudien (2012), die 

WorldVision-Kinderstudien (2008/10), die aktuelleren Kinder- und 

Jugendberichte (2002 ff.), der Bildungsbericht Deutschland (2010), 

die Hinweise der Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2012), 

die UNICEF-Berichte zur Lage der Kinder (2010 ff.) sowie Einzelstudi-

en, z. B. die (laufende) Epidemiologie der BZgA oder der Kinder- und 

Jugendlichen-Gesundheitssurvey (2007); deren Daten sind der Ar-

gumentation hier hinterlegt.

Kontinuität und Veränderung im Aufwachsen. Prof. Dr. Peter-Ulrich Wendt 
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Der Begriff der „schönen neuen Lebenswelt“ provoziert 
geradezu die Assoziation zum (fast) gleichnamigen 
Roman des Engländers Aldous Huxley, der 1932 unter 
dem Titel „Brave new world“ erstmals erschien. Ver-
mutete Huxley zu diesem Zeitpunkt noch, seine dys-
topische Vision einer diktatorischen, durchprogram-
mierten Gesellschaft, deren Regime vor allem durch 
mediale Zerstreuung, Unterhaltung und Ablenkung 
aufrecht erhalten wird, läge etliche Jahrhunderte in der 
Zukunft, stellt er 1946 im Vorwort zur Neuauflage des 
Buches ernüchtert fest, es scheine „durchaus möglich, 
dass uns dieser Schrecken binnen eines einzigen Jahr-
zehnts auf den Hals kommt“1. Und tatsächlich trat nur 
wenige Jahre später das Fernsehen seinen Siegeszug 
im Kampf um die Gefühle, Haltungen und Einstellungen 
der Menschen an, was Neil Postman 1985 dazu veran-
lasste, Huxleys Vision – im Vergleich zum Orwellschen 
Überwachungsstaat aus „1984“ – als die wahrschein-
lichere Entwicklungsperspektive der Menschheit zu 
bezeichnen2. Dies wiederum muss spätestens seit dem 
11. September 2001 relativiert werden, da die Terroran-
schläge auf das New Yorker WTC seither als Begründung 
dienen für vielfältige Einschränkungen persönlicher 
Freiheiten, für die Ausweitung der Überwachungs- und 
Kontrollbefugnisse des Staates mit Datensammlung, 
Videoüberwachung und Rasterfahndung sowie die 
ständige Perfektionierung einschlägig nutzbarer me-
dialer Technologien wie Gesichtserkennungssoftware 
oder Programme zur semantischen Verknüpfung per-
sonenbezogener Daten und zur Erstellung von Persön-
lichkeitsprofilen. Das also ist sie – die schöne neue Welt, 
in der wir leben. Oder?
Zumindest ist frappierend, dass die Medien in den ge-
nannten Dystopien (und weitere Werke wie Samjatins 

„Wir“ von 1920 oder Bradburys „Fahrenheit 451“ von 
1953 könnten ergänzt werden) durchweg eine verhäng-
nisvolle, systemstabilisierende und den Einzelnen auf 
ebenso effiziente wie umfassende Weise entmündigen-
de Rolle spielen, was kulturpessimistischen Ansichten 
(wie sie etwa Postman vertrat) natürlich entgegenkam. 
Wie berechtigt sind diese Positionen aber nun mit Blick 
auf unsere aktuelle schöne neue Lebenswelt, da ins-
besondere der jungen Generation eine durch Medien-
gebrauch drohende digitale Demenz3 prognostiziert 
wird? Und bietet die Zauberformel Medienkompetenz 
vielleicht den Ausweg?
Unbestritten sind Medien Teil unserer Lebenswirklich-
keit; insbesondere Kinderzimmer und jugendliche Le-
benswelten sind medientechnologisch bestens ausge-
stattet4. Der Anteil medial vermittelter Informationen 
und Erfahrungen, aus denen wir unser Bild von der 
Welt zusammensetzen, hat in den vergangenen Jahr-
zehnten sprunghaft zugenommen – insbesondere die 
omnipräsenten technischen Medien (Rundfunk mit Ra-
dio und Fernsehen sowie die Telekommunikation) und 
die inzwischen alle Gesellschaftsbereiche durchdrin-
gende digitale Medienrevolution stützen diesen Trend, 
der sich weiter fortsetzen wird, zumal der Zugang zu 
diesen Medienangeboten immer selbstverständlicher 
wird und dem Nutzer ermöglicht, sich das umfassende 
Weltwissen quasi ständig und überall verfügbar ma-
chen zu können – sagen die einen. Ein verhängnisvoller 
Glaube, der den Einzelnen an den medialen Tropf hängt 
und – ganz im Sinne Huxleys – den Blick auf Realitäten 
zu verschleiern vermag, meinen andere. 
In dieser Spannbreite von Euphorie und Mahnung, von 
Chancen und Risiken bewegt sich die aktuelle pädago-
gische Diskussion, von der ausgehend ich meine Sicht 

Schöne neue Lebenswelt (?)
Schule und Jugendarbeit auf der Suche nach einem angemessenen Umgang mit der virtuellen 
Realität. Prof. Dr. Paul D. Bartsch 

1	 Huxley, Aldous: Schöne neue Welt. Frankfurt am Main, 1953 (2006), S. 19.

2	 Vgl. dazu: Postman, Neil: Wir amüsieren uns zu Tode. Urteilsbildung im Zeitalter der Unterhaltungsindustrie, Frankfurt am Main, 1985.

3	 Vgl. Spitzer, Manfred: Digitale Demenz. Wie wir uns und unsere Kinder um den Verstand bringen, Droemer/Knaur, München 2012.



19

nachfolgend in Thesenform kurz umreißen will, wobei 
ich jeweils Möglichkeiten der sozial-, medien- und kul-
turpädagogischen Intervention ableite und anfüge.

Medienwelten sind für Jugendliche attraktiv, weil sie 
Aufmerksamkeit, öffentliche Wahrnehmung, Ruhm und 
Glanz verheißen.

Kinder und Jugendliche entnehmen ihre Vorbilder im-
mer seltener dem erlebten Umfeld, sondern bedienen 
sich mehrheitlich an medial konstruierten Idolen und 
Ikonen. Besonders relevante Bereiche sind dabei die 
Pop-Kultur (hier vor allem für Mädchen), der Sport (bei 
Jungen), aber auch TV-Serien oder Werbung. Zahlrei-
che Casting-Shows suggerieren, der persönliche Erfolg 
sei auf diese Weise aussichtsreicher erreichbar als auf 
traditionellen (Bildung-)Wegen; diese Botschaft er-
reicht vor allem Jugendliche, die ihre sonstigen Chan-
cen eher als gering einschätzen oder die überzogene 
Erwartungen an sich selbst haben. 
Ein pädagogisches Instrument ist also die Stärkung 
des Selbstbildes in der Persönlichkeitsentwicklung, 
verbunden mit einer Gesprächs-/Feedback-Kultur aus 
Lob und Kritik. Zudem sollten mediale Konstruktionen 
stärker hinterfragt werden. 

Virtuelle Welten ermöglichen die gerade in der Adoles-
zenz wichtige Erfahrung von Selbstwirksamkeit, die Ju-
gendlichen im realen Leben oft vorenthalten wird.

Selbstwirksamkeit zu erfahren ist für eine gesunde 
Persönlichkeitsentwicklung unverzichtbar. Nur auf ih-
rer Grundlage begreift man Kausalitäten (auch soziale!) 
und lernt Folgen des eigenen Handelns abzuschätzen. 
Aus falsch verstandener Vor- und Fürsorge wollen El-
tern und Pädagogen Heranwachsende oft vor Enttäu-
schungen bewahren und räumen ihnen „die Steine aus 
dem Weg“, was entwicklungspsychologisch auf eine 
Depotenzierung hinausläuft. Das macht Medienange-
bote (z. B. Computerspiele) für Jugendliche so attrak-
tiv, eröffnen sie ihnen doch einen Erfahrungsraum, in 
dem sie selbst unmittelbar am Drücker sitzen!
Sowohl in der Familie als auch in Schule und Jugendar-
beit sollte deshalb die Eigenverantwortung gefordert 
und gefördert werden. Jugendliche brauchen reale 

Entscheidungssituationen, deren Ausgang nicht be-
reits festgelegt ist. Pädagogische Begleitung ist dabei 
erforderlich und hilfreich, aber auch Irrtum und Schei-
tern sind wichtige Erfahrungen für eigenes Handeln!

Virtuelle Welten eröffnen zudem Erfahrungsräume, in de-
nen Fehler (relativ) folgenlos bleiben, da man erneut an 
den Start gehen kann und viele Leben hat.

Aus Fehlern zu lernen ist zwar ein altes pädagogisches 
Prinzip, aber in unserer an Wettbewerb, Leistung und 
Standards orientierten Bildungswelt nicht mehr gern 
gesehen. Mediale Angebote berücksichtigen dieses 
Prinzip jedoch in viel höherem Maße und zeichnen sich 
zudem durch unmittelbar nachvollziehbare und da-
durch akzeptable Maßstäbe und Kriterien aus: Erfolg 
wird durch ein höheres Level belohnt, sofort – aber 
auch nach dem zehnten Anlauf!
Wir sollten also das Lernen aus Fehlern (wieder) zu ei-
nem Grundsatz machen, für den man sich nicht schä-
men muss. Zugleich muss klar sein, dass die Grenzen 
zur Wirklichkeit nicht verschwimmen dürfen: Wir haben 
alle nur ein Leben!

Das soziologisch fundierte Gesellschaftsmodell der „Er-
lebnisgesellschaft“ (Gerhard Schulze) kann auch die Fas-
zination virtueller Welten erklären helfen.

In den hoch entwickelten westlichen Nationen haben 
Jugendliche (in eigener Wahrnehmung) relativ unspek-
takuläre Biografien, deren Verlauf zudem weitgehend 
extern geregelt ist. Dies führt zu Kompensationsbe-
strebungen, die sich in Extremsport, riskanten Hobbys, 
Abenteuerurlaub oder Aussteigerszenarien manifes-
tieren oder den Kick durch Drogen bzw. die Stimulanz 
durch Medien (Gewalt, Sex…) suchen.
Relativierend wirken können erlebnispädagogische 
Angebote der Jugendarbeit, in denen sich durchaus re-
ale Gegebenheiten mit medialen Technologien verbin-
den lassen (z. B. im GeoCaching). Die Schule sollte eine 
Aufgabenkultur anstreben, die Probleme so formuliert, 
dass sie mit der Lebens- und Erfahrungswelt von Ju-
gendlichen korrespondieren und spannende Lösungen 
ermöglichen (Etappen mit Zwischenauswertungen, 
Teilerfolge sichtbar machen).

4	 Umfangreiches und aktuelles Datenmaterial zum Mediengebrauch von Kindern und Jugendlichen bieten die KIM- und JIM-Studien 

	 des Medienpädagogischen Forschungsverbundes Südwest, die im Internet unter ➜ http://www.mpfs.de zur Verfügung stehen.
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Eine mögliche Ursache für übermäßige Mediennutzung 
ist die allgemeine Beschleunigung des Lebens, in dem 
Termine, Aktualität und ständige Präsenz dominieren.

Elternhaus und Schule erzeugen einen permanenten 
Druck aus Erwartungen und Anforderungen. Dauer-
stress und zu hohes Tempo wirken sich jedoch negativ 
auf die Entwicklung kognitiver Fähigkeiten und emoti-
onaler Sensibilität aus. Jugendliche unterwerfen sich 
diesem Zwang zur ständigen Erreichbarkeit, flüchten 
aber auch in virtuelle Spielwelten mit einer „eigenen 
Zeitrechnung“.
Entschleunigung durch Medienabstinenz ist möglich, 
wenn diese nicht als Verbot durchgesetzt wird, sondern 
reflektierte Selbsterfahrung ermöglicht. Eine wichtige 
Botschaft, die wir Heranwachsenden vermitteln soll-
ten, lautet: Auch als Jugendlicher darf man mal offline 
sein, im Stand-by-Modus laufen, die Akkus auftanken. 
Deshalb müssen auch Pädagogen ihre Anforderungen 
selbstkritisch prüfen!

Die pädagogische Begleitung der Mediensozialisation im 
Kindes- und Jugendalter erfordert geschultes Personal.

Die Situation ist insbesondere in den Schulen prekär: 
Die Lehrerbildung beinhaltet bis heute trotz spürbaren 
Bedarfs kaum verbindliche medienpädagogische An-
gebote (außerhalb didaktischer Aspekte)! Demgegen-
über entlassen sozial-, kultur- und medienpädagogi-
sche Studiengänge jährlich gut ausgebildete und hoch 
motivierte Absolventen in eine Gesellschaft, die sie 
dringend braucht, aber nicht beschäftigen kann. Ein-
schlägige Projekte, Leuchttürme oder Modellversuche 
sind zweifellos gut und wichtig, aber in ihrer Wirkung 
begrenzt und in der Regel kaum nachhaltig.
Verbesserungen müssen öffentlichkeitswirksam einge-
fordert werden! Dazu müssen wir Politiker beim Wort 
nehmen, Verbündete suchen, Lobbyarbeit betreiben 
und die vorhandenen Potenziale und Akteure auf Lan-
desebene sowie regional und lokal (noch) besser ver-
netzen!

Medienkompetenz gilt in unserer Gesellschaft als kom-
plexe Schlüsselkompetenz im Range einer basalen Kul-
turtechnik und ist nicht auf Teilaspekte reduzierbar. 

Im Alltagsgebrauch wird das häufig genutzte Schlag-
wort, dessen Bedeutung stark vom jeweiligen Kontext 
abhängt, meist auf die Bedienung von Medientechnik 
reduziert. Dabei ist zuvörderst eine kommunikative 
Kompetenz gemeint; Dieter Baacke hat den Begriff in 
den 70er Jahren des vorigen Jahrhunderts in Anleh-
nung an den Habermas’schen Begriff der kommuni-
kativen Kompetenz geprägt und in den Dimensionen 
Medienkunde, Medienkritik, Mediennutzung und Me-
diengestaltung ausgearbeitet. Auch in der Schule reicht 
also das „Lernen mit Medien“ allein nicht aus; Medien-
kompetenz erfordert vor allem das „Lernen über Medi-
en“! Ziel von Medienbildung ist das selbstbestimmte, 
kritisch reflektierte, kreative und sozial verantwortliche 
Handeln in einer von Medien bestimmten Welt. Schule 
trägt hier Verantwortung! Systematische, curriculare 
Konzepte sind nötig und auch vorhanden5, werden je-
doch zu selten umgesetzt. 

Die Medien bieten Jugendlichen neue Möglichkeiten für 
aktive, kreative und künstlerische Betätigungen. 

Durch die digitalen Medien, die auf vielfältige Weise 
die Inter-Aktivität der User befördern (Stichwort Web 
2.0), wird die klassische Trennung von medialen Produ-
zenten und Konsumenten aufgehoben, die im Prosu-
menten verschmelzen. Zugleich werden auch die tra-
ditionellen Künste (z. B. Theater, visuelle Kunst, Musik) 
durch Medien angereichert und in ihren Möglichkeiten 
erweitert. Die Kehrseite der Medaille: Alles Vorhandene 
wird als jederzeit verfügbares, frei zugängliches Ma-
terial betrachtet, das beliebig adaptiert, kombiniert, 
variiert, gesampelt und gemixt werden kann. Dies 
führt zwangsläufig zu Problemen mit dem statischen 
Urheberrecht des analogen Zeitalters (Kunstwerk als 
Original, Künstler als Schöpfer und Besitzer geistigen 
Eigentums). 
Die pädagogische Arbeit muss natürlich Phantasie, 
Originalität, Kreativität stärken, zugleich aber auch die 
Fähigkeit zur Selbstkritik fördern, um entscheiden zu 
können, was getwittert, gepostet oder publiziert wer-
den sollte. Wichtig ist die Entwicklung eines angemes-
senen (Un-)Rechtsbewusstseins, das auch beinhaltet: 
Im Extremfall drohen Sanktionen und Strafen!

5	 Ich verweise stellvertretend auf das Kompetenzorientiertes Konzept für die schulische Medienbildung der LKM: 

	 ➜ http://www.laenderkonferenz-medienbildung.de/LKM-Positionspapier.pdf.
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Die Medienagenda setzt Themen und Trends und ver-
schiebt zunehmend die Wahrnehmung der Realität. 

Die Omnipräsenz der Medien suggeriert, real sei (nur), 
was in den Medien vorkommt. Im Umkehrschluss wird 
unbedeutend, was keine mediale Aufmerksamkeit 
erhält. Medien fungieren also (auch politisch-ideolo-
gisch) als Gatekeeper und Trendsetter. Dabei folgen 
viele mediale Darstellungen der DEPP-Formel: Drama-
tisieren + Emotionalisieren + Personalisieren = Profitie-
ren, begleitet von einer Inflation der Superlative: Skan-
dal, Katastrophe, Tragik… Dies führt zu deutlichen 
Differenzen zwischen der gesellschaftlichen Realität 
und ihrer Wahrnehmung bzw. Bewertung durch den 
Einzelnen (Beispiele sind zahlreich: Zuwanderung/Mig-
ration, Kriminalitätsstatistik, Todesursachen, Gesund-
heitsrisiken, Suchtstatistik, Lebensmittelskandale). 
Medienpädagogik vermittelt Rüstzeug, das zum Ver-
gleich unterschiedlicher Medien sowie der Berichter-
stattung mit der dargestellten Realität befähigt. Man 
lernt, die Frage nach der Wirkungsabsicht medialer 
Darstellungen zu stellen und eigene Recherchen zur 
Überprüfung anzustellen.

Extensiver Mediengebrauch beinhaltet gesundheitliche, 
soziale und ökonomische Risiken und Gefahren.

Dies ist in gewissem Umfang sicher zutreffend. Zu-
gleich muss betont werden, dass Medien nie separat 
und losgelöst von individuellen, sozialen und gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen wirken. Aktuell 
werden Risiken eines extensiven Mediengebrauchs als 
ebenso populistisches wie haltloses Argument gegen 
schulische Medienpädagogik instrumentalisiert (auf 
Manfred Spitzers „Digitale Demenz“ mit dem Vorwurf, 
die Schule fixe Jugendliche an und mache sie damit 
mediensüchtig, wurde hingewiesen). Doch Medien-
kompetenz beinhaltet immer auch die Fähigkeit zum 
sozial verträglichen Umgang mit Medien!
Wichtig ist hier Aufklärungsarbeit bei den Eltern: Bera-
tung, Information, Gespräche. Populistischen Diskus-
sionen ist am besten mit sachlicher Argumentation 
zu begegnen, die man auf der Grundlage medienpä-
dagogischer Konzepte, Studien, Daten und Statistiken 
selbst leisten kann; natürlich ist es auch möglich, sich 

Experten einzuladen. Zudem wissen Entwicklungspsy-
chologen, dass im Jugendalter Phasen einer extremen 
Fixierung auf bestimmte Tätigkeiten und Verhaltens-
weisen nicht ungewöhnlich sind. Dennoch sollten diese 
Verhaltensweisen von Pädagogen wie Eltern sensibel 
beobachtet werden; im Bedarfsfall sollte professionel-
le Beratung gesucht werden, da Verbote im Regelfall 
wenig nützen. 

Zusammenfassend lässt sich sagen: Der Mensch lernt 
von Geburt an durch Bildungs-, Erziehungs- und Sozia-
lisationsprozesse,

➜➜ seine Lebenswelt wahrzunehmen, sie zu begreifen 
und sich in ihr zunehmend selbstbestimmt zu orien-
tieren, 

➜➜ sein kommunikatives Potenzial umfassend zu ent-
falten und differenziert zu nutzen,

➜➜ seine Bedürfnisse zu verstehen und sie auf ange-
messene Weise zu befriedigen, 

➜➜ seine Individualität als Verantwortung tragenden 
Bestandteil sozialer Gemeinschaften zu begreifen 
sowie

➜➜ auf seine Lebensverhältnisse in einer Weise gestal-
tend Einfluss zu nehmen, die ihm dient, ohne an-
deren zu schaden oder die gemeinsame Zukunft zu 
gefährden. 

Damit dieser komplexe und komplizierte Prozess der 
Persönlichkeitsentwicklung in unserer schönen neuen 
Lebenswelt gelingen kann, ist eine umfassende, sys-
tematische und dynamische Medienkompetenz uner-
lässlich, für deren Ausprägung die Gesellschaft insge-
samt – und hier neben den Eltern im besonderen Maße 
Jugendarbeit und Schule – Verantwortung tragen. 

Schöne neue Lebenswelt (?). Prof. Dr. Paul D. Bartsch 
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Was kennzeichnet die Lebensphase Jugend in un-
serer Gesellschaft?
Jugend bedeutet für mich mehr denn je Vielfalt. Es gibt 
unendlich viele interessante Jugendkulturen, mit eige-
nen Stilen, eigener Musik und eigenen Werten. Ich er-
lebe sehr viele engagierte junge Menschen, die sich in 
verschiedenen gesellschaftlichen, kulturellen oder po-
litischen Initiativen engagieren und das oft vermittelte 
Bild von „null Bock“ widerlegen. Sie übernehmen dort 
Verantwortung und sind oft Motor für Innovationen. 
Ich erlebe das beispielsweise beim Treibhaus e. V., ei-
nem alternativen Verein in meiner Heimatstadt Dö-
beln, den ich 1997 gemeinsam mit Freunden gegründet 
habe. Ziel ist, dass Jugendliche einen Raum haben, wo 
sie sich selbstbestimmt ausprobieren können, von der 
Siebdruckwerkstatt, über Bandproberäume, Konzerte 
organisieren, demokratischen Bildungsprojekten, Bar-
diensten im Kulturcafé bis hin zur Mitarbeit im Vereins-
vorstand. Ich bin davon überzeugt, dass solche Freiräu-
me wichtig sind.

Was sind aus Ihrer Sicht die drängendsten Proble-
me junger Menschen in Sachsen?
Viele Jugendliche stehen enorm unter Druck. Sie sollen 
in allen Fächern gute Zensuren schreiben, wenn irgend 
möglich Abitur machen, im Sportverein aktiv sein und 
ein Musikinstrument lernen. Außerdem sollen sie gute 
Kinder und Enkel sein, Lebenserfahrung sammeln, ers-
te Beziehungen eingehen und sich zu selbstbewussten 
und mündigen Staatsbürgern entwickeln. Den meisten 
Jugendlichen ist bewusst, dass schon ihre Jugendpha-
se über ihre Zukunftschancen entscheidet. Nicht weni-
ge Jugendliche gehen mit diesem Druck souverän um 
und nutzen die Chancen, die sich ihnen bieten. Aber wir 

müssen aufpassen, dass jene, denen das schwerer fällt, 
dieser Druck nicht überfordert. 
Besorgniserregend sind die Entwicklungen im Bereich 
der „Hilfen zur Erziehung“. Ursprünglich waren „Hilfen 
zur Erziehung“ lediglich als Nothilfe für wenige Fälle 
gedacht. Inzwischen haben im Jahr 2010 etwa 36.000 
junge Menschen in Sachsen „Hilfen zur Erziehung“ in 
Anspruch genommen. Damit verbunden sind enorme 
Kostensteigerungen von 156 Mio Euro im Jahr 2005 auf 
über 200 Mio Euro im Jahr 2011. Hinter diesen Zahlen 
stecken Schicksale vieler Jugendlicher zunehmend 
mit multiplen Problemen. Soziale Dienste und Jugend-
arbeit sind mit dieser Entwicklung auf Grund unzurei-
chender Ausstattung oftmals ebenso überfordert wie 
unser Schulsystem. 
Die schwarzgelbe Kürzungspolitik seit 2010 hat die 
sächsische Jugendhilfelandschaft zu einem Flickentep-
pich gemacht. Es fehlt an qualifiziert begleiteten Ange-
boten, die Talente fördern und schwächeren Jugendli-
chen Unterstützung bieten.

Welche Erwartungen richten Sie an eine Eigen-
ständige Jugendpolitik? Was verbinden Sie mit 
dieser Entwicklung?
Wir müssen das Jugendalter stärker als eigenständige 
Lebensphase begreifen und eine eigenständige, res-
sortübergreifende und zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden abgestimmte Jugendpolitik entwickeln. 
Wichtig ist, gleiche Chancen auf Bildung endlich zu ver-
wirklichen. Bildung ist der Schlüssel für ein selbstbe-
stimmtes Leben und gute Zukunftschancen. Dazu muss 
ein inklusives Bildungssystem geschaffen werden, das 
von Kita und Ganztagsschule bis zur beruflichen Aus-
bildung, dem kostenfreien Hochschulstudium und der 

Jugendpolitische Positionen
Henning Homann, geboren 1979 in Düsseldorf. Noch während seines Abiturs in Döbeln trat er 
1996 der SPD bei und engagierte sich vor allem bei den Jusos. Der studierte Politikwissenschaft-
ler ist seit 2009 Mitglied des Sächsischen Landtags und unter anderem Sprecher für Kinder- und 
Jugendpolitik der SPD-Fraktion. 
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Weiterbildung reicht. Wir müssen ebenso non-formale 
Lernorte im Bereich der offenen Jugendarbeit, der Ju-
gendverbände und der Freiwilligendienste stärken.
Jugendarmut muss bekämpft werden. Die 13- bis 
25-Jährigen sind die größte Armutsrisikogruppe. Des-
halb gilt es, den direkten Berufseinstieg für Jugend-
liche zu verbessern. Viele Praktika und unbefristete 
Arbeitsverhältnisse schaffen Unsicherheit und verhin-
dern eine langfristige Lebens- und Familienplanung. 
Die unbefristete sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung muss wieder der Normalzustand sein und 
keine Ausnahme. 
Wir müssen mehr für die Demokratiebildung tun. Die 
Erziehung zur Demokratie beginnt im frühen Kindesal-
ter, und setzt sich über die gesamte Spanne der Kind-
heits- und Jugendphase fort. Jugendliche sollen ver-
mehrt beteiligt und ermutigt werden, ihre Lebenswelt 
gemeinsam zu gestalten. Schule muss viel stärker die 
Fähigkeit zur demokratischen Mitbestimmung vermit-
teln.
Die SPD tritt außerdem für das Wahlalter 16 bei Kom-
munal-, Landes-, Bundestags- und Europawahlen ein. 
Jugendpolitik ist auf allen Ebenen der SPD ein Thema. 
Die SPD-Bundestagfraktion hat im Januar einen An-
trag zur Umsetzung einer eigenständigen Jugendpo-
litik eingebracht. Gemeinsam mit ExpertInnen disku-
tiert die SPD-Landtagsfraktion am Jugendstammtisch 
und Anfang 2014 wird ein Jugendforum stattfinden, 
das Jugendliche noch stärker an der Politikentwick-
lung direkt beteiligen wird.

Henning Homann, Mitglied des Sächsischen Landtags und 
Sprecher für Kinder- und Jugendpolitik der SPD-Fraktion. 

 Foto: Henning Homann
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Verständnis ➜ „Jugendpolitik als Befähigungspolitik 
[…] hätte den Auftrag, eine umfassende Befähigung 
junger Menschen zur reflexiven und selbstgesteuer-
ten Auseinandersetzung mit den Anforderungen und 
Zumutungen der Gesellschaft zu sichern und sich für 
Bildung als Bürgerrecht einzusetzen. In diesem Sinne 
klagt Jugendpolitik ein, dass Bildung mehr ist als Schu-
le. In eine Gesamtbetrachtung des Zusammenhangs 
von Bildung und Befähigung gehören daher die vielfäl-
tigen Beziehungen zwischen formeller, non-formaler 
und informeller Bildung, die Verknüpfung unterschied-
licher Lernorte in ihren Auswirkungen auf die Bildungs-
biographie junger Menschen und die Sicherung ihrer 
Teilhabechancen in unterschiedlichen Bereichen der 
Gesellschaft – ein Verständnis, bei dem sich das BJK an 
einem erweiterten Bildungsverständnis orientiert, wie 
es im Zwölften Kinder- und Jugendbericht entwickelt 
worden ist.“ (BJK 2009, S. 34–35) Insbesondere zeigen 
sich die Probleme von Jugendlichen an den Übergän-
gen von der Schule in die Ausbildung und den Beruf. 
Das BJK konstatiert, dass „die Gesellschaft ihrer Ver-
antwortung, alle Jugendlichen für ein Leben in einer 
sich gravierend ändernden Gesellschaft zu bilden, nur 
unzureichend nach[kommt].“ (BJK 2009, S. 36) 
Bearbeitung ➜ In Zusammenarbeit mit dem Amt für 
Jugend, Familie und Bildung der Stadt Leipzig wurde 
unter der Leitfrage „Was stärkt Jugendliche?“ nach den 
Ressourcen einer gelingenden Persönlichkeitsentwick-
lung im Jugendalter gefragt. Alle Kinder und Jugendli-
che müssen Krisen und Rückschläge in ihrem Alltag be-
wältigen lernen. Hierbei greifen sie auf personale und 
sozial vermittelte Ressourcen zurück, die nicht allen 
jungen Menschen in gleicher Weise zur Verfügung ste-
hen. Inwiefern können im Bereich der Bildung, der Kin-

der- und Jugendhilfe, der Kultur und des sozialen und 
sportlichen Engagements Ressourcen bereitgestellt 
werden und Resilienz, das heißt die Widerstands- und 
Bewältigungsfähigkeit in Krisen und Problemlagen, 
gefördert werden? Etwa 50 Teilnehmer_innen folgten 
der Einladung und neben zwei fachlichen Impulsen zur 
Praxisrelevanz des Resilienzkonzepts wurde in der Ab-
schlussdiskussion der Transfer auf die Leipziger Situati-
on unternommen. 
Ergebnisse ➜ Bereits in den Impulsen, aber auch in 
der Abschlussdiskussion wurde deutlich, dass die För-
derung von Resilienz ein hohes Maß (Qualität/Quan-
tität) an Beziehungsarbeit erfordert und zumeist als 
intensive Einzelarbeit zu konzipieren ist. Insofern ist es 
notwendig, das die Leitideen der Resilienzförderung in 
die Angebote der Kinder- und Jugendhilfe und anderer 
Bereiche Einzug halten, um wirkungsvolle Angebote 
für insbesondere diejenigen formulieren zu können, 
die den komplexen und teils widersprüchlichen An-
forderungen unserer Gesellschaft nicht gewachsen 
sind. Allerdings kann und soll die „Förderung der Wi-
derstandsfähigkeit“ keine sozial gerechte Jugend- 
und Gesellschaftspolitik ersetzen. Letztlich ist für das 
Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen jenseits 
pädagogischer Instanzen Achtsamkeit und Chancen-
gleichheit entscheidend. Im Alltag müssen ihnen viele 
erwachsene Ansprechpartner_innen und Bezugsper-
sonen zur Verfügung stehen, damit sie sich gut entwi-
ckeln und entsprechend der konkreten Situation und 
ihren Bedürfnissen eine „Ressource“ aus dieser, ihrer 
Lebenswelt aktivieren können. „Es brauche eben ein 
ganzes Dorf, um ein Kind großzuziehen“, so C. W. Müller.

Jugendpolitik als 
Befähigungspolitik
03. Juni 2013, Neues Rathaus Leipzig
(Die ausführliche Dokumentation der Veranstaltung findet sich unter ➜ www.jugendstiftung-sach-
sen.de.)
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Was tun Sie konkret, damit Jugendliche ihre Fir-
ma attraktiv finden?
[…] Es war uns immer ein Anliegen, über die Ausbil-
dung ein großes Potential zu schaffen. Daraus kann 
man die Besten zu wertvollen Bauführern qualifizie-
ren. Deshalb gibt es auch das Duale Studium. Dort läuft 
die praktische Ausbildung wie bei Lehrlingen, aber an-

stelle der Berufsschule gibt’s ein Ingenieurstudium. Wir 
brauchen ja keine Theoretiker, sondern Diplomingeni-
eure mit praktischen Erfahrungen. 

Und daher kommt ihr Interesse, die Arbeit mit jun-
gen Leuten zu fördern?
Wirtschaftlich haben wir eine kontinuierliche Perso-

DIE JUGEND IM BLICK
Arbeit mit jungen Leuten allein unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu betrachten, 
ist zu kurz gegriffen.
Auszüge aus einem Interview mit Bernhard Pech, Geschäftsführer der Ostsächsischen Baugesell-
schaft mbH (OBAG), einem mittelständischen Unternehmen mit Sitz in Bautzen. Der 66 jährige 
Bernhard Pech lernte Maurer und studierte später Bauingenieurwesen. In den 90er Jahren wurde 
er Geschäftsführer der OBAG und ist bis heute ihr einziger Hauptgesellschafter. Bekannt in der 
Jugendhilfelandschaft Ostsachsens ist Bernhard Pech vor allem wegen des regelmäßigen und 
umfangreichen Engagements für Jugend- und Sozialprojekte.

Bernhard Pech, Geschäftsführer der Ostsächsischen Baugesellschaft mbH (OBAG)

 Foto: Enrico Damme
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nalentwicklung im Blick, aber es gibt auch eine soziale 
Komponente die mindestens genauso wichtig ist. […] 
Wenn man die Arbeit mit jungen Leuten nur unter wirt-
schaftlichen oder finanziellen Gesichtspunkten sieht, 
liegt das nicht im gesellschaftlichen Interesse. Und für 
die Gesellschaft tragen alle Verantwortung, Unterneh-
men aber in besonderem Maße.
Es wird ja viel gejammert, dass junge Leute keine Per-
spektive hätten, aber ich will eben deshalb helfen, 
das zu ändern. Es gibt viele junge Leute, die schon 
mit der Mittelschule zu kämpfen haben. Die sind eben 
nicht klüger, als sie sind, trotzdem sind es doch keine 
schlechten Menschen. Da kommt auch meine christli-
che Überzeugung ins Spiel, die ist insgesamt nicht un-
erheblich: alle Menschen haben eine Chance verdient.

Es ist ja auch gut fürs Image, wenn sich ein Unter-
nehmen sozial engagiert.
Das ist leider nicht immer so. […] Oft wird gesagt: Tue 
Gutes und sprich darüber. Es steht aber in der Bibel: 
Tue Gutes und sprich nicht darüber, und was deine 
Rechte tut, soll deine Linke nicht wissen. Deshalb ha-
ben wir auch eine Stiftung gegründet, um unbemerkt 
zu fördern. Die ist bisher so geheim, dass kaum jemand 
davon weiß und wir müssen uns nun wieder öffnen, 
um unsere Fördergelder dem Stiftungszweck entspre-
chend zu verteilen. 

Was genau tut denn die Biehms̀ sche Stiftung, der 
Sie ja 500.000 Euro Grundkapital gegeben haben?
Die Biehmś sche Stiftung ist innerhalb der Bürgerstif-
tung angesiedelt. Wir haben drei Jahre Kapitalerlöse 
angespart. Ziel ist es, Menschen und zuallererst Ju-
gendliche finanziell zu so unterstützen, dass sie sich 
ein selbstbestimmtes Leben organisieren können. Also 
gibt es das Geld z. B. für eine Lehre oder für Studienge-
bühren. Wir müssen das Geld nach dem Stiftungszweck 
ja auch verwenden, sind insgesamt auf der Suche nach 
Projekten. 

Welche Unterstützung wünschen Sie sich seitens 
der Politik?
Ich wünschte mir, dass die Politik Fördermittel nicht 
mehr nach dem Gießkannenprinzip verteilt, sondern 
zielgerichtet Projekte fördert, die auch wirklich Subs-

tanz haben. Wir dürfen in Zukunft auch nicht nur Hoch-
schulen, Elite und Begabte fördern. Wir müssen alle 
jungen Leute mitnehmen, egal ob sie von der Natur mit 
einem IQ von 130 oder 45 ausgestattet sind. Dafür muss 
man Geld in die Hand nehmen, aber anders als bisher. 

Das Gespräch führte Enrico Damme. Das vollständige In-
terview finden Sie auf unserer Webseite ➜ www.jugend-
stiftung-sachsen.de.
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„Was bewegt Jugendliche? Was prägt sie und wo wol-
len sie hin? 1600 Jugendbiografien in bunten Heften“, 
so die Titelüberschrift einer österreichischen Tages-
zeitung, die jüngst über eine Ausstellung in der Wiener 
Hauptbibliothek berichtet hatte: Ein Mädchen, das mit 
sechs Jahren mit ansehen muss, wie der Vater die Mut-
ter mit fünf Schüssen tötet. Heute macht die 16-jährige 
eine Lehre zur Rechtsanwaltsassistentin und schreibt, 
sie wolle „nur nach vorne“ sehen, „glücklich sein“ … 
Eine erschreckende Vorgeschichte, die dennoch nicht 
in den eigenen Untergang führt, sondern in außerge-
wöhnlicher Weise gemeistert wird. Das ist Resilienz. 

Wer Jugendpolitik gestaltet, formt die Zukunft.
Befähigungspolitik soll ein Kernelement auf dem Weg 
hin zu einer Eigenständigen Jugendpolitik sein. Ver-
bunden ist damit der Gedanke, dass Gesellschaft und 
Politik die notwendigen materiellen und immateriel-
len Ressourcen für eine gelingende Persönlichkeits-
entwicklung im Jugendalter bereitzustellen haben. 
Der Schwerpunkt liegt dabei auf einem Dreiklang von 
Förderung, Bildung und Qualifikation. Zusammen mit 
dem Konzept der Resilienz können daraus praktische 
Konsequenzen für eine derart konzipierte Jugendpo-
litik abgeleitet werden. 
Resilienzförderung als solche zielt in erster Linie auf 
Kinder und Jugendliche, die mit besonderen Belastun-
gen und Lebensrisiken konfrontiert sind. Jugendpolitik 
muss dagegen die Bedürfnisse und Interessen aller Ju-
gendlichen im Blick haben. Resilienzförderung setzt – 
streng genommen – am Individuum an, Jugendpolitik 
an den gesellschaftlichen Rahmenbedingungen. Doch 
auch aus Einzelfällen lassen sich ermutigende Anre-
gungen für eine gelingende Jugendpolitik ableiten. 

Schaut auf ihre Stärken! 
„Schaut auf ihre Stärken“ ist mittlerweile zu einem Slo-
gan geworden, den sich viele Programme der Jugend-
förderung und -politik, jedenfalls verbal, zu eigen ma-
chen. Da ist die Gefahr groß, dass eine wirklich gute 
Idee abgegriffen, verwässert wird. Denn dies ist ja die 
zentrale Botschaft des Resilienzgedankens! Das Nutzen 
der eigenen seelischen Widerstandskraft gegen die Un-
bilden des Lebens. 
Jugend ist eine Lebensphase des biologischen, psy-
chosozialen und kognitiven Reifungsprozesses, in der 
Eigenständigkeit und Identität gesucht werden, kriti-
sches Denken und eine gewisse Abgrenzung zu den Le-
bensentwürfen der Erwachsenen und der Gesellschaft 
sich entwickelt. 
Ging man früher davon aus, dass die Jugendphase 
einen allmählichen Übergang von der Kindheit zur Er-
wachsenen-Identität darstelle, womit der Jugend eine 
gewisse Phase des Experimentierens und Erprobens 
zugestanden würde, löst sich dieses Moratorium in der 
heutigen sozialen Realität zunehmend auf. Allenfalls 
gilt es als Postulat noch für diejenigen, die auf sozialen 
Rückhalt und entsprechende Ausstattung zurückgrei-
fen können. Der kanadische Resilienzforscher Michael 
Unger stellt hier treffend fest: „Die Resilienzforschung 
hat gezeigt, wie fundamental soziale Gerechtigkeit für 
erfolgreiche Persönlichkeitsentwicklung ist.“1

Adoleszenz und Jugend in der „Risikogesellschaft“
Die eigentliche Ambivalenz des jugendlichen Hinein-
wachsens in unsere moderne, nennen wir sie ruhig 
Risiko-Gesellschaft, hat Lothar Böhnisch in einem Satz 
auf den Punkt gebracht: „Auf der einen Seite sollen 
sie den wechselnden Anforderungen der Arbeits- und 

Schaut auf ihre Stärken!
Zum Konzept der Resilienz: Ursprung – pädagogische Konsequenzen – jugendpolitische Anforde-
rungen. Prof. Dr. rer. pol. Margherita Zander
(Dieser Artikel ist eine gekürzte und redaktionell bearbeitete Fassung eines Vortrags zur Veranstal-
tung „Jugendpolitik als Befähigungspolitik“.)
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Konsumgesellschaft gegenüber offen und flexibel, risi-
ko- und optionsbereit, mobil und aufgeschlossen sein, 
gleichzeitig gelingt diese offene, riskante Haltung aber 
nur, wenn man bei sich, mit sich identisch ist, genug 
psychosozialen Rückhalt hat, um sich dieser offenen 
Gesellschaft einigermaßen stabil aussetzen zu kön-
nen.“2

➜➜ Jugend soll sich schulisch und beruflich qualifizieren, 
um so die Voraussetzung für eine eigenständige 
Existenzsicherung herzustellen; doch nicht für jeden 
ist ein Platz auf dem Arbeitsmarkt gesichert.

➜➜ Jugend soll sich auf einen eigenständigen Lebens-
entwurf hin orientieren, dabei werden die Vielfalt 
der Möglichkeiten, eine wachsende Autonomie und 
größere Entscheidungsspielräume betont.

➜➜ Jugend ist die Phase, in der verantwortungsvolle so-
ziale und partnerschaftliche Beziehungen aufgenom-
men werden. Doch vor dem Hintergrund allseits 
geforderter Flexibilität und Mobilität ist die Wahr-
scheinlichkeit groß, dass mehrfach Trennungen, 
Brüche und Krisen erlebt werden.

➜➜ Jugend soll ihr eigenes Werte- und Normensystem 
entwickeln. Auch hier ist die Wahl- und Entschei-
dungsmöglichkeit größer geworden; gleichzeitig ist 
eine Orientierungssuche auch schwieriger gewor-
den, weil Werte und Normen beliebiger erscheinen.

➜➜ Entwicklung einer eigenen Identität; sie vollzieht sich 
vor dem Hintergrund all dieser gesellschaftlichen 
Entwicklungstrends, als ständiges Spannungsfeld 
von Individualisierung und Pluralisierung. 

Das soll nicht heißen, dass heute alles schwieriger ist, 
aber größere Spielräume und Freiheiten erzeugen 
auch größeren Entscheidungsdruck für den Einzelnen, 
verlangen früher nach mehr Eigenverantwortung – und 
damit verdichtet sich das Risiko eines Scheiterns, vor al-
lem weil zunehmend soziale Auffangnetze nicht mehr 
greifen. Die Risiken kumulieren insbesondere bei jenen, 
die sich in einer sozialen Randlage befinden und sich 
daraus nicht zu befreien vermögen. Opp und Fingerle, 
die ebenfalls auf das Analysekonzept der Risikogesell-
schaft rekurrieren, kommen dabei zu dem Schluss, 
dass sich die soziale Differenz des Aufwachsens für 
Kinder und Jugendliche vergrößert habe.3 Dies werde 
schon in der Schule deutlich, wo das soziale Kapital der 

Herkunftsfamilie wesentlich zu einer erfolgreichen Bil-
dungskarriere beitrage. Sie sehen darin eine große He-
rausforderung für das Schul- und Bildungswesen, das 
aber dafür gar nicht ausgerüstet sei. 
Es scheint doch fast so, dass die gesellschaftlichen 
Risiken in der Lebensphase Jugend heute derart die 
lebensphasenspezifischen Entwicklungsrisiken über-
lagern, dass eine Unterscheidung von sogenannten 
normativen – also generell mit der Entwicklungsphase 
Jugend verbundenen – und nicht-normativen Entwick-
lungsrisiken, nämlich solchen, die durch zusätzliche Be-
lastungen bedingt sind, fast schon obsolet geworden 
ist. Wenn dies zutrifft, wäre dies für den Resilienzdiskurs 
mehr als bedeutsam. Um diesen Risiken zu begegnen, 
braucht die Jugend außergewöhnliche Stärken, eigene 
Stärken und äußere Schutzfaktoren, ihnen zugängliche 
Ressourcen. 

Ursprung der Resilienz-Idee
Die Idee der Resilienz ist gewissermaßen als Neben-
produkt entwicklungspsychologischer Risikofor-
schung entstanden.4 Lange ging man davon aus, dass 
bestimmte Entwicklungsrisiken fast zwangsläufig zu 
psychischer Erkrankung oder Verhaltensauffälligkeiten 
führen müssten. Das Augenmerk lag dann vor allem da-
rauf, solche Risiken zu identifizieren und zu vermeiden 
bzw. zu beseitigen.
Die paradigmatische Wende im Denken brachte in den 
80er Jahren dann die Erkenntnis, dass Aufwachsen in 
einer Risikokonstellation nicht zwangsläufig zu einer 
Störung führen muss. Als bahnbrechend wird hier im-
mer wieder die Kauai-Studie von Emmy Werner und 
Ruth Smith zitiert, eine Langzeitstudie, in der eine gan-
ze Geburtenkohorte dieser Hawaii-Insel über 40 Jahre 
lang beobachtet wurde. Das ermutigende Ergebnis 
lautete, dass etwa ein Drittel der Kinder, die außerge-
wöhnlichen Entwicklungsrisiken ausgesetzt waren, 
sich im Jugend- und späteren Erwachsenenalter völlig 
„normal“ entwickelt haben.
Die Kehrtwende besteht also darin, dass die Wahr-
scheinlichkeit an die Stelle von Zwangsläufigkeit tritt 
und das Augenmerk verlagert wird: Im Mittelpunkt steht 
nicht mehr die Frage: Was sind Risiken für die kindliche 
Entwicklung? Diese sind weitgehend bekannt. Son-
dern: Was trägt dazu bei, dass die mit solchen Risiken 
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verbundenen Härten von den betroffenen Mädchen 
und Jungen bewältigt werden können, ohne (allzu gro-
ßen) Schaden zu nehmen?
Eine grundlegende Erkenntnis der Resilienzforschung 
war nun, dass es bestimmte Schutzfaktoren sind, 
die das Auftreten von Resilienz erklären – personale 
Schutzfaktoren des Kindes, aber auch äußere Schutz-
faktoren in der Familie oder in seinem unmittelbaren 
sozialen Umfeld.

Was ist nun Resilienz?
Resilienz – wir bezeichnen damit jene „seelische Kraft“, 
die es Menschen möglich macht, außergewöhnliche 
Belastungen, Lebenskrisen und Traumata unbeschade-
ter zu überwinden oder sich davon schneller zu erho-
len, als gemeinhin zu erwarten wäre. Resilienz ist eine 
Bewältigungskompetenz, die als solche nicht angebo-
ren ist, aber in der Auseinandersetzung mit der sozia-
len Umwelt erworben wird.“5

Als entscheidende Schutzfaktoren, die die Resilienz-
fähigkeit fördern, haben sich soziale Beziehungen 
erwiesen, die das Kind in seinem familiären oder so-
zialen Umfeld vorfindet. Wichtig ist hier vor allem eine 
feste, verlässliche Bindung zu einer Bezugsperson, die 
Selbstvertrauen und Selbstwirksamkeitserfahrung, 
soziale Kompetenz und individuelle Fähigkeiten und 
Neigungen fördern und Hilfe bei der Orientierungs- 
und Sinnsuche geben kann.
Die Risiken sind vielfältig. Sie können gesellschaftlich 
bedingt sein wie Armut, Arbeitslosigkeit, soziale Mar-
ginalisierung, Traumatisierung durch Flucht und Krieg. 
Soziale oder familiäre Faktoren sind beispielsweise 
Trennung und Scheidung oder Partnerschaftskonflik-
te, früher Verlust eines Elternteils, seelische Erkran-
kung einer Hauptbezugsperson, kriminelles oder dis-
soziales Verhalten eines Elternteils, Suchtproblematik 
und Gewalt in der Familie, sexueller Missbrauch, zu 
frühe Schwangerschaften.6

Genauer genommen geht die Gefährdung erst von 
den möglichen Folgen dieser Risiken aus, also nicht 
die Trennung und Scheidung als solche, sondern die 
damit einhergehenden Konflikte und Auswirkungen 
auf die Eltern-Kind-Beziehung stellen das eigentliche 
Risikopotenzial dar. Im Bewältigungsprozess bzw. in 
einer gelungenen Bewältigung zeigt sich nun das Vor-

handensein von Resilienz. Einmal erworbene Resilienz 
kann auch wieder verloren gehen; sie muss immer wie-
der neu erworben werden. Allerdings wird das Indivi-
duum durch jede positive Erfahrung in seiner weiteren 
Widerstandsfähigkeit gestärkt. Resilient bedeutet auch 
nicht „unverwundbar“, wohl aber ein „Sich-nicht-unter-
kriegen-lassen“, daher auch der Titel der wegweisen-
den Studie von E. Werner und R. Smith: „Vulnerable but 
invincible“ von 1989.
Resilienz ist auch nicht in erster Linie die Abwesenheit 
von psychischen Störungen oder Verhaltensauffällig-
keiten, sie steht vielmehr für eine aktiv bewältigende 
Kraft, der es gelingt, eigene Potenziale und äußere 
Ressourcen zu nutzen, um „negative Einflüsse auszu-
gleichen und gleichzeitig neue Kompetenzen zu erwer-
ben“7.
An welche Jugendlichen müssen wir im Kontext der 
Resilienzförderung nun denken? Natürlich in erster Li-
nie an die schon angeführten jugendlichen Modernisie-
rungsverlierer. Diese Jugendlichen, welche ihr Erwach-
senwerden unter besonders erschwerten Bedingungen 
meistern und dabei gleich mehrfache Entwicklungskri-
sen bewältigen müssen, benötigen ein erhöhtes Maß 
an seelischer Widerstandsfähigkeit.

Grundideen von Resilienzförderung
Resilienz kann also gefördert werden. Wie können wir 
nun dafür sorgen, dass möglichst alle Kinder und Ju-
gendlichen diese Fähigkeit zur Resilienz erwerben? 
Und dies, ohne dass Resilienzförderung zum Alibi für 
Defizite der Politik fehlgedeutet werden kann! Um 
Zielgruppen von Resilienzförderung auszumachen, 
empfiehlt sich – frei nach Masten und Reed – folgende 
Gruppenbildung:8

➜➜ Heranwachsende, die sich trotz hoher Risiken nicht 
unterkriegen lassen, also resilient sind,

➜➜ Heranwachsende, die geringen Risiken ausgesetzt 
sind und diese bewältigen; bei ihnen lässt sich noch 
nicht prognostizieren, ob sie sich bei außergewöhn-
lichen Entwicklungsrisiken auch als resilient erwei-
sen,

➜➜ Heranwachsende, die hohen Risiken ausgesetzt 
sind, dabei aber zu scheitern drohen; diese brau-
chen dringend äußere Unterstützung, also Förde-
rung ihrer Resilienzfähigkeit,

Schaut auf ihre Stärken! Prof. Dr. rer. pol. Margherita Zander



30 JUST – Jugendstiftung Sachsen – Jugendpolitik braucht

➜➜ Heranwachsende, die trotz geringer Risiken Ent-
wicklungsstörungen zeigen; diese sind hochgradig 
„vulnerabel“ und werden es ohne äußere Unterstüt-
zung nicht schaffen.

Resilienzförderung richtet sich also an Gruppen, die 
heute schon vorwiegend die Zielgruppen von Kinder- 
und Jugendhilfe und Jugendsozialarbeit sind. In diese 
Hilfesysteme könnte das Konzept der Resilienzförde-
rung zweifellos mit großem Gewinn integriert wer-
den. Sie ist primär als Einzelfallhilfe konzipiert, kann 
aber auch gezielt mit Gruppen durchgeführt werden. 
Den Ausgangspunkt bildet dabei – mit Blick auf den 
Einzelfall – eine differenzierte Analyse der Risiko- und 
Schutzfaktoren, wobei das Hauptaugenmerk auf den 
vorhandenen personalen und sozialen Schutzfaktoren 
liegt: Welche persönlichen Stärken können ausgebaut 
werden? Welche sozialen Schutzfaktoren sind vorhan-
den oder können zugänglich gemacht werden? Resili-
enzförderung sollte immer so angelegt sein, dass alle 
drei Ebenen – der Jugendliche selbst, seine Familie und 
sein unmittelbares Lebensumfeld – dabei berücksich-
tigt werden. 
Die zentrale Frage lautet nun: Wann sind Jugendliche 
resilient? Wer befindet darüber, was eine „positive Ent-
wicklung“ oder „gelungene Bewältigung einer Krise 
ist?“ Resilienz darf nicht primär mit sozial konformem 
Verhalten gleichgesetzt werden. In bestimmten Kon-
texten kann Resilienz auch durchaus eine gewisse 
Widerständigkeit gegenüber mehrheitlich geteilten 
Normvorstellungen bedeuten. D. h. letztlich ist die 
Frage immer im konkreten Lebenskontext des Kindes 
oder Jugendlichen und aus seiner Perspektive heraus 
zu klären. Dies entspricht im Übrigen auch dem gän-
gigen Verständnis von Kinder- und Jugendhilfe sowie 
Jugendsozialarbeit.
Ziel ist es, die Überlebensstrategien und die positive 
Bewältigungsfähigkeit dieser Kinder und Jugendlichen, 
auf ihre selbstbestimmte Art und Weise das Leben zu 
meistern, ihre eigenen Pfade zur Resilienz, durch eine 
ihnen förderliche Begleitung zu stärken. Im konkreten 
Einzelfall können verschiedene Wege zu Resilienz füh-
ren, auch solche, die gängigen Normen und Erwartun-
gen widersprechen.
Die Parallelen zur ressourcenorientierten Kinder- und 

Jugendhilfe sind da. Doch Resilienzförderung ist zielge-
richteter und voraussetzungsvoller, weil sie individuel-
ler zugeschnitten ist und immer das komplexe Zusam-
menspiel von Risiken und Schutzfaktoren beachten 
muss. Letztlich geht es darum, ob die Theorie der Pra-
xis nützt! Für eine jugendpolitische Neuorientierung 
dürften die Leitideen von Resilienzförderung allemal 
hinreichend Anregungen ergeben.

Ausblick: Anregung für eine jugendpolitische 
Orientierung
Wir haben gesehen, dass vor allem die Widersprüch-
lichkeit von Anforderungen einerseits und gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen andererseits vielen 
Jugendlichen zu schaffen macht, gleichsam das Span-
nungsfeld dieser Lebensphase zusätzlich auflädt. 
Befähigung im Sinne von „Bildung, Förderung und Qua-
lifizierung“ weist hier sicherlich einen richtigen Weg, 
vor allem wenn damit die Bereitstellung von existen-
ziellen Ressourcen für eine gelingende Persönlichkeits-
entwicklung gemeint ist.9

Eine Jugendpolitik, die förderliche Bedingungen für 
alle Jugendlichen einfordert, wird sich immer auch an 
denjenigen orientieren müssen, die aufgrund einer ver-
schärften Risikokonstellation Probleme haben. Sie wird 
sich dazu positionieren müssen und dabei feststellen, 
dass vieles von dem, was Jugendliche mit Resilienzbe-
darf im Sinne einer gelingenden Persönlichkeitsent-
wicklung brauchen, dem gleicht, was generell allen in 
dieser Altersphase zugutekommt.
Resilienzförderung ersetzt aber mitnichten eine so-
zial gerechtere Gesellschafts- und Jugendpolitik. Im 
Gegenteil: Wirkungsvolle Resilienzförderung basiert 
auf Chancengerechtigkeit, damit sie nicht als Alibi für 
Versäumnisse von Politik missbraucht wird. Resilienz-
förderung meint eine spezifische Form von Lebenshil-
fe und darf nicht vorwiegend als Reparaturbetrieb für 
sozial beschädigte Verhältnisse herhalten. Primäre Prä-
vention von sozialen Risiken ist und bleibt Aufgabe von 
Politik, zumindest deren Minimierung.
Vielleicht ist das Wichtigste, das wir für die allgemeine 
Jugendpolitik aus dem Spezialfall der Resilienzförde-
rung lernen können, dass wir dann, wenn wir Resilienz-
förderung mit belasteten Jugendlichen betreiben – die 
in einer ohnehin nicht einfachen und widersprüchli-
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chen Lebensphase in die objektiven Widersprüchlich-
keiten, Ungereimtheiten und sozialen Ungerechtigkei-
ten unserer Gesellschaft hineinwachsen –, gleichsam 
Stellvertreterdebatten führen über unsere eigenen 
Bruchlinien, Lebensentwürfe, Toleranzbreiten und Li-
mits sowie unsere Vorstellungen von Zusammenleben.

Und dafür können wir das kritische Potenzial der Ju-
gend doch brauchen und sollten es schätzen!
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Dem Fremdwort Resilienz seien zunächst ein paar 
Worte eines deutschen Dichters vorangestellt. Johann 
Wolfgang von Goethe haben wir folgende Verse zu ver-
danken:

Allen Gewalten 
Zum Trutz sich erhalten, 
Nimmer sich beugen, 
Kräftig sich zeigen, 
Rufet die Arme 
Der Götter herbei!

Diese Zeilen spenden Zuversicht. Sie sprechen dem 
Menschen innewohnende Kräfte an, die es in Zeiten 
schlimmer Not zu mobilisieren gilt. Die Sache mit den 
Göttern sehen wir heute wahrscheinlich eher als eine 
symbolische Anspielung, aber der Grundaussage, dass 
die Mobilisierung der eigenen Kräfte eine gute Möglich-
keit sein könnte, mit schwierigen Situationen fertig zu 
werden, werden wir auch heute zustimmen. Und eben 
damit beschäftigt sich ja auch die sogenannte Resi-
lienzforschung. 
Im Umkreis der Resilienzforschung wird man öfters 
auf zwei weitere verwandte Begriffe stoßen – Empow-
erment, Ermächtigung und Coping, die Fähigkeit, mit 
schwierigen Situationen auf eine produktive schöp-
ferische und vor allen Dingen auch erfolgreiche Weise 
umzugehen. Wie die beiden Begriffe, so stammt auch 
ein Großteil der empirischen Untersuchungen in dieser 
Forschungstradition aus dem angloamerikanischen 
Kulturraum. Dort sind auch die Anfänge der Resilienz-
forschung in den 50er Jahren zu verorten.

Emmy Werner und die Kinder von Kauai
Die Entwicklungspsychologin Emmy Werner lieferte mit 
ihrer 1955 begonnenen Panelstudie einen wichtigen 
Impuls für die Resilienzforschung. Solche Studien sind 
aus mehreren Gründen schwierig durchzuführen. Wenn 
Personen über einen längeren Zeitraum untersucht 
werden, gar Jahrzehnte, dann hat man immer das Phä-
nomen, dass Leute sterben, wegziehen wegen Arbeits-
platzwechsel, Heirat oder aus anderen Gründen aus der 
Studie ausscheiden. Der lange Untersuchungszeitraum 
solcher Studien ist aber natürlich gleichzeitig auch ihre 
Stärke. Denn man bekommt nicht nur ein Ergebnis des 
Moments, gewissermaßen ein Blitzlicht, sondern eine 
Entwicklung. Und solche Studien sind natürlich für die 
Sozialisationsforschung besonders wertvoll.
Sehr interessante Paneluntersuchungen finden auf In-
seln statt: Dort ist die Bevölkerung stabiler, die Leute 
ziehen nicht so schnell weg und man hat eine sichere 
Datenlage. Emmy Werner untersuchte ab 1955 mehrere 
Jahrzehnte lang die Entwicklung von Kindern auf der 
hawaiianischen Insel Kauai. Die Studie umfasste den 
gesamten Geburtsjahrgang von 1955 (insgesamt fast 
700 Kinder) und fand in sechs Wellen statt: im Alter von 
einem, zwei, zehn, 18, 32 und 40 Jahren. Die Kinder und 
später Jugendlichen bzw. Erwachsenen wurden unter-
sucht im Hinblick auf ihre kognitive, emotionale, soziale 
und körperliche gesundheitliche Verfassung, ihre Ent-
wicklung bzw. das Zurückbleiben hinter bestimmten 
normativen durchschnittlichen Vorstellungen. Beson-
deres Augenmerk lag dabei auf krisenhaften Fehlent-
wicklungen und Schädigungen, also beispielsweise ob 
Vernachlässigung, Misshandlung, Missbrauch stattge-
funden haben oder auch Alkoholismus der Eltern, Streit 
innerhalb der Familie und anderes. 

Nimmer sich beugen, kräftig 
sich zeigen!1

Das Konzept der Resilienz in der sozialpädagogischen Praxis. Prof. Dr. Dr. C. W. Müller
(Dieser Artikel ist eine gekürzte und redaktionell bearbeitete Fassung eines Vortrags zur Veranstal-
tung „Jugendpolitik als Befähigungspolitik“.)

1	 aus: Johann Wolfgang Goethe: „Feiger Gedanken“
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Die Gesellschaft auf Kauai war lange Zeit hauptsäch-
lich landwirtschaftlich geprägt, und die kleinbäuerli-
che Großfamilie war die dominierende Sozialform der 
Insel. Der soziale Zusammenhang war also durchaus 
ein anderer als in Deutschland. Wir leben ja seit länge-
rem eher in der Klein- oder Kleinstfamilie. 

Drei Lebensphasen
Wir unterscheiden ja im Großen und Ganzen drei we-
sentliche Lebensphasen von Kindern, Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen. Die Soziologen sprechen 
von Statuspassagen, d. h. Eintritts- oder auch Über-
gangsphasen. Die erste beginnt mit der Geburt und 
umfasst die frühkindliche Entwicklung bis zum Schul-
eintritt. Dann folgt die zweite Phase, die Schullaufbahn 
und schließlich als Drittes der Übergang von der Schu-
le „in den Beruf oder ins Nichts oder wo immer sonst 
hin“.
Über die frühe Kindheit wissen wir nicht erst etwas 
durch die Studien der Resilienzforscher René A. Spitz 
beispielsweise, der Wiener Pionier der Säuglingsfor-
schung, lieferte bereits in der Vorkriegszeit wegwei-
sende empirische Erkenntnisse. Der britische Bin-
dungstheoretiker John Bowlby widmete sich verstärkt 
der Frage, was Kinder im ersten und zweiten Lebens-
jahr brauchen, um gewissermaßen einen rudimentä-
ren Grundstock zu schaffen, auf dem eine erfolgreiche 
spätere Entwicklung fußen kann.
Die Resilienzforschung fragt dann auch nach Faktoren, 
die eine solche Entwicklung behindern können. Das 
können verschiedene Formen der Missachtung, Miss-
handlung, Vernachlässigung oder auch Erkrankungen 
oder die Trennung der Eltern sein. Auffällig war im Zu-
sammenhang mit der Kauai-Studie, dass das Leben auf 
Hawaii und eben Kauai sehr oft noch in großfamiliären 
Zusammenhängen stattgefunden hat: Die Kinder hatten 
dort in der Regel neben den leiblichen Eltern eine Viel-
zahl von möglichen Bezugspersonen. Bei all den Kin-
dern, bei denen später eine große Resilienz festgestellt 
wurde, gab es ältere Geschwister, Nachbarn, andere 
Personen der Großfamilie wie Onkel, Tanten, Großeltern 
als enge Bezugspersonen. Wenn eine Bezugsperson 
ausfiel, war immer die praktische Möglichkeit gegeben, 
dass andere Personen diese Rolle des zuverlässigen 
Erziehungs- und Ansprechpartners übernahmen. Bei 

Schwierigkeiten konnten die Kinder gewissermaßen 
innerhalb der Großfamilie bzw. Dorfgemeinschaft auch 
mal verschoben werden, sie konnten woanders hinge-
hen und waren auch dort willkommen.

Hilfe zur Selbsthilfe - Ressourcenmobilisierung
Die Erkenntnisse aus der Kauai- und anderen Studien 
zeigen also für die frühe Kindheit, dass ganz wesent-
lich für eine gesunde Entwicklung eine Orientierung 
an dauerhaften und förderlichen Bezugspersonen ist. 
Diese Bezugspersonen können, wie im Fall der bäuerli-
chen Gesellschaft auf Kauai, auch außerhalb des engs-
ten Familienverbandes gesucht und gefunden werden.
Insofern ist es auch für uns hier und heute wichtig, El-
tern in Schwierigkeiten und in krisenhaften Situationen 
zu unterstützen und zu ermutigen, Bezugspersonen 
aus ihrem familiären Umfeld zu mobilisieren, wenn ihre 
eigenen zuverlässigen Pflege- und Erziehungsleistun-
gen behindert sind.
Die Devise lautet also, erst mal nach Möglichkeit die ei-
genen Ressourcen (d. h. den weitergefassten Kreis von 
möglichen Bezugspersonen) zu mobilisieren und dann 
eben die professionellen Ressourcen. Dazu gehört 
auch die lokale Politik, die professionelle Ressourcen 
wie eben Tagesmütter, Säuglingsheime, Krippen zur 
Verfügung stellt.

Was ist richtige Erziehung?
Wir leben ja heute offensichtlich in einer Gesellschaft, 
wo uns eine einheitliche Vorstellung, was denn richti-
ge Erziehung ist, abhanden gekommen ist. Viele Vor-
stellungen existieren nebeneinander, die einen sagen, 
verbieten ist verboten, die anderen sagen, man muss 
Grenzen setzen, wieder andere sagen, man muss Re-
geln gemeinsam vereinbaren.
Eine, man muss schon sagen, alte Institution in der 
Erziehung sind die sogenannten Erziehungsbriefe 
oder Peter-Pelikan-Briefe. Ursprünglich in den USA 
entwickelt, wurde dieses Konzept der Erziehungs-
hilfe in den 60er Jahren von Ärzten und Pädagogen 
auch nach Deutschland gebracht. Anliegen der Briefe 
ist die kompetente Information der Mütter, Väter und 
sonstigen Betreuungspersonen über pädagogische, 
entwicklungspsychologische und andere Themen der 
Kindererziehung. Dabei wird stets Wert gelegt auf Ver-
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ständlichkeit und eine Begegnung auf Augenhöhe. Für 
die Zeit direkt nach der Geburt gibt es monatlich einen 
Brief, danach werden die Zeitabstände dann etwas 
größer und das ganze läuft bis zum Ende der Schulzeit. 
Das Leitbild der Briefe ist ein vorsichtig progressiv-libe-
rales, reformpädagogisches Erziehungskonzept. Heute 
werden die Briefe auch mehrsprachig herausgegeben. 
Sie ermuntern in erster Linie, persönliche Ressourcen 
zu mobilisieren und zu nutzen.

Unterschiedliche Erziehungstraditionen
Auf die frühe Kindheit folgt der Eintritt in die neue Le-
benswelt Schule. Da gab es ja in Deutschland im Hin-
blick auf die Vorbereitung von Kindern auf den Schul-
eintritt in Ost und West durchaus unterschiedliche 
Traditionen.
Die USA schufen in den 70er Jahren ebenfalls eine Insti-
tution, um den Übergang von der familiären Erziehung 
in die Schule zu erleichtern. Es wurde ein Vorschulpro-
gramm für sozial benachteiligte Kinder ins Leben geru-
fen, das wir im Westen dann ebenfalls kennengelernt 
haben in der sogenannten Sesamstraße. Die Sesam-
straße war ein Teil dieses staatlichen Programms, wo 
die Kinder auf sehr pfiffige Weise auf soziale Kompe-
tenzen vorbereitet wurden, die sie später in der Schu-
le zeigen mussten, wie z. B., auch mal stillzusitzen. So 
wurden Vorschulkinder Schritt für Schritt an Kompe-
tenzen herangeführt, die sie brauchten, um später in 
den ersten beiden Klassen der Grundschule nicht un-
terzugehen, sondern mitzukommen, vielleicht sogar 
eine positive Rolle zu spielen.
Solche Ansätze kann man sich heute auch wieder über-
legen, wie man den Übergang vom Kindergarten in die 
Schule organisiert – Berlin hat da einige Ansätze und 
auch Brandenburg. Es soll ein guter Übergang in die 
Grundschule ermöglicht werden für die Kinder, die mit 
ganz unterschiedlichen Voraussetzungen kommen, die 
sie von zu Hause mitbringen.
Es gilt auch, die Schule wieder, vor allen Dingen in den 
ersten Klassen, zu einem Erlebnisort zu machen und 
nicht zu einer Lernfabrik. Kinder müssen im Sinne einer 
Vermenschlichung und Reformierung der Eintrittspha-
se darin bestärkt werden, ihre Chancen zu nutzen und 
einen positiven Platz innerhalb der Gemeinschaft ihrer 
Klasse einzunehmen.

Dies sind ja Dinge, die wir seit der Reformpädagogik der 
20er Jahre gepredigt haben, jetzt aber auch im Hinblick 
auf die Resilienz eine ganz neue Relevanz und Dring-
lichkeit bekommen.
In Deutschland kommen hier unweigerlich erst mal 
der Föderalismus und die Kulturhoheit der Länder, zu 
denen auch die Schulpolitik zählt, ins Spiel. Auf Bun-
desebene geht ohnehin nichts, doch im Grunde lautet 
die Lehre aus den Erfahrungen, die wir gemacht haben, 
auch: Go local – wir brauchen neue soziale Netzwerke 
vor Ort. Dort sollen Maßnahmen und Möglichkeiten 
aufeinander abgestimmt werden, die Schule zu einer 
Community School zu machen, einer Schule, die sich 
öffnet für jeden, der glaubt, einen Beitrag leisten zu 
können für die Entwicklung der jungen Generation.

Dritte Statuspassage
Auf die Schulzeit folgt der Übergang in die Berufsaus-
bildung und den Beruf. Vor allem in jüngerer Zeit haben 
sich hier für junge Menschen die Möglichkeiten verviel-
facht, doch mit ihnen auch verschiedene Unwägbarkei-
ten. Nicht jeder findet seinen Platz, und viele bekom-
men nicht die Chance, die sie sich wünschen. Die Frage 
des Findens von Arbeitsplätzen für Jugendliche sollte 
man nicht allein den zentral organisierten Arbeitsäm-
tern und ihren Agenturen überlassen. Auch hier hat die 
Sozialpädagogik eine alte Tradition und hat oftmals ge-
zeigt, dass direkte Nähe und ein lokaler Ansatz erfolg-
reich sein können.
In den 1850er Jahren wurde im Bergischen Elberfeld 
ein System der Armen- und Familienfürsorge initiiert, 
das heute unter dem Begriff Elberfelder System be-
kannt ist. Die für die Fürsorge zuständigen Personen, 
meist Honoratioren vor Ort, waren ehrenamtlich tätig. 
Durch die lokale Ausrichtung war die Beziehung zu den 
Klienten meist gut und die Honoratioren hatten auch 
einen Überblick darüber, was in ihrem Einflussbereich 
an freien Stellen für Lehrlinge und Angestellte offen 
war. Sie konnten also in der Tat so etwas wie Arbeits-
platzvermittlung vor Ort leisten.
Heute haben wir ja ein überwiegend zentralisiertes 
System, in dem die Fürsorgefälle nach dem ABC geord-
net sind und nicht nach der Straße oder dem Viertel, in 
dem sie wohnen. Doch wie die Erfahrungen aus Elbers-
feld ja gezeigt haben – das unmittelbare Umfeld, die 
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Straße, das Viertel sind doch in vielen Fällen der Ort, 
wo soziale Netzwerke entstehen oder vorhanden sind, 
die herangezogen werden, um Schwierigkeiten zu 
überwinden. Dieser Gedanke sollte heute wieder viel 
mehr verfolgt werden, auch im Hinblick auf Berufsaus-
bildung und Berufsbefähigung und die sozialpädago-
gische Unterstützung. Dazu muss man natürlich mitei-
nander ins Gespräch kommen mit den Leuten, die vor 
Ort für die Jugendpolitik im konkreten Fall zuständig 
sind, die Weichen stellen für konkrete berufspolitische 
Realitäten vor Ort. Mit denen müssen wir uns zusam-
mensetzen und wir dürfen dies nicht als Bittsteller tun, 
sondern als zuverlässige Experten für Lebensweisen, 
die interessant sind, aber nicht alltäglich. Diese Exper-
tise müssen wir ins Spiel bringen.
Und viele von Ihnen tun das jetzt schon, dass Sie den 
Versuch machen, gewissermaßen den Stadtteil oder 
die Lebenswelt Ihrer Klienten auf eine Weise lebens-
wert zu machen, die erträglich ist, auch für Leute, de-
nen es relativ schwerfällt.
Zum Schluss möchte ich auf ein Buch verweisen, das 
in autobiografischer Weise eine Erfolgsgeschichte 
des persönlichen Wachstums erzählt. Das verborge-
ne Wort von Ulla Hahn. Ihre Hauptfigur nennt sie Hil-
degard Palm. Hildegard wächst in einem rheinisch-
katholischen Elternhaus auf, sie leidet unter einer 
Großmutter, die sie für einen Teufelsbraten hält und 
unter einem hilflosen Vater, der sie bei der kleinsten 
Verfehlung prügelt, bis der Rohrstock splittert. Aber da 
ist auch der Großvater, der mit ihr durch die Rheinau-
en streift, Märchen erzählt, der ihr die Welt der Wörter 
öffnet, die ihr bisher verborgen war. Sie fängt an zu le-
sen, erschließt sich die Welt der Literatur. Hinzu kommt 
eine kluge Kindergärtnerin, ein wohlmeinender Lehrer 
und ein gütiger Gemeindepfarrer, die ihr zur Seite ste-
hen und den widerstrebenden Vater überreden, sie 
auf einer höheren Mädchenschule anzumelden. In der 
ZDF-Verfilmung, Teufelsbraten, sehen wir sie am Ende 
auf der Treppe zu ihrer neuen Schule, auf der sie end-
lich das Abitur machen darf. Die Geschichte erzählt auf 
einleuchtende und manchmal anrührende Weise im 
Grunde die Botschaft, die wir mit der Resilienzförde-
rung im Sinn haben. Hildegard kann es schaffen, wir 
können ihr dabei helfen.

Nimmer sich beugen, kräftig sich zeigen! Prof. Dr. Dr. C. W. Müller

 Foto: Loreen Jagelmann
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„Was kennzeichnet die Lebensphase Jugend in un-
serer Gesellschaft?
Jugend wird leider oft als störende Gruppe beschrie-
ben, obwohl Jugend stets vielfältig war und ist. Aus 
meiner Sicht ist der Leistungsdruck auf junge Menschen 
gestiegen, was das Aufwachsen nicht einfacher macht. 
Ich selbst habe bis 2009 in der Jugendhilfe mit Kindern, 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen gearbeitet und 
seit meiner Wahl zahlreiche Jugendeinrichtungen und 
Jugendverbände besucht. Junge Menschen können im-
mer weniger selbstbestimmt Räume, öffentliche Plät-
ze oder ihre Freizeit gestalten. Dabei brauchen sie die 
Unterstützung Erwachsener und offene sanktionsfreie 
Räume, wie beispielsweise in Jugendhäusern, in Schu-
len und im öffentlichen Straßenraum. Dafür sollten sich 
junge Menschen selbst auch einsetzen. Persönlich er-
lebe ich bei meinen drei Kindern im Alter von zehn und 
einem Lebensjahr, unter welchen Bedingungen das 
Aufwachsen junger Menschen heute stattfindet.
Von den Jugendlichen erwarte ich, dass sie unsere Ge-
sellschaft nicht so hinnehmen, wie sie ist, sondern kri-
tisch nachfragen und sich einmischen. 

Was sind aus Ihrer Sicht die drängendsten Proble-
me junger Menschen in Sachsen?
Jugendliches Aufwachsen ist so verschieden wie die 
Lebensentwürfe, die Möglichkeiten ihrer Familien und 
die Bedingungen vor Ort sind. In den ländlichen Regi-
onen ist mangelnde Mobilität und die Schließung von 
Angeboten der Jugendhilfe und anderen Freizeitange-
boten sicherlich eine der größten Herausforderungen 
für junge Menschen. Die Ökonomisierung des Alltags, 
wenig Zeit in den Familien, Leistungsdruck, Armutsla-
gen, aber auch zu wenig zielgerichtete Unterstützung 

z. B. bei der Berufsorientierung und in der Schule füh-
ren zu ungleichen Bedingungen. Das sächsische Schul-
system sortiert zu früh aus anstatt alle zu integrieren 
und Jugendliche werden in Sachsen von der Regierung 
zu wenig als selbstbestimmte Subjekte ernst genom-
men. Schule und Jugendhilfe beziehen sich aufeinan-
der, ohne erfolgreich zu kooperieren. Der Ausbau von 
Schulsozialarbeit ist in diesem Zusammenhang aus 
unserer Sicht unbedingt notwendig, damit Jugendliche 
parteiisch vertreten und unabhängig vom Lehrbetrieb 
Interessen und Fähigkeiten entwickeln können.
In städtischen Regionen werden Jugendliche oft als 
störend im öffentlichen Raum empfunden. Entspre-
chend restriktiv wird ihnen begegnet. Jugend und 
Jugendkulturen als Bereicherung anzusehen, ist eine 
Anforderung, die Jugendliche berechtigt an uns Er-
wachsene stellen.

Welche Erwartungen richten Sie an eine Eigen-
ständige Jugendpolitik? Was verbinden Sie mit 
dieser Entwicklung?
Eine eigenständige Jugendpolitik sollte die Entwicklung 
der Persönlichkeit im Blick haben und junge Menschen 
nicht wie gegenwärtig nur als Teil einer wirtschaftlichen 
Verwertungskette betrachten.
Durch die politische Prioritätensetzung des Minis-
terpräsidenten, in der Jugendpolitik ausschließlich 
frühkindliche Entwicklung und Kinderschutz oder das 
Engagement im Sportverein oder bei der Jugendfeuer-
wehr im Fokus zu haben, kann man derzeit nicht von 
gelingender Jugendpolitik sprechen. 
Deshalb setzen wir uns für eine bessere finanzielle 
Ausstattung von allen Bereichen der Jugendarbeit ein, 
zum Beispiel durch eine Erhöhung und Dynamisierung 

Jugendpolitische Positionen
Annekatrin Klepsch, geboren 1977 in Dresden. Langjährige Tätigkeit in der Kinder- und Jugend-
arbeit auf kommunaler Ebene. Seit 2009 Mitglied des Sächsischen Landtags und jugendpolitische 
Sprecherin der Landtagsfraktion DIE LINKE. 
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der Jugendpauschale sowie mehr Förderung für die 
überörtlichen Jugendverbände. Emanzipatorische 
Angebote in der Jugendarbeit und die Tätigkeit päda-
gogischer Fachkräfte sind dabei unserer Meinung nach 
besonders zu fördern. Der ökonomische Druck auf 
die Jugendämter und die Angebote der Kinder- und 
Jugendhilfe und der vorrangig fiskalische Blick auf Ju-
gend sind nicht zu akzeptieren. Offene Jugendarbeit, 
mobile Arbeit, Schulsozialarbeit dürfen in der Jugend-
hilfeplanung nicht gegeneinander ausgespielt werden. 
Die Institutionen Kita, Schule und Jugendhilfe sowie 
der Kultur und des Sports müssen bei ihrem Wirken im 
Interesse der jungen Menschen in Einklang gebracht 
werden und auf Augenhöhe zusammenarbeiten kön-
nen. 
Die Meißner Thesen haben wir mit großem Interesse 
zur Kenntnis genommen. Trotz dieser zutreffenden 
Analyse ist seitdem in Sachsen diesbezüglich wenig 
passiert. Die berechtigte Forderung nach einer Eigen-
ständigen Jugendpolitik muss durch unabhängige, 
starke Träger und Interessenverbände noch lautstarker 
formuliert werden. Dazu gehören Zusammenschlüsse 
von Fachkräften im Sinne eines Berufsverbandes wie 
auch Jugendverbände sowie Jugendorganisationen 
der Gewerkschaften und Parteien. Wir sind auf die wei-
tere Debatte sehr gespannt und interessiert an den 
Themen und Vorschlägen der Jugendlichen, der Träger 
und Fachkräfte.

Annekatrin Klepsch, Mitglied des Sächsischen Landtags und 
jugendpolitische Sprecherin der Landtagsfraktion DIE LINKE. 

 Foto: Annekatrin Klepsch
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Verständnis ➜ „Jugendpolitik als Teilhabepolitik“ 
zielt sowohl auf die Verbesserung der Teilhabe junger 
Menschen an den Chancen und Möglichkeiten der Ge-
sellschaft als auch auf die Stärkung der Partizipation 
junger Menschen im Sinne von Mitbestimmung und 
Selbstorganisation. Im Unterschied zur Jugendpoli-
tik als Befähigungspolitik liegt hier der Fokus stärker 
(wenn auch nicht ausschließlich) auf den Teilhabe- 
bzw. Mitbestimmungschancen in der Gegenwart. Die 
entscheidende Frage lautet: Wo lassen sich Barrieren 
der Teilhabe und Partizipation junger Menschen in spe-
zifischen Bereichen der Gesellschaft identifizieren, wie 
werden diese gegebenenfalls legitimiert und inwiefern 
sind diese Einschränkungen vor dem Hintergrund des 
Strukturwandels von Jugend unter heutigen gesell-
schaftlichen Bedingungen obsolet geworden?“ (BJK 
2009, S. 38) Für eine Jugendpolitik als Teilhabepolitik 
sollte der unmittelbare Zusammenhang von Befähi-
gung und Teilhabe zentrale Richtschnur sein und auf 
eine Ausweitung von Teilhaberechten Heranwachsen-
der gedrängt werden. 
Bearbeitung ➜ Junge Menschen werden mit komple-
xen Anforderungen in unserer sich dynamisch verän-
dernden Gesellschaft konfrontiert und müssen daher 
viel stärker als bisher am politischen Dialog beteiligt 
und in die zentralen Zukunftsentscheidungen einbe-
zogen werden. „Der Deal: Wir bringen viele kreative 
Köpfe zusammen und stellen Essen, Getränke und 
Räume. Du bringst alle deine interessierten Freund_in-
nen mit. Gemeinsam bewegen wir Chemnitz!“ Nach 
dieser Vereinbarung wurden gemeinsam mit insge-
samt elf Jugendinitiativgruppen sowie dem Amt für 
Jugend und Familie der Stadt Chemnitz Jugendliche 
aus Chemnitz und der Region zur Veranstaltung „EIN-

MISCHEN – BEWEGEN – VERÄNDERN!“ eingeladen. Die 
45 teilnehmenden Jugendlichen informierten sich über 
alle beteiligten Jugendinitiativen, diskutierten über 
ihre Zukunftsvisionen und über Möglichkeiten der Mit-
gestaltung und Partizipation. Wie (politische) Teilhabe 
aus deren Perspektive funktionieren muss, wurde im 
Abschlussplenum anhand der Erfahrungen engagierter 
Jugendlicher zusammengetragen. 
Ergebnisse ➜ Die Erfahrungen engagierter junger 
Menschen weisen auf persönliche (z. B. fehlende Zeit, 
mangelnde Kenntnisse, mangelnde Bereitschaft zur 
Partizipation in verbindlichen Strukturen) wie struktu-
relle (z. B. konservative Erwachsenenstrukturen, Kon-
formitätsdruck, Gesetze und Altersschranken, Mangel 
an finanziellen Mitteln, Isolationsgefühl aufgrund der 
„kleinen Zahl“) Hemmnisse hin, die sich auf die politi-
sche Teilhabe Jugendlicher negativ auswirken. Gleich-
zeitig können und wurden konkrete Bedingungen for-
muliert, die für die politische Teilhabe förderlich sind 
oder wären. So wünschen sich Jugendliche von Er-
wachsenen bzw. als Akteure in der Gesellschaft, dass

➜➜ Einladungen zum Mittun und Zusicherungen keine 
Lippenbekenntnisse bleiben, 

➜➜ die Zusammenarbeit nicht paternalistischen Grund-
sätzen folgt („kein Loben und Honigschmieren“) und 
ernsthaft ist,

➜➜ Jugendliche sich Ausprobieren können und Fehler 
hierbei dazu gehören,

➜➜ gezielt Freiräume geschaffen bzw. gelassen werden, 
um politische Diskussionen und eigene Lebensent-
würfe zu entwickeln und

➜➜ „wirkliche“ Gestaltungsspielräume geöffnet und die 
Initiativen junger Menschen unbürokratisch unter-
stützt werden.

Jugendpolitik als 
Teilhabepolitik
05. Oktober 2013, Weltecho Chemnitz
(Die ausführliche Dokumentation der Veranstaltung findet sich unter ➜ www.jugendstiftung-sach-
sen.de.)
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Leon, 14 aus Chemnitz-Harthau ➜ „Mir gefällt es 
sehr gut, denn man kann sich hier informieren, welche 
politischen Organisationen es gibt. Zuhause kann ich 
mir das gar nicht aneignen, da müsste ich suchen, und 
hier wird gezeigt, wen man fragen kann. Ich habe hier 
das „Netzwerk für Demokratie und Courage“ (NDC) für 
mich entdeckt. Da würde ich gern mitmachen, weil es 
um politische Aufklärung in der Schule geht. Ich hab in 
meiner Schule schon versucht, dafür etwas rauszufin-
den, das hat nie geklappt. Ich wünsche mir, dass das 
NDC mal in unsere Schule kommt, danach werde ich 
hundert pro mal meine Schulleiterin fragen. Man sollte 
sich für Politik interessieren, weil die jeden etwas an-
geht. Die meisten Erwachsenen kümmern sich nicht 
darum, bei Politik mitzumachen. Man muss sich dafür 
interessieren, bevor man später nach dem Motto „Hier, 
wähl jetzt was!“ einfach reingeworfen wird. Bevor ich 
überhaupt wählen darf, mach ich mir schon mal Ge-
danken.“
Arvit, 14 vom Sonnenberg in Chemnitz ➜ „Ich bin 
spontan wegen Leon mitgekommen. Ich wusste zwar 
davon, konnte mir aber nicht vorstellen, was das hier 
sein könnte. Mir gefällt es hier sehr gut, am besten der 
Tisch der Verdi-Jugend. Die haben mich einfach am 
meisten angesprochen, haben erzählt, wie es abläuft. 
Die meisten Leute hier sind relativ gechillt, rattern ihre 
Sachen nicht so runter und erklären gut. Die können 
das richtig gut, zwei von drei Sachen haben mir gefal-
len. Ich hab auch was gefunden, wo ich mich aktiv be-
teiligen würde, die Verdi-Jugend.“

Schülerzeitungsredakteur „FünfterDritter“ ➜ 
„Wir haben uns zusammengesetzt, um zu schauen, 
wie es geht, Schüler besser zu informieren, sie zu ani-

mieren und zu sagen, dass man etwas gegen Nazis tun 
muss. In der ersten Ausgabe haben wir versucht, die 
Grundaspekte auszudrücken, auch warum man dage-
gen rausgehen sollte. In der zweiten Ausgabe für 2013, 
haben wir das weiterentwickelt, jetzt auch mit einer 
Homepage, wo wir aktuelle Veranstaltungen posten. 
Wir haben auf der Facebook-Seite circa 200 Likes, was 
für Chemnitz schon echt viel ist. Ich hoffe, dass wir Leu-
te finden, die Lust haben, sich mit uns zu engagieren 
und neue Ideen reinzubringen, vielleicht auch selbst 
eine Schülerzeitung zu machen.“

Marius Neubert, Linksjugend Sachsen ➜ „Ich bin 
hier, weil ich die Zeitung gelesen habe und dachte, dass 
ich bei denen selbst mitmachen und partizipieren will. 
Deshalb bin ich hier an dem Stand, um nachzufragen.“

Interviewstatements von 
Jugendlichen
Statements von Jugendlichen, die am Rande der Veranstaltung „Jugendpolitik als Teilhabepolitik“ 
nach ihren Eindrücken befragt wurden.

 Foto: Enrico Damme



40 JUST – Jugendstiftung Sachsen – Jugendpolitik braucht

Im Rahmen des Projekts „Jugendpolitik braucht…!“ 
stellte die Stiftung insgesamt 5.000 Euro zur Verfügung, 
damit ausgewählte Jugendinitiativen und Jugendgrup-
pen ihre Ideen und Vorschläge praktisch umsetzen 
konnten. Bei insgesamt 37 Projektideen, die über das 
Onlineformular eingereicht wurden, konnten leider 
nicht alle Vorhaben unterstützt werden. Die Auswahl 
erfolgte durch eine Jury, die mit drei Jugendlichen und 
drei Erwachsenen besetzt war. Am Ende des Jurypro-
zesses überzeugten sechs Projekte, von denen vier mit 
jeweils 1.000 Euro und zwei mit jeweils 500 Euro unter-
stützt wurden.
Das Spektrum der eingereichten Vorschläge war so 
breit und vielfältig wie die Lebenswelt junger Menschen 
unterschiedlich ist. So mochte z. B. Carl (15) mit seiner 
Gruppe in Grimma eine Ausstellung über Jugendkultu-
ren und ihre Werte erarbeiten, Nele (19) aus Plauen hat-
te vorgeschlagen, mit ihrer Gruppe im Projekt „Sprü-
cheklopfer“ 150 Plakate von 150 Schüler_innen mit 150 

Sprüchen zu gestalten und Domenik (17) aus Markran-
städt setzte sich dafür ein, dass die Skategruppe vor 
Ort finanzielle Unterstützung für den Bau von weiteren 
Elementen bekommt. Aufgrund der begrenzten Mittel 
konnten diese und viele andere durchdachte Vorschlä-
ge leider nicht berücksichtigt werden. 
Die JUST – Jugendstiftung Sachsen hat sich aufgrund 
des positiven Feedbacks entschieden, den Ideenwett-
bewerb „Abenteuer Jugendzeit“ weiterzuführen. „Wie 
soll sie aussehen – eine Eigenständige Jugendpoli-
tik?“ Gemeinsam mit jungen Menschen und Erwach-
senen möchten wir weiterhin diskutieren, wie eine an 
den Interessen junger Menschen orientierte Politik in 
Sachsen aussehen sollte. Daher fragen wir: Auf welche 
gesellschaftlichen Herausforderungen muss eine Ei-
genständige Jugendpolitik reagieren? Wie sehen ihre 
Lösungsideen aus? Was möchten sie konkret verän-
dern? Beteiligen Sie sich unter 
➜ www.abenteuer-jugendzeit.de

Abenteuer Jugendzeit
Unter diesem Motto veranstaltete die Jugendstiftung Sachsen zum Jahreswechsel 2012/13 einen 
Ideenwettbewerb, durch den junge Menschen eingeladen und angeregt wurden, ihre Perspekti-
ven und Wahrnehmungen auf die Gesellschaft und vor allem ihre Wünsche und Ideen zum Aus-
gangspunkt einer eigenständigen Aktivität zu machen. Eins vornweg: Die großartige Resonanz 
hatte uns ausgesprochen überrascht! 

Postkarte im Rahmen 
des Ideenwettbewerbs 
Abenteuer Jugendzeit
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Im Ideenwettbewerb Abenteuer Jugendzeit wurden 
die folgenden Projektvorschläge gefördert:
Susann, 25 Jahre, aus Leipzig macht eine Ausbildung 
zur Erzieherin, arbeitet ehrenamtlich im Jugendclub 
und hat sich sofort für die Thematik „Glück, Sehn-
süchte und Enttäuschungen im Jugendalter“ 
begeistern können. Mit Kindern und Jugendlichen des 
Jugendclubs Mölkau drehte sich im Projekt alles um 
den Stellenwert von Jugend in unserer Gesellschaft. 
Es entstand ein Hörspiel. Die Idee wurde mit 500 Euro 
unterstützt. 
Mit der Projektidee „Urlaub im Asyl“ verfolgte David 
das Anliegen, mit jungen Asylsuchenden und Jugend-
lichen aus Radebeul und Umgebung in Aktion zu kom-
men und gemeinsame Erlebnisse und Erfahrungen zu 
ermöglichen. „Das ist mein Wunsch und meine Projek-
tidee. Jugendliche verbringen gemeinsam Zeit mitein-
ander, unternehmen Ausflüge erleben wertvolle Tage 
und Stunden.“ Das Projekt wurde in Bildern und Vide-
os dokumentiert und in einer Ausstellung aufbereitet. 
Förderung 1.000 Euro.
Eine 16-köpfige Jugendgruppe, die „Dirt Park 
Rookiè s“, haben ihre Garage auf dem Skater- und Dirt-
park in Lugau zu einer Fahrradwerkstatt für Groß und 
Klein aus- und umgebaut. In „Rookié s Werkstatt“ 
gibt es seither und zukünftig praktische Unterstützung 
und Workshops. Das Projekt von Sebastian, 22 Jahre, 
wurde mit der Entscheidung durch die Jury mit 1.000 
Euro unterstützt.
Sarah, 13 Jahre, lebt im Erzgebirge in der Nähe von 
Olbernhau und hatte das Projekt „Wir gestalten 
gemeinsam“ eingereicht. Gemeinsam mit anderen 
Jugendlichen hat sich Sarah auf Erkundungstour zu 
Orten und Plätzen begeben, die sich nach der Meinung 
der jungen Menschen verändern müssten. Im Projekt 
sind sie mit Erwachsenen ins Gespräch gekommen 
und haben die Ergebnisse den Gemeinderäten vorge-
stellt. Das Vorhaben wurde mit 1.000 Euro unterstützt.
Die Idee, die Alpen zu Fuß mit einer Jugendgruppe zu 
überqueren, erschien der Jury von Abenteuer Jugend-
zeit so spannend, dass sie für das Projekt von Antonia 
1.000 Euro zur Verfügung stellte. Unter dem Titel „Geh 
wachsen!“ beschrieb die 15-jährige ihre Idee, die ge-
meinsam mit dem Verein Walden e. V. umgesetzt wur-
de. Es ging der Gruppe darum, diesen Weg zu gehen, 

an den Aufgaben zu wachsen, gemeinsam Antworten 
zu finden und am Ende wacher, mutiger und selbstbe-
stimmter in eine neue Lebensphase einzutreten.
„Mein Block, mein Block – Mein Blick auf mein 
Wohngebiet“ ist eine Projektidee von Lynn, 18 Jahre, 
aus Pirna, die mit 500 Euro gefördert wurde. Gemein-
sam mit Freundinnen und Freunden sollte ein Fotopro-
jekt gestartet werden. „Wir möchten darauf aufmerk-
sam machen, was uns Kopfzerbrechen bereitet oder 
Angst macht.“ Im Ergebnis sollte eine Fotoausstellung 
sowie Bildergeschichten entstehen. 
Alle eingereichten Ideen und die Ergebnisse der ge-
förderten Projekte können auf der Projekthomepage  
➜ www.abenteuer-jugendzeit.de nachgelesen wer-
den.

 Fotos: David Schmidt
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Was kennzeichnet die Lebensphase Jugend in un-
serer Gesellschaft?
Die Lebenswelt von Jugendlichen stand bereits am 
Anfang meines politischen Engagements – zunächst 
in der Schülervertretung, später dann auch in ver-
schiedenen Funktionen innerhalb der Jungliberalen 
Aktion Sachsen – im Mittelpunkt meines Handelns. Die 
Jungliberale Aktion als FDP-nahe Jugendorganisation 
beschäftigt sich seit ihrer Gründung in der Wendezeit 
mit den Problemen und Wünschen junger Menschen. 
Heute lerne ich auch als Vater die speziellen Anforde-
rungen von Kindern an ihr Umfeld kennen und gewinne 
einen neuen umfassenden Blick auf die Lebenswelt der 
Jugendlichen.
Die Phase der Jugend zeichnet sich durch eine beson-
dere Unbeschwertheit aus, die man als Jugendlicher 
vielleicht noch gar nicht so zu schätzen weiß. Spätes-
tens als Erwachsener wird einem dies aber im Nachhi-
nein bewusst. 
Eine Erwartungshaltung gegenüber Jugendlichen von 
Seiten der Politik wäre sicher überzogen. Unsere Auf-
gabe ist es, Teilhabe- und Informationsmöglichkeiten 
zu schaffen, sodass Kinder und Jugendliche ein Gespür 
für Politik-, Berufs- und Sozialfragen bekommen und 
die Möglichkeit haben, mitzumischen. Das Engagement 
folgt dann ganz von allein.

Was sind aus Ihrer Sicht die drängendsten Proble-
me junger Menschen in Sachsen?
Sicherheit ist gerade für heranwachsende Menschen 
ein wichtiges Thema. Unsere Aufgabe ist es, den jun-
gen Menschen in unserer Region Perspektiven, einen 
Arbeitsplatz, soziale Tätigkeitsfelder und insgesamt ein 
Lebensumfeld zu schaffen, auf das sie zählen können. 

Besonders junge Menschen brauchen feste Größen für 
die Zukunft, auf die sie bauen und mit denen sie rech-
nen können.
Wir dürfen mit unserer Politik der kommenden Gene-
ration keine weiteren Belastungen mit auf den Weg 
geben. Unser Ziel muss es sein, den Kindern und Ju-
gendlichen von heute einen weitgehenden Handlungs-
spielraum für morgen zu erhalten. Nur so können sie in 
wenigen Jahren ihre Ziele, und ihre Projekte umsetzen. 
Wir müssen heute vermeiden, anders als vorherige Po-
litikergenerationen, unsere Probleme auf Kosten kom-
mender Generationen zu lösen. 

Welche Erwartungen richten Sie an eine Eigen-
ständige Jugendpolitik? Was verbinden Sie mit 
dieser Entwicklung?
Um Verdrossenheit und Beteiligungsverweigerung 
entgegenzuwirken, ist es notwendig, den jungen Men-
schen Möglichkeiten der Mitwirkung zu eröffnen. Die 
aktive Teilhabe an der Gesellschaft und die Übernahme 
von Verantwortung für Menschen allen Alters ist ein we-
sentliches Merkmal liberaler Jugendpolitik. Andere ver-
suchen mit Verboten die Jugendlichen auf ein bestimm-
tes Verhalten zu trimmen. Die FDP setzt auf Vertrauen 
gegenüber der nächsten Generation. Dafür haben wir 
uns in den vergangenen Jahren eingesetzt. Ausdruck 
dieser Verantwortungsübergabe und Teilhabemöglich-
keiten für Jugendliche sind beispielsweise Stärkung 
der Jugendparlamente, Förderung der Jugendfeuer-
wehren, der Berg- und Wasserrettung, die Förderung 
des Breitensports, Erhöhung des Budgets für das Pro-
gramm „Weltoffenes Sachsen“ und eine spezielle Bin-
dung von Mitteln für die Jugendarbeit, aber auch ein 
Nebenverdienst im Ferienjob oder so scheinbar triviale 

Jugendpolitische Positionen
Benjamin Karabinski, geboren 1981 in Freiberg. Seit 1997 ist er Mitglied der jungliberalen Aktion 
(JuliA), seit 1999 der FDP. Seit 2008 wirkt er als Kreisrat in Mittelsachsen, seit 2009 als Stadtrat in 
Freiberg sowie als Mitglied des Sächsischen Landtags an der politischen Umsetzung liberaler 
Positionen mit. 
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Dinge wie das Modellprojekt zum Mopedführerschein 
mit 15. Aber auch die geplante Absenkung des Wahlal-
ters für Bürgermeister von 21 auf 18 Jahre ist Ausdruck 
dafür, dass die FDP jungen Menschen zutraut, Verant-
wortung zu übernehmen. Darüber hinaus werden wir 
uns auch in Zukunft für das Wahlrecht ab 16 einsetzen.

Benjamin Karabinski, Stadtrat in Freiberg, Mitglied des 
Sächsischen Landtags

 Foto: Benjamin Karabinski
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MeiSSner Thesen
zur Stärkung der Kinder- und Jugendarbeit in Ostdeutschland – Aufruf zur Fortsetzung einer not-
wendigen Diskussion 
(Auszüge aus den „Meißner Thesen“ in einer stark gekürzten Fassung)

Unter dem Titel „Vorm Horizont geht ś weiter! Ge-
meinsame Schritte zur Stärkung der Kinder- und 
Jugendarbeit in Ostdeutschland“ fand am 28. und 
29. November 2011 in Meißen eine Fachtagung mit rund 
75 Vertreterinnen und Vertretern aus Berufspraxis, Ver-
waltung, Politik und Wissenschaft statt. 

Anliegen der Meißner Thesen
Ziel der Meißner Thesen ist es, einen breiten Diskus-
sionsprozess zur Weiterentwicklung und Stärkung der 
Kinder- und Jugendarbeit in Ostdeutschland unter 
Beteiligung aller relevanten Akteure anzustoßen und 
auf eine Veränderung des Arbeitsfeldes aus sich selbst 
heraus hinzuwirken. Die Veröffentlichung der Thesen 
versteht sich auch als Beitrag zu der im Mai 2011 vom 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend gestarteten Initiative zur Entwicklung einer „Ei-
genständigen Jugendpolitik“. In den Meißner Thesen 
wird davon ausgegangen, dass die Kinder- und Jugend-
arbeit im gesamten Bundesgebiet vor weitreichenden 
Herausforderungen steht, die in den ostdeutschen 
Bundesländern in Zusammenhang mit ihren struk-
turellen Rahmenbedingungen und den spezifischen 
Bedingungen der demografischen Entwicklung vieler-
orts in besonderer Weise zutage treten. Entsprechend 
sind die Meißner Thesen vorrangig auf die Stärkung der 
Kinder- und Jugendarbeit in Ostdeutschland gerichtet, 
können aber sicherlich auch andernorts Impulse für 
weitergehende Diskussionen geben. 
Die Tagungsteilnehmenden verstehen die Meißner 
Thesen nicht als ein abgeschlossenes Produkt, son-
dern als Diskussionsgrundlage für gemeinsame Bemü-
hungen zur Stärkung der Kinder- und Jugendarbeit in 
Ostdeutschland mit weiteren Schritten. 

Der nachfolgende Abdruck bildet lediglich die program-
matischen Überschriften der „Meißner Thesen“ ab. Das 
vollständige Papier steht unter ➜ http://www2.ju-
gendstiftung.org/uploads/meissnerthesen_120118.
pdf zum Download zur Verfügung. 

1
Kinder- und Jugendpolitik als eigenständiges 
Politikfeld ist die Basis für gelingende Kinder- 
und Jugendarbeit!

2 Kinder- und Jugendarbeit muss sich politisch 
einmischen!

3 Kinder- und Jugendarbeit muss sich neu posi-
tionieren und vernetzen!

4
Jugendhilfeplanung entwickelt und sichert 
die Einhaltung von Fachstandards zur Siche-
rung von Qualität in der Kinder- und Jugend-
arbeit.

5
Mit dem demografischen Wandel muss sich 
Kinder- und Jugendarbeit als eigenständiges 
Arbeitsfeld mehr denn je etablieren.

6 Kinder- und Jugendarbeit ist ein Kerncurricu-
lum für die pädagogische Ausbildung.

Die „Meißner Thesen zur Stärkung der Kinder- 
und Jugendarbeit“ – ein Zwischenbericht
Im Folgenden soll ein kurzer Überblick über die weite-
ren Aktivitäten in diesem Kontext seit der Verabschie-
dung der Thesen gegeben und aufgezeigt werden, wel-
che Schritte und Veranstaltungen bevorstehen. 
Für die Gestaltung und Koordinierung des weiteren 
Prozesses der beschlossenen Vorhaben hat sich ein 
Kreis von Freiwilligen zum „Netzwerk Meißner The-
sen zur Stärkung der Kinder- und Jugendarbeit Ost-
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deutschland“ zusammengeschlossen. Das Netzwerk 
hat sich dem Ziel verschrieben, die „Meißner Thesen“ 
als Impuls aufzugreifen und auf eine Stärkung des Po-
litischen der Kinder- und Jugendarbeit sowie der Absi-
cherung fachlicher Standards sowie der notwendigen 
finanziellen Sicherung der Kinder- und Jugendarbeit 
insbesondere in den sogenannten neuen Bundeslän-
dern hinzuwirken. Seit dem Herbst 2012 finden jährlich 
mind. zwei Vernetzungstreffen statt, welche Gelegen-
heit zum Austausch, Vernetzen und Organisieren wei-
terer Schritte ermöglichen. 
Das „Netzwerk Meißner Thesen zur Stärkung der Kin-
der- und Jugendarbeit Ostdeutschland“ setzt sich 
derzeit zusammen aus Vertreter_innen von Landes-
jugendringen, dem Deutschen Bundesjugendring, 
Fachhochschulen, Praxisvertreter_innen, der Stiftung 
Demokratische Jugend sowie der Evangelischen Aka-
demie Meißen. Das Netzwerk versteht sich als offener 
Zusammenschluss und freut sich über die Teilnahme 
weiterer Interessierter.

Vorstellung und Diskussionen der „Meißner The-
sen“
Die „Meißner Thesen“ wurden seit ihrer Verabschie-
dung in vielfältiger Form in zahlreichen Gremien und 
Veranstaltungen vorgestellt und diskutiert. 
So ist es gelungen in allen ostdeutschen Bundeslän-
dern jugendpolitische Hearings und Veranstaltungen 
durchzuführen oder zu planen, an denen Mitwirkende 
des Entstehungsprozesses der „Meißner Thesen“ betei-
ligt sind. Darüber hinaus wurden Mitwirkende zur Vor-
stellung und zur Diskussion der Thesen zu Veranstal-
tungen eingeladen. Bei freien Trägern ebenso wie bei 
öffentlichen, in kommunalen oder bundeslandweiten 
Gremien und Organisationen haben Auseinanderset-
zungsprozesse stattgefunden (zu erwähnen ist hier u. a. 
der veröffentlichte Kommentar des Landesjugendring 
Mecklenburg-Vorpommern zu den „Meißner Thesen“). 
In diesen Prozessen und Veranstaltungen konnte die 
Anschlussfähigkeit der vorhandenen Thesen genutzt 
werden, um die spezifische regionale Situation der Kin-
der- und Jugendarbeit und ihre vorhandenen Rahmen-
bedingungen zu reflektieren. Das Netzwerk hat Kennt-
nis von mindestens 24 Veranstaltungen dieser Art.
Zuzüglich sei auf die Veröffentlichung der „Meißner 

Thesen“ in mindestens fünf – überwiegend bundesweit 
erscheinenden – Fachzeitschriften hingewiesen. 

Kolloquien „Jugendarbeit Ost“
Eine weitere Verabredung der „Meißner Thesen“, die 
Organisation eines Kolloquiums, hat zwischenzeitlich 
ebenfalls konkrete Formen angenommen. So fand 
das 1. Kolloquium „Jugendarbeit Ost“ am 25. und 26. 
Februar 2013 in Magdeburg statt (Ausgewählte Auf-
sätze bislang hier einsehbar: http://www.puwendt.
de/verbindendes/jugendbildung/5-ausserschulische-
jugendbildung). Das nächste Kolloquium findet am 24. 
und 25. Februar 2014 in Jena statt. 

Erster Kongress der Kinder- und Jugendarbeit in 
Ostdeutschland
Auch die im November 2011 getroffene Vereinbarung 
einen Kongress zur Kinder- und Jugendarbeit in Ost-
deutschland durchzuführen, hat das Netzwerk weiter-
hin im Blick und wird schrittweise – auch mit Blick auf 
parallele Prozesse und Veranstaltungen in den kom-
menden Jahren – dessen Realisierung anstreben. 

Weiteres
Das Netzwerk strebt an, sich mit einem Beitrag zur 
fachlichen Diskussion in den 15. Jugendhilfetag 2014 
einzubringen. Darüber hinaus ist geplant eine Internet-
seite zu erstellen, um die Darstellung des Prozesses so-
wie eine Transparenz der weiteren Schritte zu gewähr-
leisten. 

Kontakt
„Netzwerk Meißner Thesen zur Stärkung der Kinder- 
und Jugendarbeit Ostdeutschland“

c/o Studienleiter Christian Kurzke 
Evangelische Akademie Meißen
☎	 03521.47 06 18
✉	 christian.kurzke@ev-akademie-meissen.de

c/o Geschäftsführer Johannes Zerger
Stiftung Demokratische Jugend
☎	 030.200 789-11
✉	 j.zerger@jugendstiftung.org
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Was kennzeichnet die Lebensphase Jugend in un-
serer Gesellschaft?
Verschiedentlich wurde versucht die Veränderungen 
des Aufwachsens durch Typisierung von Jugend und die 
Zuschreibung von besonderen Entwicklungsaufgaben 
zu erklären. Die Entwicklung einer eigenständigen Per-
sönlichkeit, die gemeinsam mit anderen verantwortlich 
handeln kann bleibt die Aufgabe, die für Jugendliche zu 
bewältigen ist. Was sich ändert sind die Bedingungen 
unter denen Aufwachsen geschieht. Mein persönlicher 
Blickwinkel sind die in der UN-Kinderrechtskonvention 
beschriebenen Rechte von Kindern und Jugendlichen. 
Dabei ist mir der partizipative Ansatz besonders wich-
tig. Ein Projekt in der Stadt Zwickau – das Freiwillige Po-
litische Jahr (der Sächsischen Jugendstiftung) - bot mir 
in der Vergangenheit die Chance, Jugendliche in einer 
Übergangsphase zu begleiten. 
Heute nutze ich Gelegenheiten wie die Interkulturelle 
Woche oder die „Tage der Demokratie“ in Zwickau, um 
mit Jugendlichen ins Gespräch zu kommen. Ich lade Ju-
gendliche in den Landtag ein, bin in Einrichtungen der 
offenen Jugendarbeit und stationären Einrichtungen 
der Jugendhilfe zu Gast, tausche mich mit Trägern der 
Jugendhilfe aus und kooperiere mit ihnen, bin im Beirat 
des Fanprojekts des FSV Zwickau und beratendes Mit-
glied im Jugendhilfeausschuss des Landkreis Zwickau. 
Bei den Erwartungen, die ich an Jugendliche habe, 
bin ich wieder eher zurückhaltend. Erwartungen von 
Politik, Gesellschaft und Eltern sind leider eher ein-
schränkend. Wir Grünen wollen eine Jugendarbeit, die 
nicht nur die Fähigen beteiligt, sondern Alle – Jungen, 
Mädchen, Kinder mit Migrationshintergrund, Kinder 
mit Handicap. Alle Jugendlichen haben das Recht, sich 
selbst als Gestaltende ihres Alltags zu erleben, genau 
so, wie das die UN-Kinderrechtskonvention vorsieht. 

Was sind aus Ihrer Sicht die drängendsten Proble-
me junger Menschen in Sachsen?
Die Freiräume der Offenen Jugendarbeit geraten in 
Sachsen immer stärker unter den Erwartungs- und 
Anpassungsdruck der Gesellschaft. Auch non-formale 
Bildung soll demnach Jugendliche befähigen, den An-
forderungen des Arbeitsmarktes gerecht zu werden. 
Entziehen sich Entwicklungsprozesse Jugendlicher der 
Bewertung, steht die Finanzierung der Jugendarbeit 
auf dem Prüfstand. Dabei geraten die Bedingungen des 
Aufwachsens völlig aus dem Blick. Lebenslagen von 
Jugendlichen sind geprägt von demographischen Ver-
änderungen, von Ungleichheit und teilweise von Armut. 
Der offene, nicht einem Zweck unterstellte Raum der 
Jugendarbeit ist gefährdet. Entweder soll Jugendarbeit 
Nachhilfe leisten und sich damit an Jugendliche wen-
den, die formale Lernprozesse nicht ausreichend be-
wältigen oder aber mindestens präventiv wirken, also 
dazu beitragen, dass bestimmte Erfahrungen gar nicht 
gemacht werden. Auch wenn wir uns (und den Jugend-
lichen) manche Erfahrungen gern ersparen würden, 
kann das keinesfalls Ziel und Ausrichtung von Jugend-
arbeit sein. Durch die Landesförderung der Jugendhil-
fe als Pauschale kommt es zur ungleichen Verteilung 
von Angeboten der Offenen Jugendarbeit in großen 
Städten und im ländlichen Raum. Ohne professionelle 
Mitarbeiter erreicht Jugendarbeit eher die engagierten 
jungen Menschen und trägt damit zu einer Verstärkung 
von Ungleichheiten bei. 

Welche Erwartungen richten Sie an eine Eigen-
ständige Jugendpolitik? Was verbinden Sie mit 
dieser Entwicklung?
Die Anerkennung von Jugend als eigene Lebenspha-
se führt zur Zweckfreiheit von Jugendarbeit im Sinne 

Jugendpolitische Positionen
Elke Herrmann, geboren 1956 in Crimmitschau. Sie engagierte sich in den 70er und 80er Jahren 
in Friedens- und Umweltgruppen, ist seit 1999 Mandatsträgerin für Bündnis 90/Die Grünen (partei-
los). Seit 2004 ist Elke Herrmann Mitglied des Sächsischen Landtags und jugendpolitische Spreche-
rin der Landtagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen.



senken, Beteiligung auf kommunaler Ebene verpflich-
tend machen bei Entscheidungen, die die Interessen 
von Jugendlichen betreffen und die Subjektstellung 
von Kindern und Jugendlichen in der Verfassung ver-
ankern. Gleichzeitig denken wir über eine Servicestelle 
für Beteiligung nach, um gelingende Formen von Be-
teiligung sichtbar zu machen. Positive Erfahrungen mit 
Beteiligungsverfahren, Erfolge sind die Voraussetzung 
für Jugendliche sich in Zukunft zu engagieren. Davon 
lebt unsere Demokratie!
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von Anpassungsleistungen an eine Gesellschaft der 
Erwachsenen. Es ist wichtig, einen Raum und Unter-
stützung zu bieten, damit Heranwachsende eigene Lö-
sungen für die Herausforderungen des Alltags finden 
können. Diese Arbeit muss verlässlich für Jugendliche 
sein und damit auch sicher finanziert werden. 
In Sachsen gibt es mittlerweile keine flächendeckend-
professionell arbeitende Offene Jugendarbeit mehr. 
Bisher sind weder Koalition noch Staatsregierung be-
reit, dies anzuerkennen und gemeinsam mit den Be-
troffenen einen Weg aus dieser Situation zu suchen. 
Grundlage muss die Landesjugendhilfeplanung sein. 
Dort ist der außerschulischen Jugendbildung als so-
zialer, politischer und kultureller Bildung breiter Raum 
eingeräumt. Die Ressourcen zur Umsetzung müssen 
schrittweise zur Verfügung gestellt werden. Die einzel-
nen Schritte müssen dabei Ergebnis eines fachlichen 
Aushandlungsprozesses aller Verantwortlichen und 
Betroffenen sein. 
Die Fraktion Bündnis90/DIE GRÜNEN hat in den Haus-
haltsverhandlungen und durch Gesetzentwürfe und 
Initiativen immer wieder Vorschläge gemacht. Wir 
wollen die Jugendpauschale anheben, um den Kom-
munen finanziellen Handlungsspielraum zu geben. 
Damit muss aber die Steuerung von der Landesebene 
verbunden sein. Analysen der Lebenslagen von jungen 
Menschen (Lebenslagenbericht), daraus abgeleitete 
Handlungsempfehlungen und Jugendhilfeplanung 
sind geeignete Mittel der Steuerung. 
Von vielen politisch Handelnden werden Jugendliche 
nicht als Träger eigener Rechte außerhalb des Famili-
enzusammenhanges betrachtet. Partizipation bleibt 
ein Fremdwort, wenn nicht tatsächlich auch politi-
sche Macht abgegeben und Jugendlichen Rechte zu-
gestanden werden. Wir Grünen wollen das Wahlalter 

Elke Herrmann, Mitglied des Sächsischen Landtags und 
jugendpolitische Sprecherin der Landtagsfraktion Bündnis 
90/Die Grünen.

 Foto: Elke Herrmann
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Forum Jugendpolitik 
braucht
13. November 2013, Dreikönigskirche Dresden
(Die ausführliche Dokumentation der Veranstaltung findet sich unter ➜ www.jugendstiftung-sach-
sen.de.)

Verständnis ➜ „Mit Jugendpolitik als Schutz- und 
Unterstützungs-, Befähigungs-, Teilhabe- und Genera-
tionenpolitik sind die vier Kernelemente einer konzep-
tionell kohärenten, mehrdimensionalen und expliziten 
Jugendpolitik beschrieben. Es liegt auf der Hand, dass 
einzelne konkrete Maßnahmen bzw. an spezifische 
Gruppen von Jugendlichen adressierte Programme 
nicht immer alle vier Elemente bzw. Kriterien in glei-
cher Weise erfüllen, sondern als Bestandteile von 
Befähigungspolitik, Generationenpolitik etc. verstan-
den werden können. Allerdings müssen sie in ihrem 
Zuschnitt stets so ausgelegt sein, dass ihr Stellenwert 
im Gesamtkonzept einer konzeptionell kohärenten ju-
gendpolitischen Strategie erkennbar bleibt.“ (BJK 2009, 
S. 46) Für eine kohärente Jugendpolitik bedarf es eines 
Bewusstseins, dass Programme und Maßnahmen stets 
als Elemente einer jugendpolitischen Gesamtstrategie 
konzipiert und umgesetzt werden und dass die additi-
ven Ressortpolitiken in einem neuen, zu entwickelnden 
institutionellen Arrangement miteinander abgestimmt 
und strategisch aufeinander bezogen werden. 
Bearbeitung ➜ Zum fachpolitischen Forum für eine 
Eigenständige Jugendpolitik in Sachsen werden die 
Ergebnisse des Projekts „Jugendpolitik braucht…?!“ 
zusammengetragen. In den vier regionalen Fachforen 
wurden Aspekte und Herausforderungen der vorge-
stellten Dimensionen einer als eigenständig verstan-
denen Jugendpolitik diskutiert. Mit dem Ideenwettbe-
werb „Abenteuer Jugendzeit“, den Veröffentlichungen 
im Fachmagazin CORAX sowie einer Interviewreihe 
mit Akteuren aus Wirtschaft, Politik und Gemeinwesen 
wurden weitere Anregungen erarbeitet, die nun in die 
Ergebnisdiskussion eingebracht werden sollen.
Mit dem Forum „Jugendpolitik braucht…!?“ sollen 

die Ergebnisse der Veranstaltungsreihe einer interes-
sierten Öffentlichkeit präsentiert und Wege für eine 
Fortführung des Anliegens besprochen und möglichst 
vereinbart werden. Daher gilt es, die Möglichkeiten für 
einen erweiterten Dialog zwischen den relevanten Ebe-
nen und Akteuren der sächsischen Jugendpolitik zu 
prüfen, Berührungspunkte zur bundespolitischen De-
batte über eine Eigenständige Jugendpolitik aufrecht 
zu erhalten und die Bemühungen sächsischer Akteure 
und Diskurse zu bündeln. Auch vor dem Hintergrund 
der sächsischen Landtagswahlen 2014 möchten wir 
alle Interessierten einladen, die jugendpolitischen Kon-
zepte der Parteien zu hinterfragen und eigene Gedan-
ken und Standpunkte einzubringen.
Zum fachpolitischen Forum werden wir daher, neben 
zwei fachlichen Impulsen und der Darstellung der zent-
ralen Arbeitsergebnisse und Erfahrungen, den Schwer-
punkt auf Austausch, Diskussion und Vereinbarungen 
legen. 
Die Veranstaltung wurde gemeinsam mit den Koopera-
tionspartnern des Projekts „Jugendpolitik braucht…?!“ 
der JUST – Jugendstiftung Sachsen, der Evangelischen 
Akademie Meißen sowie dem „Länderteam Sachsen“ 
der „Meißner Thesen zur Stärkung der Kinder- und Ju-
gendarbeit in Ostdeutschland“ konzipiert und durch-
geführt.
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Eine an den Interessen und Lebenslagen von jungen 
Menschen orientierte Kommunalpolitik benötigt eine 
sozialwissenschaftlich fundierte Jugendhilfeplanung. 
Das Bundesjugendkuratorium fordert deshalb eine 
Neuaktivierung und Profilierung der Jugendhilfepla-
nung als strategisches und zentrales Instrument ei-
ner beteiligungsorientierten und bedarfsgerechten 
Kinder- und Jugendpolitik vor Ort. Für das BJK ist die 
Jugendhilfeplanung nicht nur Option, sondern strate-
gischer Anknüpfungspunkt einer „Eigenständigen Ju-
gendpolitik“ in der Kommune. Sie ist ein notwendiges 
Instrument kommunaler Kinder- und Jugendpolitik, 
um positive Lebensbedingungen gleichermaßen für 
Kinder, Jugendliche und ihre Familien zu erhalten oder 
zu schaffen.

Kinder- und Jugendpolitik vor Ort – ressortüber-
greifend, abgestimmt, explizit
Sport- und Kulturangebote, Freizeiteinrichtungen und 
Leistungen der außerschulischen Jugendbildung, 
Schulhöfe und Bibliotheken, aber auch der öffent-
liche Nahverkehr oder Wohn- und Gewerbegebiete 
werden in den Städten und Gemeinden geplant und 
bereit gestellt. Alle diese Entscheidungen haben er-
heblichen Einfluss auf die Lebensbedingungen von 
Kindern und vor allem Jugendlichen. Eine Politik, die 
sich zum Ziel setzt, bessere Lebens-, Bildungs- und 
Entwicklungsmöglichkeiten für junge Menschen zu 
schaffen, muss deshalb auch und gerade dort stattfin-
den, wo junge Menschen leben und aufwachsen – in 
den Kommunen. Und sie muss sich für alle politischen 
Fragen interessieren, die Einfluss auf ihre Lebenswirk-
lichkeit vor Ort haben. Insofern geht sie zwingend über 
die Frage der Planung und Steuerung von Angeboten 

und Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe hinaus. 
Vielmehr entwickelt sie Zielvorstellungen für alle poli-
tischen Entscheidungen in Bezug auf junge Menschen. 
Sie überprüft diese in ihren Auswirkungen auf Kinder 
und Jugendliche und wird als Politik für junge Men-
schen erkennbar. Sie findet ressortübergreifend und 
abgestimmt statt und nimmt dabei die Bedarfe von 
Jugendlichen in besonderer Weise wahr. Sie entwickelt 
Jugendpolitik eigenständig als Politikfeld neben der 
Kinder- und Familienpolitik.

Gestaltungsauftrag der Kinder- und Jugendhilfe 
Wenn sich kommunale Kinder- und Jugendpolitik in 
diesem Sinne als Querschnittspolitik und Beitrag zu 
einer kinder- und jugendorientierten Kommunalpolitik 
versteht, benötigt sie neben der inhaltlichen Perspek-
tive und Zielbestimmung aber auch der strukturellen 
Voraussetzungen und politischen Verfahren, um in den 
anschließenden Politikfeldern wirken zu können. Der 
Gesetzgeber weist der Kinder- und Jugendhilfe hier 
eine zentrale Aufgabe zu. Neben ihren Aufgaben der 
Förderung, Beratung und Unterstützung junger Men-
schen und ihrer Familien und den Aufgaben im Kin-
der- und Jugendschutz soll sie „dazu beitragen, posi-
tive Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre 
Familien sowie eine kinder- und familienfreundliche 
Umwelt zu erhalten oder zu schaffen.“ (§ 1 III Nr. 4 SGB 
VIII) Die Kinder- und Jugendhilfe hat hiermit schon im-
mer die Aufgabe, durch allgemeines infrastrukturbezo-
genes Handeln zum Wohl junger Menschen zu wirken, 
die Interessen junger Menschen in allen Politikfeldern 
einzubringen und ihr Handeln auf alle Lebensbereiche 
zu beziehen, die für junge Menschen relevant sind. Die-
ser breite politische Gestaltungsauftrag ist strukturprä-

Jugendhilfeplanung
Anknüpfungspunkt für eine kinder- und jugendorientierte Kommunalpolitik. Frank Beckmann
(Der Beitrag fasst zentrale Thesen der Stellungnahme des Bundesjugendkuratoriums1 zusammen 
und benennt Herausforderungen und Potenziale für die Entwicklung einer „Eigenständigen Ju-
gendpolitik“ im kommunalen Raum.)

1	 Bundesjugendkuratorium (2012): Neuaktivierung der Jugendhilfeplanung –Potenziale für eine kommunale Kinder- und Jugendpolitik
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gendes Element für die Kinder- und Jugendhilfe und 
spiegelt sich in ihrer institutionellen Ausgestaltung wie 
in ihren Verfahren.

Jugendhilfeausschuss als Ort einer kinder- und 
jugendorientierten Kommunalpolitik
Im kommunalpolitischen System ist der Jugendhil-
feausschuss ein zentraler Ort, an dem kinder- und 
jugendrelevanten Fragen innerhalb einer Kommune 
auch inhaltlich aufeinander bezogen werden können. 
Der Gesetzgeber überträgt ihm die Aufgabe, sich mit al-
len Angelegenheiten der Jugendhilfe zu befassen und 
nennt als erstes „die Erörterung aktueller Problemla-
gen junger Menschen und ihrer Familien“ (§ 71 II SGB 
VIII), erteilt ihm also ausdrücklich einen breiten Bera-
tungsauftrag jenseits fachpolitischer Grenzziehungen. 
Darüber hinaus sind im Rahmen ihrer Mitwirkung in 
Jugendhilfeausschüssen die zivilgesellschaftlichen 
Partner nicht nur struktureller Teil des öffentlichen 
Trägers, sondern auch des kommunalpolitischen Sys-
tems insgesamt. Durch den Jugendhilfeausschuss 
sind die relevanten nicht-staatlichen Akteure in den 
politischen Prozess innerhalb des repräsentativen 
politischen Systems eingebunden. Die Struktur des 
Jugendhilfeausschusses bildet deshalb einen wesent-
lichen Bezugspunkt für eine ressortübergreifende und 
zivilgesellschaftlich rückgebundene Verhandlung aller 
politischen Fragen, die die Lebenswirklichkeit junger 
Menschen in der Kommune betreffen. In diesem Sinne 
bietet der Jugendhilfeausschuss die grundsätzliche 
Option der Herausbildung einer kinder- und jugend-
orientierten Kommunalpolitik, die ihre politischen 
Entscheidungen auch auf die Auswirkungen auf junge 
Menschen hin überprüft. Damit ist die Möglichkeit ei-
ner an den Interessen und Bedarfen junger Menschen 
orientierten Einflussnahme auf kommunale Entschei-
dungsprozesse zunächst einmal strukturell vorgese-
hen, ihre Nutzung in der empirischen Realität muss 
indes gesondert betrachtet werden.

Jugendhilfeplanung als Instrument des kinder- 
und jugendpolitischen Gestaltungsauftrages
Im Rahmen eines traditionell sektoral entwickelten 
Systems kommunaler Planung und Steuerung bildet 
die querschnittige Bearbeitung politischer Themen 

immer eine besondere Herausforderung. Dies gilt 
auch für die Jugendhilfeplanung, die sich traditionell 
und systemkonform als Fachplanung entwickelt hat. 
Mit Blick auf grundsätzliche Fragen des Aufwachsens 
junger Menschen, etwa den demografischen Wandel, 
regionale Ungleichheiten der Lebensverhältnisse oder 
die Aus- und Umgestaltung des Bildungssystems, wird 
eine ressortübergreifende Bearbeitung dieser für jun-
ge Menschen drängenden Gestaltungsaufgaben aber 
immer notwendiger. Derzeit sind die sich stellenden 
politischen Gestaltungsaufgaben bezogen auf die 
Lebensphase der Jugendlichen am größten. Auf die 
Umgestaltung des Schulsystems und der außerschu-
lischen Bildungsinfrastruktur, die Sicherstellung der 
Mobilität in auch von Abwanderung betroffenen Teil-
räumen oder die Unterstützungserfordernisse bei der 
Übergangsgestaltung in heterogener werdenden Bil-
dungs- und Berufsbiografien sei hier nur beispielhaft 
hingewiesen.
Als der für alle Fragen der Lebenslagen und Entwick-
lungsmöglichkeiten junger Menschen zuständigen 
Fachplanung kommt der Jugendhilfeplanung dabei 
eine besondere und zentrale Rolle zu. Jugendhilfepla-
nung dient der zielgerichteten Gestaltung, kontinuier-
lichen Überprüfung und Weiterentwicklung der Leis-
tungen und Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe. 
Darüber hinaus hat sie dem allgemeinen politischen 
Gestaltungsauftrag der Kinder- und Jugendhilfe fol-
gend die Aufgabe sicherzustellen, dass „Planungen ins-
gesamt den Bedürfnissen und Interessen der jungen 
Menschen und ihrer Familien Rechnung tragen“ (§ 80 
IV SGB XIII). Der Auftrag der Jugendhilfeplanung geht 
also über die Planung und Steuerung nur der Angebo-
te und Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe hinaus. 
Es ist auch ihre Aufgabe, an den Schnittstellen zu den 
anderen Planungs- und Steuerungsbereichen zu wir-
ken. Dies betrifft die meisten anderen Fachplanungen, 
etwa in Bildungsfragen die Schulentwicklungsplanung, 
in Fragen von Ausbildung und Beschäftigung ist die 
Wirtschafts- und Ansiedlungspolitik betroffen, bei der 
Strukturierung von Lebensräumen und Mobilitätsbe-
dingungen die Verkehrs- und Stadtentwicklungspolitik. 
Auswirkungen auf alltägliche Lebensgestaltung und 
Entwicklungsmöglichkeiten von Kindern und Jugendli-
chen haben aber auch Wohnungspolitik, Kulturpolitik, 
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Gesundheitspolitik u. a. Im System der kommunalen 
Gesamtplanung ist die Jugendhilfeplanung das vom 
Gesetzgeber vorgesehene Instrument dafür, dass die 
Interessen und Bedarfe junger Menschen bei kommu-
nalpolitischen Entscheidungen in all diesen Politikfel-
dern berücksichtigt werden.

Jugendhilfeplanung zwischen politischer Pro-
grammatik und empirischer Realität
Die vom Bundesjugendkuratorium angeregte und ge-
meinsam mit seiner Stellungnahme veröffentlichte 
Expertise zur gegenwärtigen Praxis der Jugendhilfe-
planung weist indes deutlich auf die Grenzen und Ent-
wicklungsnotwendigkeiten der Jugendhilfeplanung 
für die Konzipierung und Etablierung einer Kinder- und 
Jugendpolitik hin, die sich als ressortübergreifende 
Querschnittspolitik versteht und wirkt. Entscheidende 
Hinderungsgründe für eine kinder- und jugendpoliti-
sche Effektivierung der Jugendhilfeplanung sind dem-
nach eine mangelnde Verankerung der Jugendhilfe-
planung bereits im Jugendhilfeausschuss – von einer 
Rückbindung der Planungsprozesse an die Entschei-
dungsprozesse in Verwaltungsleitung oder gar Vertre-
tungskörperschaft ganz zu schweigen. Dies korreliert 
umgekehrt mit der Feststellung einer zu geringen 
strategischen Ausrichtung der Jugendhilfeplanung 
selbst. Aber auch die strukturelle Verankerung in der 
Verwaltung des Jugendamtes und innerhalb kommu-
nalen Verwaltungshandelns insgesamt behindern eine 
stärkere Profilierung der Jugendhilfeplanung als Steu-
erungsinstrument einer kinder- und jugendorientier-
ten Kommunalpolitik, etwa wenn sie nur mangelhaft 
in Arbeits- und Kommunikationsabläufe eingebunden 
und mit anderen Planungsfeldern allenfalls informell 
vernetzt ist. 
Vielfach ist die Jugendhilfeplanung gemessen an ihren 
gesetzlichen und tatsächlichen Aufgaben personell 
und sachlich unzureichend ausgestattet, ihr Aufga-
benprofil nicht hinreichend konturiert. Eine unmittel-
bare Anbindung der Planungsfachkräfte an aktuelle 
Arbeitsaufträge der Amtsleitungen, derzeit vielfach 
verbunden mit der Bedarfsplanung für den Kinderta-
gesstättenausbau („Ein-Punkt-Jugendhilfeplanung“) 
verhindern die Entwicklung eines eigenständigen Pla-
nungsprofils und eine Verknüpfung der Teilplanungen 

bereits innerhalb der Jugendhilfe. An eine stärkere 
Abstimmung mit anderen Fachplanungen oder gar an 
eine Einbindung in die kommunale Gesamtsteuerung 
ist unter solchen strukturellen und politischen Voraus-
setzungen nicht zu denken.

Neuaktivierung und Profilierung der Jugendhil-
feplanung als strategisches Instrument einer kin-
der- und jugendorientierten Kommunalpolitik
Das Bundesjugendkuratorium fordert deshalb in seiner 
Stellungnahme die Neuaktivierung einer strategisch 
ausgerichteten Jugendhilfeplanung als Voraussetzung 
einer aktiven kommunalen Kinder- und Jugendpolitik. 
Die Entwicklung einer „Eigenständigen Jugendpolitik“ 
auf kommunaler Ebene setzt eine leistungsfähige, pro-
filierte und anerkannte Jugendhilfeplanung voraus. 
Hierfür ist nach Ansicht des BJK eine angemessene 
personelle und organisatorische Planungskapazität 
im Jugendamt notwendig, die es ihr erlaubt ihre wich-
tigen Steuerungs- und Koordinierungsaufgaben inner-
halb der Jugendhilfe wahrzunehmen und zugleich die 
notwendigen kinder- und jugendpolitischen Impulse 
für andere relevante Fachplanungen zu setzen. Eine 
unzureichend ausgestattete und mangelnd profilierte 
Jugendhilfeplanung hat umgekehrt Einschränkungen 
in der Qualität kinder- und jugendpolitischer Entschei-
dungen zur Folge. Diese haben nicht nur negative Aus-
wirkungen auf die Berücksichtigung der Interessen 
junger Menschen in den verschiedenen relevanten 
Planungsprozessen, sondern wirken auch problema-
tisch auf die Entwicklungserfordernisse innerhalb der 
Kinder- und Jugendhilfe selbst. Auf die Neuregelung 
zur Qualitätsentwicklung im Rahmen der §§ 79, 79 a 
SGB VIII weist das BJK in diesem Kontext ausdrücklich 
hin. Nur auf Basis einer profilierten Jugendhilfeplanung 
kann diese ihre strategische und fachliche Bedeutung 
auf kommunaler Ebene entfalten. Eine solche Profilie-
rung und Neuaktivierung setzt eine kritische Bestands-
aufnahme vor Ort sowie begleitende Forschung und 
daraus abgeleitete Praxisentwicklung voraus, so das 
BJK in seiner Stellungnahme.

Kinder- und Jugendpolitik braucht Teilhabe 
Auch in der Frage der Beteiligung zeigt sich ein deut-
liches Auseinanderfallen von konzeptionellem An-

Jugendhilfeplanung. Frank Beckmann
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spruch und empirischer Realität. Trotz der gesetzlichen 
Vorschrift, dass „Kinder und Jugendliche entsprechend 
ihrem Entwicklungsstand an allen sie betreffenden 
Entscheidungen der öffentlichen Jugendhilfe zu beteili-
gen sind“ (§ 8 SGB VIII), kommt das BJK zu dem Schluss, 
dass die Partizipation in der Praxis der Jugendhilfepla-
nung an Stellenwert verloren hat. Es fordert deshalb 
eine stärkere Beachtung, Entwicklung und Erprobung 
partizipativer Verfahren, auch und bereits in den Pla-
nungsprozessen. Diese Forderung korreliert mit dem 
Beteiligungsanspruch der Jugendhilfeausschüsse, 
deren Mitglieder ausdrücklich auch auf Vorschlag der 
Jugendverbände zu wählen sind. Diese sind zumindest 
strukturell in der Lage, eine unmittelbare Beteiligung 
junger Menschen an politischen Entscheidungsprozes-
sen zu ermöglichen. Das Einbringen der Jugendverbän-
de in den politischen Prozess eröffnet die Möglichkeit, 
dass Jugendpolitik nicht nur Politik für, sondern auch 
mit und von Kindern und Jugendlichen ist. Es wäre zu 
prüfen, ob eine stärkere ressortübergreifende Berück-
sichtigung ihrer Interessen und Bedarfe in den Bera-
tungsprozessen der Jugendhilfeausschüsse auch die 
unmittelbare Mitwirkung für junge Menschen attrakti-
ver werden lässt.

Fazit
Im politischen System der Kommune kann eine Politik, 
die sich in allen Feldern für die Interessen und Bedar-
fe junger Menschen interessiert nur in der Gesamtver-
antwortung von Verwaltungsleitung und Vertretungs-
körperschaft liegen. Im Rahmen der kommunalen 
Gesamtsteuerung kommt der Kinder- und Jugendhilfe 
dabei die gesetzliche Aufgabe zu, für eine kinder-, ju-
gend- und familienfreundliche Umwelt Sorge zu tra-
gen. Mit den Jugendhilfeausschüssen verfügt sie über 
den strukturellen Ort, um alle politischen Fragen mit 
Auswirkungen auf die Lebenswirklichkeit junger Men-
schen auch unter Einbeziehung der Zivilgesellschaft 
zu verhandeln. Mit dem Teilhabegebot verfügt sie über 
das konzeptionelle Grundverständnis dafür, dass Kin-
der- und Jugendpolitik auch Politik von und mit Kin-
dern und Jugendlichen ist. Mit der Jugendhilfeplanung 
verfügt sie über das strategische Instrument, um die In-
teressen und Bedarfe junger Menschen lebenslageno-
rientiert und datenbasiert in die kommunalpolitischen 

Planungs- und Entscheidungsprozesse einzubringen. 
Die Kinder- und Jugendpolitik verfügt also grundsätz-
lich über die notwendigen strukturellen Vorausset-
zungen, um ressortübergreifend und abgestimmt wir-
ken zu können. Mit Blick auf die empirischen Befunde 
bedarf es allerdings noch einiger Anstrengungen, um 
die Kinder- und Jugendhilfe in die Lage zu versetzen, 
ihrer gesetzlichen Pflichtaufgabe zur Schaffung positi-
ver Lebensbedingungen für junge Menschen und ihrer 
Familien vollumfänglich nachkommen zu können. Der 
Neuaktivierung der Jugendhilfeplanung kommt hierbei 
eine entscheidende Rolle zu.
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Die Entwicklung einer Eigenständigen Jugendpolitik 
sei, bilanziert Jana Schröder (die Leiterin des Zent-
rums Eigenständige Jugendpolitik), „ein umfassender 
Dialogprozess, der darauf abzielt, Jugendpolitik in 
Deutschland als erkennbares Politikfeld mit eigenem 
Selbstverständnis zu verankern“, wobei auch die „Be-
teiligungschancen und -anlässe im politischen und öf-
fentlichen Raum“ im „Mittelpunkt des Interesses“ stün-
den (ZEJ 2013: 5f). Diese Ministeriumsinitiative (BMSFSJ 
2011) reihte sich ein in andere Überlegungen, die seit 
2009 erneut zur Diskussion gestellt wurden, Jugend-
politik als vernachlässigtes Politikfeld kennzeichneten 
und Gedanken einer „Re-Politisierung“ in den Diskurs 
einspeisten (z. B. Marquardt 2008, BKJ 2009, Lindner 
2010). Die Arbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendhilfe 
formulierte 2009 u. a., Jugendpolitik stehe „mehr denn 
je vor der Herausforderung, ein erkennbares Profil und 
eine Perspektive ihrer Einmischung in gesellschaftliche 
und politische Prozesse zu entwickeln“ (AGJ 2009: 6). 
Ihr müsse es „darum gehen, den Subjektstatus von 
Kindern und Jugendlichen als aktive Gesellschaftsmit-
glieder in Gegenwart und Zukunft mit eigenständigen 
und legitimen Ansprüchen anzuerkennen und dieser 
Wertschätzung im politischen Handeln Ausdruck zu 
verleihen“ (ebenda: 2). Auch der EU-Ministerrat gab 
dem Thema eine deutliche inhaltliche Orientierung, 
die auf „zwei Bereiche“ zielte: „mehr Möglichkeiten 
und mehr Chancengleichheit für alle jungen Menschen 
im Bildungswesen und auf dem Arbeitsmarkt“ und 
es sei „das gesellschaftliche Engagement, die soziale 
Eingliederung und Solidarität aller jungen Menschen 
(zu) fördern“ (EU 2009: 1f). Jugendarbeit wurde hier 
definiert als „zielgruppenorientierte Freizeitbeschäfti-
gung“, die „ein breites Spektrum an Aktivitäten sozia-

ler, kultureller, bildungs- oder allgemeinpolitischer Art“ 
umfasse. Zu klären sei, „in welcher Weise“ sie „zur Ver-
wirklichung der genannten allgemeinen Ziele beiträgt, 
wie sie unterstützt und ihre wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Leistung anerkannt werden kann“ (ebenda: 
4). Es waren solche und ähnliche Zweckorientierungen, 
die auch den Deutschen Bundesjugendring veranlass-
ten, zu fordern: „Ziel von Jugendpolitik muss es sein, 
im Spannungsfeld von Erziehung und Aneignung sowie 
Reproduktion und Transformation Rahmenbedingun-
gen für die eigenständige Persönlichkeitsentwicklung 
junger Menschen zu sichern. Der Erhalt und der Ausbau 
von Freiräumen ist dafür wesentlich“ (DBJR 2010: 4). Es 
geht insgesamt darum, „selbstbestimmt und nicht ver-
zweckt“ Jugendpolitik neu zu gestalten. Im Kern dreh-
te sich die Diskussion um die stets gleiche Frage: Wie 
wird Beteiligung junger Menschen (ich werde hier von 
Teilhabe sprechen) sowohl pädagogisch als auch (vor 
allem) politisch sichergestellt?
In diesem Rahmen also platzierte sich die sog. „Eigen-
ständige Jugendpolitik“ des Bundesjugendministeri-
ums, zu deren neun „Zielsetzungen“ auch zählte, die 
„Teilhabe und Beteiligung junger Menschen (zu) ermög-
lichen“ und „Erfahrungs- und Gestaltungsräume und 
-zeiten für junge Menschen (zu) schaffen“ (BMFSFJ 2011: 
1). Zum Diskurs über die Eigenständige Jugendpolitik 
lässt sich einiges im Blick auf die (wohl im Anschluss an 
die Herangehensweise der EU) stets diskret und sanft 
formulierte Botschaft gesellschaftlicher Aktivierung 
(„active citizenship“, vgl. EU 2011) und Einpassung (bzw. 
Unterwerfung) des Sozialen in die Stanzen des Ökono-
mischen (vgl. Butterwegge 2010) ausführen (vgl. dazu 
Wendt 2012b). Davon hier absehend will mir aber auch 
die ihr eigene Strategie zur Sicherstellung gesellschaft-

Wider die Verleuchturmisie-
rung und Verhochglanzung
Unzeitgemäße Gedanken zu einem zeitgemäßen Thema. Prof. Dr. Peter-Ulrich Wendt 
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licher/politischer Teilhabe junger Menschen nicht aus-
reichend erscheinen – nicht aufgrund mangelnder 
Ernsthaftigkeit, vielleicht aber fehlenden politischen 
Mutes, den zu entfalten eine eigenständige Jugendpo-
litik nach meinem Eindruck freilich braucht.
Gemäß § 8 KJHG sind Kinder und Jugendliche „ent-
sprechend ihrem Entwicklungsstand“ an allen sie 
betreffenden Entscheidungen der öffentlichen Ju-
gendhilfe zu beteiligen; die offene Debatte um die 
Notwendigkeit von Ombudstellen (vgl. Struck/Hem-
ker 2011, AGJ 2013) freilich lässt deutlich werden, wie 
wenig der Alltag der öffentlichen Jugendhilfe (und der 
durch sie beauftragten Leistungserbringer) dem An-
spruch entspricht. Die Mühen der Ebene zeigen sich 
auch in den Schwierigkeiten mit der Teilhabe Jugend-
licher in Jugendverbänden, im Verhältnis von profes-
sioneller Dominanz zu nachrangiger ehrenamtliche 
Mitwirkung (vgl. Wendt 2014). Statt klaren Vorgaben 
zur Sicherstellung von Teilhabe finden sich nur but-
terweiche Vorgaben zur Beteiligung junger Menschen 
in den Kommunalverfassungen. In § 36 Niedersächsi-
sche Kommunalverfassung z. B. sagt nur: Kommunen 
„sollen Kinder und Jugendliche bei Planungen und 
Vorhaben, die deren Interessen berühren, in angemes-
sener Weise beteiligen“, und die Kommunen „sollen 
… über die in diesem Gesetz vorgesehene Beteiligung 
der Einwohnerinnen und Einwohner hinaus geeignete 
Verfahren entwickeln und durchführen“. Etwas stärker 
wirkt die Formulierung des § 24 Gemeindeordnung für 
das Land Sachsen-Anhalt: „Einwohner der Gemeinde, 
die das 16. Lebensjahr vollendet haben, können bean-
tragen, dass der Gemeinderat bestimmte Angelegen-
heiten berät (Einwohnerantrag). In Angelegenheiten, 
die Jugendbelange betreffen, sind alle Einwohner der 
Gemeinde, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, an-
tragsberechtigt. Einwohneranträge dürfen nur Angele-
genheiten des eigenen Wirkungskreises der Gemeinde 
zum Gegenstand haben …“ In der Regel sind es diese 
Sollensvorschriften (z. B. Niedersachsen) und reinen 
Könnens- bzw. Antragsrechte (z. B. Sachsen-Anhalt), 
die keine Folge beschreiben und denen jede Nachhal-
tigkeit fehlt, die sich im Erleben jungen Menschen wi-
derzuspiegeln hätte.
Es gilt, jugendpolitisch aufrichtig zu sein: Die Teilha-
be junger Menschen ist eine politisch gerne gestellte 

(Sonntags-) Forderung, die jenseits von projektartigen 
Leuchttürmen und Modellvorhaben widerspiegelnden 
Hochglanzbroschüren (im Alltag) schlichtweg nicht 
wirklich existiert. „Beteiligung“ wird allenfalls delegiert, 
z. B. an „die“ Jugendarbeit (am besten hinter verschlos-
senen Türen des Jugendhauses), an (Modell-) Projekte 
(z. B. das niedersächsische Präventions- und Integrati-
onsprogramm „PRINT“) und an punktuelle Aktivitäten 
unter Beteiligung zivilgesellschaftlicher Akteure (z. B. 
aus Anlass der Frage, wie Kinderspielplätze zu gestal-
ten seien). Symbole akzentuieren die Praxis, das Sur-
rogat der „Beteiligung“ ersetzt die nachhaltige Teilha-
be. Und dort, wo Jugendarbeit, aufgrund „fiskalischer 
Zwänge“ bzw. „Haushaltskonsolidierung“ und/oder 
„demografischem Wandel“ zum „Überfluss“ deklariert, 
zur Disposition gestellt wird (vgl. Wendt 2012a), ist es 
mit der Teilhabe junger Menschen nicht weit her; selten 
offenbart sich die Schwülstigkeit der Partizipationsrhe-
torik offensichtlicher als in den ländlichen Räumen, die 
von Abkoppelung oder systematischer Versteppung 
(vgl. Faber/Oswalt 2013) bedroht werden. Junge Men-
schen werden hier zur Verschiebemasse, ihre legitimen 
Ansprüche auf Gesehen- und Gehört-Werden und Teil-
habe verkümmern als Illusion.
Geradezu eifersüchtig wehren sich hier Erwachsene 
(jenseits der offiziellen Schwüre, die anderes sugge-
rieren) untergründig in Person von Kommunalpolitik, 
Schulleitungen und anderen Gewährsleuten dieser 
Welt gegen eine (zu) nachhaltige Teilhabe junger Men-
schen. Es geht um Macht (-verlust) und um die Macht 
junger Menschen, nicht schicksalsergeben Prozessen 
und Entscheidungen Erwachsener ausgesetzt zu sein. 
Richard Münchmeier sprach angesichts „gesellschaft-
licher Problemlagen, ökologischer Krisenszenarien, 
angesichts wachsender Zweifel an der Logik des Fort-
schritts, der Grenzenlosigkeit des Wachstums“ von 
„neuartigen Generationenkonflikten um eine lebbare 
Zukunft und lebenswerte Gesellschaft“ (Münchmeier 
1996: 30f).
Mit dieser Machtfrage stellt sich die schon von Klaus 
Mollenhauer intensiv diskutierte Frage nach der Gestalt 
des Generationenkonflikts (und es lohnt sich meines 
Erachtens, Teilhabe als Moment des Generationen-
konfliktes zu sehen und pädagogisch zu entwickeln): 
Nach seiner (nur scheinbar aus dem Zeitrahmen ge-
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fallenen) Analyse sind mehrere Generationen an der 
Gestaltung des Alltags und der Verwirklichung sozialer, 
politischer und wirtschaftlicher Ziele beteiligt, woraus 
Generationenkonflikte erwachsen müssen. Genau dar-
um geht der Streit um Politik und Pädagogik der Teil-
habe. Für Mollenhauer hat jedes „Erziehungshandeln“ 
den „Zweck, erkenntnis- und handlungsfähige Sub-
jekte hervorzubringen“ (Mollenhauer 1974: 35); durch 
angeleitetes Lernen wird der Mensch erwachsen: Das 
„pädagogische Feld“ ist ein Ort, „an dem ‚bessere‘ 
Möglichkeiten gesellschaftlicher Existenz hervorge-
bracht werden können“ (ebenda: 28). Teilhabe ist somit 
praktizierte Emanzipation. „‚Emanzipation’ heißt die 
Befreiung der Subjekte – in unserem Fall der Heran-
wachsenden in dieser Gesellschaft“ (ebenda: 35); dabei 
hat die Pädagogik die „Verantwortung für das kritische 
Potential einer Gesellschaft“ (Mollenhauer 1973: 69). 
Und mit Hermann Giesecke meint Emanzipation „nicht 
nur den Prozeß der Ablösung aus der Abhängigkeit pä-
dagogischer Zwänge (z. B. Familie) […], sondern aus 
allen gesellschaftlich verursachten Abhängigkeiten, 
sofern – und dies ist die einzige, aber entscheidende 
pädagogische Einschränkung – diese Abhängigkeiten 
subjektiv als ‚Übel‘ erlebt werden bzw. erlebbar ge-
macht werden können und daraus Motivierungen für 
die pädagogische und politische Bearbeitung dieses 
‚Übels‘ erwachsen können“; es „ist eine der wichtigsten 
Lernaufgaben (…), die Verursachungszusammenhän-
ge des ‚Übels‘ gesamtgesellschaftlich zu reflektieren“ 
(Giesecke 1971: 222f). Etwas aktueller heißt dies, dass 
„Autonomie, Selbstorganisation, Zeitsouveränität und 
Offenheit“ für Angebote der Jugendarbeit „Grundvor-
aussetzungen“ sind. Ihre Qualität „besteht gerade da-
rin, dass Kinder und Jugendliche selbst entscheiden, 
mit welchen Inhalten und auf welche Weise sie sich mit 
den sie interessierenden Themen befassen“ (AGJ 2011: 
5). Das heißt: Teilhabe erzwingt eine Re-Vitalisierung in 
der Jugendarbeit fast vergessener emanzipatorischer 
Konzepte.
Die im Prozess der Eigenständigen Jugendpolitik be-
rufene Experten-Gruppe „Beteiligungschancen und 
-anlässe im politischen und öffentlichen Raum“ diffe-
renziert zwischen konsultativer und demokratischer 
Beteiligung sowie direkter Mitwirkung (damit Kinder 
und Jugendliche „ihre eigenen Ziele und Initiativen“ 

bestimmen und umsetzen“ und Prozess wie Ergebnisse 
selbst kontrollieren). Sie spricht sich für ein „Fortschrei-
ten in Richtung des letzten Typus’“ aus (ZEJ 2013: 9) 
und schlägt dazu eine Reihe von Änderungen des KJHG 
vor (ebenda: 28ff), die diesen Prozess begünstigen 
sollen, aber (der Eigentümlichkeit einer Initiative auf 
Bundesebene geschuldet) im Strukturellen verhaftet 
bleiben (müssen). Diese Anregungen mögen dienlich 
sein – sie greifen zu kurz: Erforderlich ist vielmehr eine 
zivilgesellschaftliche Strategie, die die Begrenztheit der 
politischen Perspektiven auf den unterschiedlichen 
staatlichen Ebenen begreift und aus der strukturellen 
Umklammerung der je gegebenen „Zuständigkeit“ 
befreit. Insoweit ist ein umfassenderes Konzept der 
Teilhabe als systematische Berücksichtigung legitimer 
Lebensäußerungen zu verlangen, jenseits von „Leucht-
türmen“, die zum Modell für Andere und Anderes dekla-
riert werden, und abseits von Hochglanzbroschüren, 
die im Projekt der besonderen Konditionen partiell 
Gelingendes zum Muster verfertigen. Dazu sehe ich vier 
klärungsbedürftige Bereiche:
1.	 Es sind gestalterische Spielräume für lokale Teilha-

be in Kontexten unmittelbarer Demokratie (abzu-
sichern als Muss-Vorschriften in den Landes- und 
Kommunalverfassungen) oder Formen emanzipa-
torischer Jugendarbeit zu gewährleisten (was deren 
substanzielle Gewährleistung durch Jugendförde-
rungsgesetze erforderlich macht). Für offenes De-
mokratielernen sind pädagogische Fachkräfte, „die 
für diese Förderung des Demokratielernens qualifi-
ziert sind“ (AGJ 2011: 5f), unhintergehbare Voraus-
setzung.

2.	 Erforderlich ist eine systematische (und pädagogi-
sche) Strategie der Heranführung an Teilhabe aus 
dem Kindertagesstätte über die Schule in die au-
ßerschulische Bildung hinein, z. B. Engagement als 
Schulfach und eingebunden in (hoch-) schulische 
Curricula. Sichere Teilhabestrukturen sind dort 
zwingend, wo es „wehtut“, z. B. in den benachteilig-
ten, abgehängten Wohnquartieren der städtischen 
suburbs, dem stillgelegten ländlichen Räumen, im 
multikulturellen „Brennpunkt“.

3.	 Teilhabe heißt Akzeptanz, d. h. Verzicht auf Sankti-
onen z. B. für junge Menschen unter 25, wie sie das 
SGB II vorsieht, wenn diese den Geboten der Akti-

Wider die Verleuchturmisierung und Verhochglanzung. Prof. Dr. Peter-Ulrich Wendt
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vierung nicht entsprechen und auf Eigensinn und 
selbst gelebtes Leben insistieren. Hier mag sich 
die Aktivierungsperspektive der Eigenständigen 
Jugendpolitik am emanzipatorischen Impetus bre-
chen – dann sei es so: Teilhabe geht halt so. 

4.	 Dies freilich zu realisieren setzt eine integrierte Stra-
tegie voraus, die Ideenreichtum auf den Ebenen 
(Bund, Land, Kommune) mit Akteuren der Zivilge-
sellschaft sinnhaft verknüpft. Es ist nicht nur „drin-
gend eine Jugend(förder)politik aller politischen 
Ebenen erforderlich, die Angebote, Räume, Struk-
turen und Methoden der Kinder- und Jugendarbeit 
nachhaltig sicherstellt bzw. weiterentwickelt“ (AGJ 
2011: 7), es ist vor allem eine integrierte Jugendpo-
litik als zu entfaltender zivilgesellschaftlicher Ver-
netzungszusammenhang notwendig (so auch der 
DBJR 2011). Denn eine Erkenntnis ist sinnstiftend: 
dies ist Aufgabe einer zivilgesellschaftlichen Emanzi-
pation, nicht die politischer Strukturen, und schon 
gar nicht zentralstaatlicher Aktivität. Sollte es das 
Ziel der Eigenständigen Jugendpolitik gewesen 
sein, diese Aktivität anzustiften, dann wäre dem 
Bundesjugendministerium wohl zu danken.
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Viele Jugendliche, die ich heute treffe, kennen 
zwei, drei Parteien und inhaltlich wissen sie etwa, 
dass die Grünen „für die Umwelt“ sind. Wie kriegt 
man die zu aktiver Mitarbeit?
Theoretisch ist das schwierig. Politik lässt sich schwer 
verkaufen wie ein Rockkonzert. Politik muss immer 
einen konkreten Bezugspunkt haben. Wir hatten im 
Jugendbeirat mal eine interessante Debatte zum The-
ma „Schülerbeförderung“, also: warum dauert das im 

Winter so lange, warum fährt der Bus nicht dort oder da 
lang? Das gab eine lebhafte Diskussion, die auch förder-
lich in der Sache war.
Ich muss also versuchen, das, was Schüler selbst be-
trifft, mit dem politischen Handwerk zu verknüpfen. 
Wenn es zu abstrakt wird, ist es schwierig, sich da hin-
ein zu denken. Anstatt Leute mit Zahlen zu zuschütten, 
muss ich wissen: diese Zahl bedeutet für meine Schule 
eine Baumaßnahme XY.

Betroffenheit – Dialog – 
Teilhabe.
Verantwortung in der Politik kann man nicht aus der Hosentasche machen.
Auszüge aus einem Interview mit Christian Schramm zum Thema „Jugendpolitik braucht…?!“. 
Er ist Präsident des sächsischen Städte- und Gemeindetages und Oberbürgermeister der 
Stadt Bautzen. Der studierte Religionspädagoge und engagierte Hobbymusiker wurde 1952 in 
Burgstädt bei Chemnitz geboren und siedelte 1974 in die Lausitz. Dort engagierte er sich als Dia-
kon für Jugendfragen, zur Wende auch im Neuen Forum. 1990 wurde Christian Schramm CDU-Mit-
glied und zum Oberbürgermeister von Bautzen gewählt, das heute als jugendkulturelles Zentrum 
der Region gilt. Schramms Amtszeit als Oberbürgermeister läuft 2015 aus und er beabsichtigt, 
nicht erneut zu kandidieren.

Christian Schramm ist Präsident des sächsischen Städte- und Gemeindetages und Oberbürgermeister der Stadt Bautzen.

 Foto: Enrico Damme
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[…] Wenn es so eine Betroffenheit gibt, dann taucht die 
Frage auf: Und was tut die Politik? Antwort: die Politik 
macht das, was wir gemeinsam machen können.

Kann man den Dialog, die Beteiligung institutio-
nalisieren?
Ja, denn es gibt ja auch Jugendparlamente und Ju-
gendbeauftragte u. s. w. Wichtiger ist, dass man selbst 
– es gelingt mir im Moment auch zu wenig – in die 
Schulen geht, an die Jugendlichen herantritt, sich mal 
in Jugendgruppen einladen lässt. Einfach Kommuni-
kation auf einer breiten Ebene und dann versuchen, 
das zu verankern. Solche Gespräche in Schulen sind 
noch Einzelfälle. Sie sollten zum System werden, damit 
auch etwas abgearbeitet werden kann.

Es gibt eine Familienpolitik, es gibt Gleichstel-
lungsbeauftragte, es gibt Frauenbeauftragte. 
Wird die Einbindung von Jugend in politische Pro-
zesse auch auf Ebenen der Politik selbst genügend 
thematisiert? 
Ja, mit Sicherheit, und da gibt es auch gute Sachen. 
Es gibt Jugendpolitik, die sich z. B. im Bereich der Bil-
dung festmacht, oder im Bereich spezifischer Dinge, 
wie Sport, die Jugendverbände im Blick behält oder 
soziale Fragen. Aber die sind aus meiner Sicht immer 
fachspezifisch ausgerichtet. Politische Arbeit mit der 
Jugend gibt es aus meiner Sicht aber zu wenig.

Die Jugendpolitik ist Teilaspekt vieler Stoßrich-
tungen. Aber es wächst ja nicht so viel Jugend 
nach, die Jugend ist für die Gesellschaft wichtig.
Über Jugend reden und politisch nachdenken, heißt 
auch über Bildung und Ausbildung, junge Familie, Ar-
beit, Bleibefaktoren und Heimat nachzudenken, gera-
de in einer Region, die viele junge Leute verloren hat.

Was denken Sie über die heutige Jugend?
[…] Wir dürfen uns nicht nur auf die konzentrieren, die 
ihr Ding sowieso machen, denen es also zufällt. Wir 
müssen die im Blick behalten, die es schwer haben. 
„Niemand darf verloren gehen“, „Wegen der Arbeits-
plätze brauchen wir jeden“ - alles richtige und schö-
ne Sprüche. Aber wir sollten das nicht nur wegen der 
Arbeitswelt machen. Wenn wir in einer Gesellschaft 

ganze Bereiche vernachlässigen, dann ist es schwierig 
für die Demokratie. Dass die rechte Szene zeitweilig so 
großen Zulauf hatte, lag ja auch daran, dass viele jun-
ge, verunsicherte Leute sich dort aus ihrer Suche he-
raus anschlossen. Heute hat sich deren Zulauf schon 
verändert.
Wir werden das alles nur bewältigen, wenn wir eine 
offene Gesellschaft sind, jedoch nicht so offen, dass 
Menschen durchs Raster fallen. Wir müssen jedem eine 
Teilhabe-Chance geben, auch wenn er anders begabt 
ist. Das ist eine politische Aufgabe, aber es ist auch die 
Aufgabe von Eltern, Freunden, Mit-Jugendlichen, Ju-
gendarbeitern und der Jugendstiftung Sachsen. Es ist 
immer eine gemeinsame Aktion.

Das Gespräch führte Enrico Damme. Das vollständige In-
terview finden Sie auf unserer Webseite.
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Jugendpolitik braucht…!?
Projekterfahrungen und Anforderungen an eine Eigenständige Jugendpolitik:

Blitzlicht Projekterfahrungen
In der Realisierung der Projektbausteine und der Ab-
stimmung unseres Vorhabens konnten wir feststellen, 
dass das Anliegen zur Diskussion und Entwicklung ei-
ner Eigenständigen Jugendpolitik bis dato kaum die 
Akteure vor Ort erreicht hatte. Diese Feststellung be-
zieht sich auf öffentliche wie freie Träger der Jugend-
hilfe sowie angrenzende Arbeitsfelder in Sachsen, die 
im Zuge der Projektumsetzung als Partner gewonnen 
wurden. Bevor die konkreten Veranstaltungskonzepte 
entwickelt und umgesetzt werden konnten, näherten 
wir uns gemeinsam an Begrifflichkeiten und Ansprü-
che an. Gleichzeitig wurde dem Ansinnen des Projekts 
„Jugendpolitik braucht…?!“ von Seiten der Projekt-
partner mit hohem Interesse und Offenheit begegnet. 
Nach unserer Einschätzung existiert im Arbeitsfeld ein 
grundsätzlicher Konsens sowie ein starkes fachlich-
inhaltliches Interesse für die notwendige, stärkere Be-
achtung der Lebensphase Jugend insgesamt. Unsere 
Projekterfahrungen bestätigen dabei die im 14.Kinder- 
und Jugendbericht formulierten Notwendigkeiten für 
die Entwicklung einer Eigenständigen Jugendpolitik. 
In den Veranstaltungen und Arbeitstreffen vor Ort be-
gegnete uns oft ein Verständnis von Jugendpolitik, 
welches wir als verkürzt begreifen und in dieser Verkür-
zung kurz beschreiben möchten. So wird das Anliegen 
oftmals im Sinne der Formel „Jugend und Politik“ auf-
gegriffen und/oder auf die Aspekte des unmittelbaren 
Dialogs mit und der stärkeren Beteiligung von jungen 
Menschen durch die verantwortlichen Akteure in Po-
litik, Verwaltung, Jugendhilfe etc. beschränkt. Dieses 
zweifelsfrei wichtige Anliegen von Jugendpolitik allein 
stellt jedoch noch nicht die neue Qualität einer an der 
Lebensphase Jugend orientierten Eigenständigen Ju-

gendpolitik dar, obgleich hierüber eine Teilhabe junger 
Menschen am Entwicklungs- und Umsetzungsprozess 
sichergestellt und eingefordert werden kann. 
Die Facetten einer stärkeren Beachtung der Lebens-
phase Jugend in einer Eigenständigen Jugendpolitik 
sind ungemein umfänglich und werden in Abhän-
gigkeit der spezifischen Perspektive unterschiedlich 
betont. Für die Praxis erscheint das Thema im derzei-
tigen Ausarbeitungsstand damit schwer fassbar und 
für die Diskussion und Handhabung vor Ort nur wenig 
anschlussfähig. In der Projektumsetzung wurde in die-
sem Zusammenhang deutlich, dass die Entwicklung 
und Umsetzung einer Eigenständigen Jugendpolitik 
daher weiterer Vorarbeiten und Diskussionen auf der 
örtlichen und überörtlichen Ebene bedarf. 
Die Überlegung, dieses Thema zunächst mit einer Ver-
anstaltungsreihe zu erschließen, hat sich als richtig er-
wiesen. Jugendliche und junge Erwachsene konnten 
ebenso wie Fachkräfte und andere Akteure, die mit 
jungen Menschen in Kontakt stehen, erreicht und in die 
Diskussion involviert werden. Hieran gilt es nach un-
serer Auffassung in der weiteren Bearbeitung und Ent-
wicklung des Themenfelds anzuknüpfen. Hierfür kann 
der gewählte Methodenmix aus Fachveranstaltungen, 
jugendpolitischen Foren, Jugendveranstaltungen, ei-
nem Wettbewerb sowie einer dezidiert fachwissen-
schaftlichen Bearbeitung methodische Orientierung 
bieten. 
Eine Befassung mit der Lebensphase Jugend und eine 
an dieser orientierte, kohärente Jugendpolitik erfordert 
auch auf Seiten der Erwachsenen in allen gesellschaft-
lichen Bereichen eine veränderte Perspektive auf Ju-
gendliche. Die Wahrnehmung von und die Debatte mit 
Jugendlichen sollte die Besonderheiten dieser Lebens-
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phase und die Ressourcen von Jugendlichen stärker 
in den Mittelpunkt stellen, an den gesellschaftlichen 
Voraussetzungen für gelingende Entwicklung und Ent-
faltung arbeiten und die defizitäre Betrachtung über-
winden. Dieser notwendige Sensibilisierungsdiskurs 
wurde in den lokalen Veranstaltungen zwischen den 
Teilnehmenden angeregt. In diesem Kontext ist stets 
daran zu erinnern, dass es DIE Jugend nicht gibt, die 
Jugendphase zeitlich gedehnt und phänomenologisch 
zerklüftet ist und in einer Eigenständigen Jugendpoli-
tik sich die Lebenswirklichkeit verschiedener Jugend-
kulturen ebenso wie die von Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen abbilden sollte. 
Die Institutionen und Organisationen, die mit Ju-
gendlichen arbeiten und für die Umsetzung einer 
Eigenständigen Jugendpolitik verantwortlich sind 
bzw. zu gewinnen wären, sind aktuell latent gefähr-
det, hinsichtlich der formulierten Ansprüche in eine 
Überforderungssituation zu geraten. Daher ist es zwin-
gend erforderlich, gemeinsam neue organisatorische 
Arrangements, die den gesamten Entstehungs- und 
Begründungszusammenhang von Jugendpolitik um-
fassen (Monitoring, Bewertung, Bedarfsbestimmung, 
Planung, Finanzierung und Umsetzung) und dabei 
Ressortgrenzen mit entsprechender Verbindlichkeit 
überwinden können, zu schaffen.
Hinsichtlich der formulierten Zielsetzungen des Pro-
jekts ist abschließend anzumerken, dass die Prozesse 
und Ergebnisse inhaltlich unseren Ansprüchen gerecht 
geworden sind. Allerdings ist es uns nicht ausreichend 
gelungen, alle gesellschaftlichen Akteure, die in der 
Entwicklung und Durchsetzung einer Eigenständigen 
Jugendpolitik im Bildungswesen, in der Sozialen Ar-
beit, in der Wissenschaft, der Wirtschaft, Verwaltung 
und Politik als Verbündete gewonnen werden müss-
ten, vollumfänglich in die Projektumsetzung einzube-
ziehen. Insbesondere auf der Ebene der Projektgrup-
pe konnten primär nur Partner gewonnen werden, die, 
wie wir als Träger auch, im Bereich der Kinder- und 
Jugendhilfe verortet sind. Daher ist eine inhaltliche 
Dominanz dieser spezifischen Perspektive in konzepti-
oneller Hinsicht und damit bezüglich der wahrgenom-
menen Herausforderungen und entwickelten Ansätze 
zu konstatieren.
Eine Fortführung des Diskussions- und Entwicklungs-

prozesses zur Eigenständigen Jugendpolitik sollte da-
her dringend die realistischen Möglichkeiten der akti-
veren Einbindung weiterer gesellschaftlicher Akteure 
mit einer höheren Verbindlichkeit und Verantwortlich-
keit prüfen und einfordern. Die Koordination dieser Be-
mühungen müsste zu diesem Zweck möglicherweise 
jenseits der tradierten Ressortzuständigkeit verortet 
werden.

Anforderungen an die Entwicklung einer Eigen-
ständigen Jugendpolitik in Sachsen
Die Jugend als eigenständige Lebensphase mit 
spezifischen Chancen, Aufgaben und Herausforde-
rungen sollte als Leitgedanke die Ausgestaltung ei-
ner Eigenständigen Jugendpolitik tragen. Dies ist mit 
dem grundsätzlichen Anspruch verknüpft, dass eine 
Eigenständige Jugendpolitik eine Politik für alle Ju-
gendlichen und junge Erwachsene sein muss und die 
unterschiedlichen Lebensentwürfe und Bedürfnisse 
reflektiert und respektiert. 
Jugendpolitik als eine ganzheitliche und integrati-
ve Politik für Alle sollte auf einem hoffnungsvollen, 
den einzelnen Menschen und dessen Vorstellungen 
und Lebensmodell anerkennenden Verständnis beru-
hen und die rhetorische wie praktische Konzeption ei-
ner Jugendpolitik als Krisenbewältigungspolitik über-
winden.
Die Komplexität und der übergreifende Anspruch er-
fordern offene und dialogische Prozesse für die 
Entwicklung und Priorisierung einer Eigenständigen 
Jugendpolitik, die einerseits unmittelbar die Jugendli-
chen selbst, als auch professionsübergreifend die rele-
vanten Akteure an der Basis einbeziehen. Diese Dialo-
ge müssen lokal, regional und landesweit geführt und 
ressortübergreifend mit den jugendrelevanten Verwal-
tungsstrukturen in Ämtern, Behörden, Ministerien etc. 
verlaufen und verstetigt werden.
In der Umsetzung einer Eigenständigen Jugendpolitik 
muss es auch darum gehen, die Begrenzungen tra-
dierter Strukturen und Zuständigkeiten zu über-
winden, um gemeinwesenorientiert aktiv Bezüge in 
jeweils andere gesellschaftliche Bereiche herzustellen 
und Synergien in der Zusammenarbeit (von Sport, Aus-
bildungsbetrieb, Feuerwehr, Mehrgenerationenhaus, 
…) zu kreieren. Aber auch die Kooperation und Vernet-
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zung innerhalb von Arbeitsfeldern, zwischen freien und 
öffentlichen Trägern ebenso wie Organisationen, die 
mit und für junge Menschen arbeiten, muss dauerhaft 
und verlässlich in den Sozialräumen gestaltet werden, 
um den veränderten Herausforderungen gewachsen 
zu sein. Ein attraktives Ziel auf örtlicher Ebene wäre 
der Aufbau eines dichten Netzes an ansprechbaren Er-
wachsenen, die jungen Menschen als aktivierbare Res-
source zur Verfügung stehen.
Die Partizipation junger Menschen an kommuna-
len Entwicklungs- und Entscheidungsprozessen 
sollte verbindlich, das heißt über Gesetze und Verord-
nungen, abgesichert werden. In der konkreten Umset-
zung vor Ort sollten spezifische, auf die lokale Situation 
und Ressourcen abgestimmte Modelle entwickelt wer-
den, die bspw. auf Grundlage verbindlicher Rahmenkri-
terien zu zertifizieren wären. In diesem Kontext sollte 
öffentlich über die Absenkung des Wahlalters auf Lan-
des- und Kommunalebene diskutiert werden, um die 
Basis für politische Teilhabe aktiv zu verbreitern.
Für eine Stärkung der Betroffenenrechte von Kindern 
und Jugendlichen, der Sicherstellung von Leistungsan-
sprüchen sowie der Realisierung von Persönlichkeits- 
und Teilhaberechten ist im Kontext der Entwicklung 
einer Eigenständigen Jugendpolitik in Sachsen auf die 
Etablierung einer Ombudsstelle als lebensphasen-
übergreifende Auskunfts- und Beschwerdestelle 
hinzuwirken.
Gerade in den Kommunen gilt es für eine neue Offen-
heit gegenüber den Anliegen und Positionen junger 
Menschen zu werben und eine Lockerung von Nut-
zungsbedingungen sowie die Entwicklung von Selbst-
verwaltungs- und Entfaltungsspielräumen zu forcie-
ren, in denen alternative Vorstellungen und Konzepte 
praktisch ausprobiert und Konformitätszwänge redu-
ziert werden. Es geht um vorbedingungsarme Gele-
genheitsstrukturen für Aktivität, Ausdrucksfor-
men und Kreativität von Jugendlichen, aus deren 
Ergebnissen nicht zuletzt auch wichtige Anstöße für 
die gesellschaftliche Entwicklung resultieren können 
(Spektrum von Umwelt, Bildung, Soziales, Migration, 
Demokratie, Stadterneuerung, Kultur u. v. m.). Dies 
können z. B. nutzbare Räumlichkeiten vor Ort, Veran-
staltungs- und Unterstützungsangebote, thematische 
Wettbewerbe oder die unkomplizierte und unmittel-

bare finanzielle Förderung von Jugendinitiativen sein.
In diesem Zusammenhang sind nach unserer Einschät-
zung die Jugendarbeit und Jugendverbandsarbeit 
als zentrale Bestandteile der sozialen Infrastruktur für 
Jugendliche aufgefordert, die formulierten Angebote 
im Lichte einer sich verändernden gesellschaftlichen 
Umwelt und vor allem eines rapiden Wandels der Le-
benswelt junger Menschen neu zu beurteilen und ggf. 
zu reformulieren. Hier gilt es ehrliche, ergebnisoffene 
Entwicklungsprozesse zu initiieren, in denen gemein-
sam mit jungen Menschen, Jugendarbeiter_innen, 
Wissenschaft, Verwaltung und Politik die veränderten 
Realitäten und Ansprüche offen gelegt und veränderte 
Arrangements ausgehandelt werden. Klar ist aber auch 
– unter dem Primat der Haushaltskonsolidierung wer-
den diese Prozesse nicht erfolgreich verlaufen.
Eine Jugendpolitik als Lebensphasenpolitik muss sich 
der Realität stellen, dass ein großer Anteil von Jugend-
zeit in virtuellen Räumen verbracht wird. Die Erfahrun-
gen aus der Projektumsetzung sowie aus zahlreichen 
Diskussionen mit Fachkräften und Jugendlichen zei-
gen, dass der radikale Veränderungsprozess des Le-
benswandels und der Lebenswelt Jugendlicher, der 
im Zuge der Digitalisierung unserer Gesellschaft vor-
anschreitet, sich nicht annähernd in pädagogischen 
Settings abbildet. Daher stellt die Annahme der Verant-
wortung für die Konzeption von Programmen und 
Angeboten zur Medienkompetenzentwicklung 
in Schule und Freizeit eine zentrale Anforderung dar. 
Erwachsene, insbesondere diejenigen, die mit Kindern 
und Jugendlichen arbeiten, sollten die mediatisierte 
Lebenswelt junger Menschen verstehen lernen und 
das heißt primär, sich auf die Aktivitäten und Interessen 
von jungen Menschen einzulassen und diese gemein-
sam zu erkunden.
Eine Eigenständige Jugendpolitik muss sich stärker als 
bisher dem Thema stellen, dass Jugendliche, die in der 
Schule oder an der Schwelle in die Ausbildung oder 
den Beruf die komplexen Anforderungen der Multiop-
tionsgesellschaft nicht realisieren können, akut von ei-
ner langfristigen Exklusion aus gesellschaftlichen Pro-
zessen bedroht sind. Für diese Personengruppe sind 
entsprechend wirksame kompensatorische Hilfen 
und Unterstützungsangebote als Bestandteil einer 
Jugendpolitik für Alle (weiter) zu entwickeln.

Projekterfahrungen und Anforderungen an eine Eigenständige Jugendpolitik.
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Im Diskurs wird die Balance und Qualität von 
schulischen und außerschulischen Angeboten 
der Bildung und Freizeitgestaltung hinsichtlich der 
Aspekte Abbau sozialer Ungleichheit, Entfaltung und 
Selbstbestimmtheit der Person, zeitliche Freiräume, 
Zweckfreiheit, Innovations- und Fehlerfreundlichkeit 
sowie individuelle Kompetenzentwicklung erneut zu 
bestimmen sein. Dabei stellt sich aus unserer Sicht vor 
allem die Frage, wie bzw. ob eine auf den ganzen Tag 
erweiterte Schule (mit integriertem Freizeitbereich, 
Arbeitsgemeinschaften, interdisziplinären Personal-
zusammensetzungen und Rhythmisierung) entwickelt 
werden kann, die entsprechende Freiräume, Anreize 
und Nischen vorhält, die Jugendliche im Zuge ihrer 
Entwicklung für ihre Persönlichkeitsentfaltung, Werte-
entwicklung und Meinungsbildung benötigen.
Die Debatte um die Entwicklung einer Eigenständigen 
Jugendpolitik muss sich auch den Fragen der Quali-
tätsentwicklung öffentlicher Leistungen, der 
Verlässlichkeit finanzieller und struktureller 
Rahmenbedingungen sowie der Qualifizierung 
(Aus- und Weiterbildung) der in der Begleitung des Auf-
wachsens Beschäftigten widmen.

 Foto links und oben: Dirk Müntzenberg  Foto: Enrico Damme
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Partner und Unterstützer

Das Projekt „Jugendpolitik braucht…?!“ wäre ohne die 
Unterstützung von und Zusammenarbeit mit einer Viel-
zahl von Akteuren nicht denk- und umsetzbar gewesen. 
Daher gilt es all jenen Dank zu sagen, die sich mit der 
JUST – Jugendstiftung Sachsen auf den Weg gemacht 
haben, über eine Eigenständige Jugendpolitik in Sach-
sen zu sprechen und Ideen zusammen zu tragen.
Herzlichen Dank den etwa 250 Teilnehmenden an 
den vier regionalen Fachveranstaltungen im Land-
kreis Leipzig und dem Vogtlandkreis sowie in Leipzig 
und Chemnitz und den Kooperationspartnern vor Ort, 
dem Jugendamt Landkreis Leipzig (Ines Lüpfert) und 
dem Kreisschülerrat Landkreis Leipzig (Daniel Peis-
ker), dem Jugendamt des Vogtlandkreises (Karl-Heinz 
Gräfe) und dem Vogtlandkreisjugendring e. V. (Birgit 
Tauscher), dem Amt für Jugend, Familie und Bildung 
der Stadt Leipzig (Berit Lahm) und dem Stadtjugend-
ring Leipzig e. V. (Corinna Graf), dem Amt für Jugend 
und Familie Chemnitz (Kathrin Schäfer und Karin Wol-
ny), der Jugendbeteiligungsinitiative „Hoch vom Sofa“ 
der Deutschen Kinder- und Jugendstiftung sowie den 
beteiligten Chemnitzer Jugendinitiativen Amnesty In-
ternational Chemnitz, Grüne Jugend Chemnitz, Jusos 
Chemnitz, Verdi Jugend, Kreisschülerrat Chemnitz, 
Linksjugend Chemnitz, Netzwerk Courage Chemnitz, 
Schüler_innenzeitung „fünfterdritter“, Skatehalle des 
AJZ Chemnitz e. V., Stay Rebel Festival, Wohn- und Kul-
turprojekt Kompott.
Auf diesem Wege bedanken wir uns darüber hinaus 
bei den mitwirkenden Vertreter_innen aus der Wis-
senschaft, die unsere Fachveranstaltungen mit Impul-
sen und Fachbeiträgen bereichert haben sowie bei 
den Vertreter_innen aus Politik und Wirtschaft für die 
Statements und Fachbeiträge im Rahmen der Fachver-
anstaltungen sowie der Interviewreihe und Publikation.
Ein herzliches Dankeschön richtet sich an alle Jugendli-
chen, Jugendgruppen und –initiativen, die sich am Ide-

enwettbewerb „Abenteuer Jugendzeit“ beteiligt haben 
und uns ihre Vorschläge, Ansichten und Gedanken für 
eine jugendgerechte Politik und Gesellschaft mitgeteilt 
haben. Den Jugendlichen in den geförderten Projekten 
und den begleitenden Erwachsenen danken wir für die 
Verwirklichung ihrer Projektideen in den zurückliegen-
den Wochen. 
Für die Ausgestaltung der gemeinsamen zentralen Ab-
schlussveranstaltung „Forum Jugendpolitik braucht“ 
am 13.11.2013 in Dresden bedanken wir uns für die 
vertrauensvolle Zusammenarbeit bei unserem Partner 
Evangelischen Akademie Meißen unter Mitwirkung des 
Länderteams der „Meißner Thesen“.
Unser Dank gilt darüber hinaus unseren weiteren Ko-
operationspartnern, die uns über den Gesamtzeitraum 
hinweg fachlich fundiert begleitet haben, dem Sächsi-
schen Sozialministerium/Landesjugendamt sowie dem 
Kinder- und Jugendring Sachsen, der Sächsischen Ju-
gendstiftung und der Deutschen Kinder- und Jugend-
stiftung. Ein besonderer Dank gilt den Mitwirkenden 
der AGJF Sachsen e. V. sowie der Redaktion des CORAX 
Fachmagazins für die tatkräftige fachliche und organi-
satorische Unterstützung.
Außerdem möchten wir uns bei den Fördermittelge-
bern bedanken, ohne die das Vorhaben nicht umsetz-
bar gewesen wäre. Die Veranstaltungsreihe „Jugendpo-
litik braucht…?!“ wurde durch das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend aus Mitteln 
des Kinder- und Jugendplans „Innovationsfonds Eigen-
ständige Jugendpolitik“ gefördert. Die Abschlussver-
anstaltung wurde darüber hinaus von der Evangelisch-
Lutherischen Landeskirche Sachsens als Veranstaltung 
im Rahmen der Evangelischen Trägergruppe für gesell-
schaftspolitische Jugendbildung mitfinanziert. 
Vielen Dank Ihnen, den Teilnehmenden am „Forum Ju-
gendpolitik braucht…?!“ für das Interesse am Thema 
und die Mitwirkung an der heutigen Tagung.
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Prof. Dr. Paul D. Bartsch ist Literaturwissenschaft-
ler, Medienpädagoge und Professor für Erziehungs-
wissenschaft an der Hochschule Merseburg. 
Kontakt: paul.bartsch@hs-merseburg.de

Frank Beckmann ist Soziologe und wissenschaftli-
cher Referent am Deutschen Jugendinstitut e. V. in der 
Arbeitsstelle Kinder- und Jugendpolitik. 
Kontakt: beckmann@dji.de

Prof. Dr. Dr. Carl Wolfgang Müller ist Dolmetscher, 
Journalist, Jugendpfleger und emeritierter Professor 
für Erziehungswissenschaften und Sozialpädagogik 
an der TU Berlin.

Dr. Martin Rudolph ist Sozialwissenschaftler und 
wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Professur für 
Sozialpädagogik der TU Dresden.
Kontakt: martin.rudolph@tu-dresden.de

Prof. Dr. Peter-Ulrich Wendt ist Professor für Sozi-
ale Arbeit und Dekan des Fachbereiches Sozial- und 
Gesundheitswesen an der Hochschule Magdeburg
Kontakt: peter-ulrich.wendt@hs-magdeburg.de / www.
puwendt.de

Prof. Dr. rer. pol. Margherita Zander ist Politik-
wissenschaftlerin und war bis zum Sommer 2012 als 
Professorin für Sozialpolitik an die Fachhochschule 
Münster berufen.
Kontakt: mzander@fh-muenster.de

Gesamtredaktion
Ricardo Glaser ist Soziologe, Mitglied des Kura-
toriums der JUST – Jugendstiftung Sachsen und 
für die Durchführung des Projekts „Jugendpolitik 
braucht…?!“ verantwortlich.
Kontakt: jugendpolitik@jugendstiftung-sachsen.de

Anke Miebach-Stiens ist Sozialpädagogin und im 
Vorstand der JUST – Jugendstiftung Sachsen für das 
Themenfeld Jugendpolitik zuständig. 
Kontakt: info@jugendstiftung-sachsen.de

Zu den Autor_innen der 
Fachbeiträge



Die JUST – Jugendstiftung Sachsen wurde 1997 durch 
die AGJF Sachsen e. V. mit einem Grundkapital von 
500.000 DM gegründet. Aus dem jährlichen Ertrag wer-
den kleinteilige Projekte gefördert und Vorhaben in Ko-
operation mit der AGJF Sachsen e. V. und Dritten um-
gesetzt. Die Stiftung ist als gemeinnützig anerkannt. 
Gemäß ihrer Leitlinie „Wir fördern Veränderung“ unter-
stützt die Stiftung innovative, neuartige und kreative 
Ansätze in der Kinder- und Jugendarbeit/-hilfe. Die 
Projektförderung erfolgt für Vorhaben die von bzw. 
mit jungen Menschen aus Sachsen initiiert werden. 
Dabei erhalten Vereine, Initiativen und Gruppen eine 
finanzielle Förderung und fachliche Unterstützung ih-
rer Projekte, welche unter Beteiligung von Kindern und 
Jugendlichen entwickelt und durchgeführt werden.
Der Schwerpunkt der Stiftungstätigkeit ist die Enga-
gementförderung von Kindern, Jugendlichen und 
Erwachsenen. Die Stiftung versteht sich als Entwick-
lungsraum für bürgerschaftliches Engagement, ins-
besondere junger Menschen, in Sachsen. Deshalb 
unterstützt die JUST – Jugendstiftung Sachsen z. B. 
die Aktion „Hoch vom Sofa! Chancen nutzen, Teilhabe 
stärken, Verantwortung wagen.“ als Programmpartner.
Neben dem Projekt „Jugendpolitik braucht …!?“ ist 
die JUST – Jugendstiftung Sachsen Träger der Fach-
stelle Freiwilligendienste in Sachsen „engagiert dabei“, 
die im Auftrag des Sächsischen Staatsministeriums 
für Soziales und Verbraucherschutz als Service- und 
Dienstleistungsstruktur die Arbeit der sächsischen 
Träger von Freiwilligendiensten unterstützt und Pro-
zesse der Qualitätsentwicklung im Arbeitsfeld initiiert.

Kuratorium
➜➜ Jens Cramer, Rechtsanwalt (Vorsitzender)
➜➜ Judith Frisch-Wurth, Trainerin im Wirtschafts-,  
Sozial- und Bildungsbereich (Stellvertreterin)

➜➜ Ricardo Glaser, Büro für sozialwissenschaftliche 
Forschung und Beratung (Beisitzer)

➜➜ Prof. Dr. Peter-Ulrich Wendt, Professur für Grund-
lagen und Methoden der Sozialen Arbeit sowie 
Kinder- und Jugendhilfe an der Hochschule 
Magdeburg-Stendal (Beisitzer)

Vorstand
➜➜ Andreas Pautzke, Stellv. Geschäftsführer des 
Bundesnetzwerks Bürgerschaftliches Engagement 
(BBE)

➜➜ Anke Miebach-Stiens, Geschäftsführerin AGJF 
Sachsen e. V.

JUST – Jugendstiftung Sachsen 
Wir fördern Veränderung

JUGENDSTIFTUNG
SACHSEN
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